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Auf ein Wort

Seit dem 10. Dezember 2012 ist es offiziell 
anerkannt: für den Ausbau der Kinderbe-
treuung für unter 3-jährige gilt das Konnexi-
tätsprinzip (Artikel 49 Abs. 2 der Landesver-
fassung)! So steht es in einer Vereinba-
rung, die die Kommunalen Landesverbän-
de (KLV) am 10. September 2012 mit der 
Landesregierung unter Führung von Minis-
terpräsident Torsten Albig unterzeichnet 
haben. 
Das hat natürlich finanzielle Konsequen-
zen: Ab 2013 werden die schleswig-hol-
steinischen Kommunen vom Land erhebli-
che zusätzliche finanzielle Mittel zur Erstat-
tung der Betriebskosten für unter 3-jährige 
erhalten. Nach Schätzungen belaufen sich 
die zusätzlichen Mittel bis 2017 auf rd. 260 
Mio. Euro! 

Mehr Geld für die Kommunen
Die tatsächliche Höhe der zusätzlichen 
Gelder ist abhängig von der Zahl der be-
treuten Kinder, von den durchschnittlichen 
Kosten eines Betreuungsplatzes und von 
den sonstigen Einnahmen (z. B. Elternbei-
träge), die hiervon wieder abzuziehen sind. 
Denn die Vereinbarung zwischen Kommu-
nen und Land ist so aufgebaut, dass Jahr 
für Jahr der Betrag genau errechnet wer-
den kann, der zur Erstattung der Betriebs-
kosten für die zusätzlichen Krippenplätze 
an die Kommunen erforderlich ist.  

Kommunalverfassungsbeschwerde 
war erfolgreich

Auch wenn wir nicht alle unsere Wünsche 
durchsetzen konnten, ist diese Vereinba-
rung ein großer Erfolg für die Kommunen in 
Schleswig-Holstein. Wir hatten  schon seit 
2008 darauf hingewiesen, dass für den 
neuen Rechtsanspruch auf Kinderbetreu-
ung für unter 3-jährige das Konnexitäts-
prinzip gilt. Vom Land ist dies stets zurück-
gewiesen worden. Im Jahr 2010 haben 
sich die KLV in Schleswig-Holstein in einem 
einmaligen Schulterschluss zusammen-
getan und auf den nun über 2-jährigen 
Weg gemacht, das Konnexitätsprinzip hier 
in Schleswig-Holstein durchzusetzen. 
In Gesprächen hierüber bis auf Spitzen-
ebene hat die Landesregierung im Laufe 
des Jahres 2011 die Anwendbarkeit des 
Konnexitätsprinzips stets zurückgewiesen. 
Das Land fühlte sich rechtlich auf der si-
cheren Seite, hatte aber auch die Sorgen 
der Kommunen und der Eltern um einen 
ausreichenden Ausbau der Kinderbetreu-
ung nicht hinreichend im Blick. 
Daher hatten die KLV ein Gutachten bei 
Prof. Dr. Joachim Wieland in Auftrag gege-
ben, um die Rechtslage in Schleswig-Hol-
stein prüfen zu lassen. Im Ergebnis haben 

Jörg Bülow, Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied des SHGT

Endlich: Für den Krippenausbau gilt 
das Konnexitätsprinzip!

die KLV eine Kommunalverfassungsbe-
schwerde der Hansestadt Lübeck und des 
Kreises Schleswig-Flensburg (stellvertre-
tend für alle Kommunen in Schleswig-
Holstein) vor dem Landesverfassungsge-
richt in Schleswig und ein aus rechtlichen 
Gründen notwendiges paralleles Verfahren 
vor dem Verwaltungsgericht organisiert 
und finanziert. In der mündlichen Verhand-
lung des Landesverfassungsgerichts 
wurde deutlich, dass die Kommunalverfas-
sungsbeschwerde gute Aussichten auf 
Erfolg hat. 
Auf Bitten des Landesverfassungsgerichts 
begannen nach dem Regierungswechsel 
Ende August 2012 intensive Verhandlun-
gen über einen Vergleich zwischen Land 
und Kommunen. Nach mehreren Verhand-
lungsrunden mit Sozialministerin Alheit und 
Ministerpräsident Albig konnten diese Ver-
handlungen mit der gemeinsamen Unter-
schrift unter die Vereinbarung am 10. De-
zember 2012 abgeschlossen werden. 
Als wesentliche Ergebnisse sind festzu-
halten:
• Die Geltung des Konnexitätsprinzips 

ist anerkannt
• Die Vereinbarung gilt unbefristet
• Die Höhe der zur Verfügung zu stellen-

den Mittel ist nicht begrenzt
• Es gibt erhebliches zusätzliches Geld 

für die Kommunen
• Die Vereinbarung ist durch die Anwen-

dung landeseinheitlicher Durchschnitts-
beträge praktikabel und leicht anwend-
bar

• Die in der Vereinbarung zu Grunde ge-
legten Annahmen werden in Rahmen 
einer gemeinsam zu entwickelnden 
Evaluation überprüft und mit Wirkung 
ab 2015 angepasst.

Die Vereinbarung ist daher ein guter Tag für 
die Kommunen, vor allem aber auch ein 
guter Tag für die Familien mit Kindern in 
Schleswig-Holstein. Denn sie gibt den 
Kommunen und damit im Ergebnis auch 
den freien Trägern ein großes Stück zu-
sätzliche finanzielle Sicherheit und Plan-
barkeit. Das wird den Ausbau der Krippen-
betreuung fördern.
Auch bei anderen Themen gibt es Bewe-
gung. Allerdings mit guten und mit 
schlechten Nachrichten. 

Regionalplanung wieder zentralisiert
Die schlechten Nachrichten vorweg:
Die neue Koalition hat die im Frühjahr 2012 
beschlossene Kommunalisierung der Re-
gionalplanung mit einem Federstrich wie-
der aufgehoben. Damit ist eine Reform ge-
scheitert, die der Gemeindetag seit über 10 
Jahren eingefordert hatte. Das Land traut 

es den Kommunen nach wie vor nicht zu, 
die Entscheidung für die Regionalplanung 
selbst zu treffen. Schleswig-Holstein bleibt 
das einzige Bundesland, in dem die Lan-
desregierung die Regionalpläne selbst ver-
abschiedet.

Wichtige Verbesserungen der 
Gemeindeordnung

Auf der anderen Seite freuen wir uns, dass 
die neue Koalition einige unserer Vorschlä-
ge aufgegriffen und schnell umgesetzt hat, 
um bestimmte Probleme der im Frühjahr 
2012 verabschiedeten Reform der Ge-
meindeordnung zu beseitigen. Hervorzu-
heben sind als Beispiele bereits verab-
schiedete, in Kraft getretene oder noch 
vom Landtag zu beratende Gesetzent-
würfe der Koalition mit folgenden Zielen:
- Die Einschränkung der Teilnahme von 

Gemeindevertretern an Ausschusssit-
zungen mit vertraulichen Inhalten wur-
de beseitigt (§ 46 Abs. 9 GO).

- Die (an sich gute und sinnvolle!) Spen-
denregelung in § 76 Abs. 4 GO wurde 
verbessert und ergänzt.

- Die Kommunen werden von der Pflicht 
befreit, neue Satzungen zur Regelung 
der Bürgerbeteiligung zu schreiben.

- Das neu eingeführte Instrument der 
„wiederkehrenden Beiträge“ in § 8 a 
des Kommunalabgabengesetzes bleibt 
erhalten und wird verbessert.

In 2013 stehen neue, wichtige Gesetzes-
vorhaben zur Gemeindeordnung und 
vielen weiteren Themen an: es bleibt span-
nend!

Wir wünschen allen Leserinnen und Leser 
eine besinnliche Adventszeit, ein friedvolles 
und schönes Weihnachtsfest und einen 
„guten Rutsch“ in ein erfolgreiches Jahr 
2013.

Ihr 
Jörg Bülow
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Aufsätze

I. Allgemeiner Hintergrund
Am 30. Juli 2011 ist als erste – vorgezo-
gene – Stufe der Städtebaurechtsnovelle 
in der Folge der „Fukushima-Katastro-
phe“ und als Bestandteil der „Energiege-
setze“ das „Gesetz zur Förderung des 
Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden“ vom 22. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1509) als „BauGB-Klima-
schutznovelle“ in Kraft getreten. Wegen 
der damit bereits in das geltende Städte-
baurecht aufgenommenen „Klimaschutz-
aspekte“ verbleiben auf der Grundlage 
des Koalitionsvertrages aus dem Jahre 
2009 für die jetzt anstehende zweite Stufe 
der Städtebaurechtsnovelle noch zwei 
maßgebliche Punkte zur Umsetzung: Die 
Stärkung der Innenentwicklung und die 
Anpassung der Baunutzungsverordnung. 
Mit diesen zwei Inhalten befasst sich der 
am 4. Juli 2012 beschlossene Regie-
rungsentwurf eines Gesetzentwurfs „zur 
Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden und weiteren 
Fortentwicklung des Städtebaurechts“. 
Der Bundesrat hat am 21. September 
2012 in eigenen Beschlüssen zu dem 
Gesetzentwurf Stellung genommen. Das 
Gesetz selbst soll nach den Vorstellungen 
der Bundesregierung spätestens am 1. 
Juli 2013 in Kraft treten. 
Zu den inhaltlichen Punkten des Gesetz-
entwurfs haben im Jahre 2010 mit Exper-
ten aus Wissenschaft und Praxis und 
unter Teilnahme der kommunalen Spit-
zenverbände im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und unter Leitung 
des Deutschen Instituts für Urbanistik 
(Difu) die „Berliner Gespräche“ stattge-
funden. Deren Ergebnisse waren Basis 
sowohl der bereits in Kraft befindlichen 
„BauGB-Klimaschutznovelle“ als auch 
des Regierungsentwurfs zur jetzigen 2. 
Stufe der Städtebaurechtsnovelle. 
Insbesondere die mit dem aktuellen Ge-
setzentwurf angestrebte Stärkung der 
Innenentwicklung spiegelt eine kommu-
nale Kernforderung wieder. Nicht zuletzt 
angesichts der demografischen Entwick-
lung ist es ein wesentliches Ziel der Städte 
und Gemeinden, die Flächeninanspruch-
nahme im Außenbereich zu verringern 

und die Ortskerne und Innenstädte zu 
stärken. Gerade die Ortskerne und 
Innenstädte sind für die Attraktivität und 
Lebensqualität von Städten und Gemein-
den von großer Bedeutung. Sie sind 
häufig der Schlüsselfaktor für eine urbane 
Stadtentwicklung sowie der maßgebliche 
Kristallisations- und Identifikationsfaktor 
für die Bürgerschaft. Es gilt daher, die mit 
dem „Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte“ vom 21. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3316) und insbesondere 
dessen § 13a BauGB (Bebauungspläne 
der Innenentwicklung) eingeleitete Ent-
wicklung sowohl durch sachgerechte An-
passungen im BauGB als auch in der 
BauNVO fortzuführen. Hinzu kommt, dass 
angesichts aktueller Herausforderungen 
im Außenbereich (Intensivtierhaltung etc.) 
auch insoweit für die Städte und Ge-
meinden eine bessere planungsrecht-
liche Steuerungsmöglichkeit geschaffen 
werden muss.
Im Folgenden werden die beabsichtigten 
wesentlichen und im nächsten Jahr in 
Kraft tretenden Änderungen der zweiten 
Stufe der Städtebaurechtsnovelle aus 
Sicht der Kommunen dargestellt und 
schwerpunktmäßig bewertet:

II. Verstärkung des Bodenschutzes
Durch eine Ergänzung des § 1 Abs. 5 
BauGB will der Regierungsentwurf im 
Sinne eines städtebaulichen Leitbilds vor-
geben, dass die städtebauliche Entwick-
lung „vorrangig“ durch Maßnahmen der 
Innenentwicklung erfolgen „soll“. Der 
Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 
vom 21. September 2012 (Drucksache 
474/12) beschlossen, über die „Soll-Vor-
gabe“ hinaus zu gehen und diese durch 
eine Pflicht („haben vorzusehen“) zu er-
setzen. Insoweit muss aber berücksichtigt 
werden, dass bereits heute zum Schutze 
des Außenbereichs „mit Grund und Bo-
den sparsam und schonend umgegan-
gen werden soll“ (§ 1a Abs. 2 S. 1, erster 
Hs. BauGB). Allerdings ist diese „Boden-
schutzklausel“ rechtlich eher ein stum-
pfes Schwert und war – soweit ersichtlich 
– noch nie expliziter Gegenstand von 
Gerichtsentscheidungen. Daher soll der 

Grundsatz einer Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme durch die vorge-
sehene Neuregelung nochmals verstärkt 
werden. Insbesondere im Zusammen-
hang mit der zusätzlich geplanten Er-
gänzung eines neuen § 1a Abs. 2 S. 4 
BauGB wird allerdings dieses Ziel einer 
berechtigten Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme (jeden Tag wird in 
Deutschland eine Fläche von ca. 100 ha 
für neue Zwecke in Anspruch genommen) 
über Gebühr und ohne ersichtlichen 
Mehrwert für die Städte und Gemeinden 
verschärft. § 1a Abs. 2 S. 4 BauGB der 
Neufassung soll lauten:
„Die Notwendigkeit der Umwandlung 
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 
Flächen soll begründet werden; dabei 
sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten 
der Innenentwicklung zugrunde gelegt 
werden, zu denen insbesondere Brach-
flächen, Gebäudeleerstand, Baulücken 
und andere Nachverdichtungsmöglich-
keiten zählen können.“
Die geplante Norm fördert die Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme nicht. 
Bereits jetzt enthält das BauGB für die 
Inanspruchnahme neuer Flächen Begrün-
dungspflichten, die auch in der Notwen-
digkeit eines Umweltberichts zum Tragen 
kommen. Eine erweiterte Begründung für 
die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich oder als Wald genutzter 
Flächen bringt daher keinen Gewinn für 
eine richtige Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme. Vielmehr wird durch 
die vorgesehene und von der Gemeinde 
vorzunehmende „Ermittlung zu den Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung, zu denen 
insbesondere Brachflächen, Gebäude-
leerstand, Baulücken und andere Nach-
verdichtungsmöglichkeiten zählen kön-
nen“, ein kaum leistbarer finanzieller und 
personeller Aufwand zulasten der Kom-
munen ausgelöst. Insoweit ist auch die 
Aussage in der Gesetzesbegründung 
zweifelhaft, dass den Kommunen durch 
das neue Gesetz keine Kosten entstehen. 
Zu berücksichtigen ist überdies, dass die 
bloße Ermittlung der Brachflächen etc., 
etwa über ein Baulückenkataster, noch 
lange nicht zur Verfügbarkeit der jewei-
ligen Grundstücke zwecks Bebauung 
führt. Insoweit ist zum einen hierfür die 
Bereitschaft der Privaten (Investoren und 
Bauherren) erforderlich; zum anderen 
stehen häufig auch Immissions- und 
Artenschutzbelange als Hindernisse einer 
Bebauung entgegen. Einen reinen „Er-
mittlungsaufwand“ ohne Mehrwert für 
eine Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme zu betreiben, nutzt aber 
niemandem. Die vorgesehene Norm soll-

BauGB- und BauNVO-Novelle: 
Beurteilung der Änderungen  aus Sicht 
der Städte und Gemeinden
Norbert Portz, Deutscher Städte- und Gemeindebund
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te daher entfallen. Hilfreicher wäre dem-
gegenüber die Wiedereinführung der so 
genannten Grundsteuer C oder aber 
eines zonierten Satzungsrechts für die 
Städte und Gemeinden. Hierdurch könn-
ten die Städte und Gemeinden bebau-
bare, aber unbebaute Grundstücke im 
Innenbereich mit einem höheren Hebe-
satzrecht belegen, um so Druck auf eine 
Bebauung gegenüber den Eigentümern 
auszuüben.
Eine zusätzliche Einbeziehung und Be-
wertung der Infrastrukturfolgekosten vor 
der Ausweisung neuer Flächen im Flä-
chennutzungsplan – wie vom Bundesrat 
am 21. September beschlossen - sollte 
ohnehin Gegenstand einer voraus-
schauenden Bauleitplanung sein. Zweifel-
los wird die Ermittlung und Bewertung der 
Infrastrukturfolgekosten wegen der 
demografischen Entwicklung aber immer 
wichtiger.
Die in § 1a Abs. 3 S. 5 BauGB vorgesehe-
ne Einfügung der so genannten Agrar-
flächen-Schutzklausel durch eine ent-
sprechende Anwendung des § 15 Abs. 3 
BNatSchG ist aus kommunaler Sicht zu 
unterstützen. Die damit verbundene Prü-
fung bei der Inanspruchnahme land- oder 
forstwirtschaftlich genutzter Flächen für 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen der-
gestalt, ob etwa der Ausgleich oder Ersatz 
auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung 
etc. sinnvoll ist, dient nicht nur dem Schutz 
vor der Neuinanspruchnahme land- oder 
forstwirtschaftlicher Flächen; sie erweitert 
auch das Handlungsermessen der Kom-
munen. Im Sinne dieses Ziels zur Berück-
sichtigung agrarstruktureller Belange 
sollte aber zusätzlich geprüft werden, eine 
weitergehende Flexibilität bei Eingriffs- 
und Ausgleichsmaßnahmen auch durch 
die Möglichkeit zu Geld- und damit Er-
satzzahlungen (s. § 15 Abs. 6 BNatSchG) 
vorzusehen.

III. Bürgerbeteiligung modernisieren – 
Planungsverfahren beschleunigen

1. Klarstellung: Mediationsverfahren 
und außergerichtliche 
Konfliktbeilegung durch Dritte möglich
Das Baugesetzbuch und die kommunale 
Bauleitplanung sind Vorreiter einer - recht-
lich – modernen, zweistufigen und viel-
fach in der Praxis erprobten Bürgerbe-
teiligung. Die Öffentlichkeit ist auf der 
ersten Stufe möglichst frühzeitig über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung und sich wesentlich unterscheiden-
de Lösungen sowie über die voraussicht-
lichen Auswirkungen zu unterrichten. Ihr 
ist dabei grundsätzlich Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung zu geben (§ 3 
Abs. 1 S. 1 BauGB).
Auch kann die Gemeinde zur Beschleuni-
gung der Bauleitplanung, speziell bei 
komplexen Großprojekten, bereits nach 
dem geltenden Recht Dritte mit der 

Durchführung der Bürgerbeteiligung be-
auftragen. Sie kann damit neben einer 
Moderation heute schon auch die noch 
wenig angewandte, aber jetzt im Regie-
rungsentwurf in klarstellendem Sinne vor-
gesehene, Einbindung von Mediatoren 
oder eine außergerichtliche Konfliktbei-
legung (§ 4b BauGB-Entwurf) nutzen. 
Mediationsverfahren sind zwar kein Kö-
nigsweg und dienen nicht der einseitigen 
Akzeptanzbeschaffung für ein vorgege-
benes Projekt. Dennoch können gerade 
professionelle und frühzeitige Mediatio-
nen zu Win-Win-Situationen, die die Inte-
ressen aller Parteien wahren, beitragen. 
Mediationsverfahren haben zudem den 
Vorteil, dass die Verwaltung oder die 
Politik, die von der Öffentlichkeit häufig als 
„einseitiger Befürworter“ des geplanten 
Projekts angesehen werden, durch neu-
trale Dritte ersetzt werden. Eine Mediation 
kann zudem als Investition in eine früh-
zeitige und strukturierte Vorabbeteiligung 
zeitintensive Gerichtsverfahren vermei-
den und damit Kosten senken helfen. Ins-
gesamt muss es jedenfalls Ziel sein, die 
Bürgerbeteiligung über eine nicht mehr 
zeitgemäße formale Beteiligung hinaus 
(„Schwarze Bretter“) attraktiv und trans-
parent, etwa durch anschauliche Visuali-
sierungen, zu gestalten. Hierzu kann die 
im Regierungsentwurf in § 4b BauGB 
vorgesehene Mediation und außerge-
richtliche Konfliktbeilegung durch einen 
Dritten ein wertvoller Baustein sein. Diese 
gesetzliche Klarstellung ist daher aus 
kommunaler Sicht zu begrüßen. In der 
Stellungnahme des Bundesrates vom 21. 
September bittet dieser, im weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens eine 
ausdrückliche Klarstellung im BauGB zu 
prüfen, welche eventuelle Bindungswir-
kung das Ergebnis einer auf Veranlas-
sung einer Gemeinde durchgeführten 
Mediation für die von der Gemeinde vor-
zunehmende Abwägung entfaltet. Hiermit 
soll zu Recht  klargestellt werden, dass 
eine Gemeinde trotz Inanspruchnahme 
einer Mediation stets auf der Grundlage 
ihrer Planungshoheit eigene Erwägungen 
anzustellen hat.  

2. Städtebaurechtliche Regelungen 
für Bürgerbeteiligung grundsätzlich 
ausreichend 
Die gesetzlichen Grundlagen des Bun-
desstädtebaurechts zur Bürgerbeteili-
gung sind im Übrigen grundsätzlich aus-
reichend. Dies hat auch der 4. Deutsche 
Baugerichtstag Anfang Mai 2012 in 
Hamm bestätigt. Dennoch ist es gerade 
bei komplexen Vorhaben sinnvoll, die Art 
und Weise einer Bürgerpartizipation im 
Vollzug verstärkter nach den in der Stadt-
erneuerung (Stadtumbau) und der „So-
zialen Stadt“ erprobten Maßstäben durch-
zuführen. Diese Grundsätze sind von 
einer verstärkten aktiven Mitwirkung und 
Verantwortung der Bürgerinnen und 

Bürger geprägt (bottom up Strategie). 
Wichtige Kriterien für eine verstärkte und 
nachhaltige Kooperation mit der Bürger-
schaft sind dabei eine Verstetigung und 
die Schaffung einer „Kultur der Partizi-
pation“. Diese kann ein dauerhaftes Ver-
trauen zwischen Verwaltung, Politik und 
den Bürgerinnen und Bürgern schaffen. 
Neben einer frühzeitigen und transparen-
ten Information hängt die Art der konkre-
ten Bürgerbeteiligung stets vom Einzelfall 
ab. Einen einheitlichen Königsweg gibt es 
nicht. Trotz der notwendigen und verstärk-
ten Nutzung des Internets etc. empfiehlt 
sich stets auch ein Kommunikationsmix in 
Form der direkten Ansprache der Bürger-
schaft (Bürgerversammlung etc.), um auf 
diesem Wege den unmittelbaren Aus-
tausch und Diskurs herbeizuführen. 
Auch muss es Ziel von Verwaltung und 
Politik sein, die so genannten „stillen 
Bürger“, die nicht unmittelbar von einem 
Projekt betroffen sind, in den Partizipa-
tionsprozess verstärkt einzubeziehen. 
Nur so kann es gelingen, eine Überreprä-
sentanz der rein unmittelbar Betroffenen, 
die nicht selten aus einem Eigeninteresse 
heraus gegen die Umsetzung eines für sie 
nachteiligen Projekts sind, zu vermeiden. 
Die Bürgerbeteiligung in der Bauleitpla-
nung muss jedenfalls für die Öffentlichkeit 
attraktiv, anschaulich und transparent 
sein sowie durch kompakte und präg-
nante Erklärungen (Zusammenfassende 
Erklärung etc.) und Darstellungen gestal-
tet und mit Leben gefüllt werden.
Beispielhafte Wege hierzu sind Internet-
foren, Zukunfts- oder Planungswerk-
stätten, Workshops, Modellpräsentation 
des geplanten Bauvorhabens sowie auch 
die Kommunikation über Facebook. Inso-
weit sollte zum Zwecke der besseren 
Veranschaulichung ein „Vorziehen des 
Baugenehmigungszeitpunkts“ („Virtueller 
Bagger“) angestrebt werden, weil die 
Bürgerschaft oftmals nicht bereits in der – 
abstrakten – Planungsphase, sondern 
erst mit dem eigentlichen Baubeginn 
(Bagger) die Auswirkungen des Vorha-
bens erfasst. Voraussetzung für moderne 
Partizipationsformen ist eine bürgerorien-
tierte Verwaltung, die über Ressortgren-
zen hinaus gut und intensiv kooperiert. 
Dies erfordert in den Kommunen aber 
qualifiziertes Personal und eine ausrei-
chende Finanzausstattung durch Bund 
und Länder. Gerade bei den Städten und 
Gemeinden darf eine moderne, aber auch 
oftmals kostenintensive Bürgerbeteili-
gung nicht von deren jeweiligen Finanz-
situation abhängen. Zu verbessern sind 
daher auch die tatsächlichen und recht-
lichen Möglichkeiten einer Kostenerstat-
tung zugunsten von Kommunen für die 
Durchführung einer Bürgerbeteiligung 
insbesondere dann, wenn ein konkreter 
Investor noch nicht feststeht.
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IV. Darstellung zentraler Versorgungs-
bereich im Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan hat insbeson-
dere bei der Steuerung größerer Außen-
bereichsvorhaben (Windenergie, Bio-
masse etc.), speziell durch die Fest-
setzung von Konzentrationsflächen, eine 
rechtlich große Bedeutung. Dem ent-
spricht die Bedeutung des Flächennut-
zungsplans für den Innenbereich und eine 
hier gegebene Steuerungsfunktion aktuell 
nicht. 
Daher sieht § 5 Abs. 2 Nr. 2 der geplanten 
BauGB-Neuregelung zur Stärkung des 
Innenbereichs auch hier eine verbesserte 
Steuerung durch den Flächennutzungs-
plan vor. Dies soll dadurch erreicht wer-
den, dass im Flächennutzungsplan eine 
Rechtsgrundlage dafür geschaffen wird, 
dass in diesem „zentrale Versorgungs-
bereiche“ dargestellt werden können. 
Hiermit wird den von vielen Städten und 
Gemeinden aufgestellten Einzelhandels- 
und Zentrenkonzepten bereits auf der 
Ebene des Flächennutzungsplans klar-
stellend und im Sinne einer auch heute 
schon grundsätzlich bestehenden Mög-
lichkeit („Im Flächennutzungsplan kön-
nen insbesondere dargestellt werden“) 
ein stärkeres rechtliches Gewicht gege-
ben. Folge wäre, dass die Gemeinden die 
Steuerung ihres gesamten Gemeinde-
gebiets mit zentralen Versorgungsberei-
chen besser konzeptionell verankern 
können. Auch wäre bereits auf der Ebene 
des Flächennutzungsplans eine legiti-
mierte Basis für Standortentscheidungen 
der Einzelhandelsunternehmen gegeben. 
Von einer derartigen ausdrücklichen und 
daher aus Sicht der Kommunen zu be-
grüßenden Darstellungsmöglichkeit von 
zentralen Versorgungsbereichen in Flä-
chennutzungsplänen kann zudem erwar-
tet werden, dass eine Prüfung des § 34 
Abs. 3 BauGB (keine schädlichen Aus-
wirkungen auf zentrale Versorgungs-
bereiche) nicht nur auf tatsächlicher Ba-
sis, sondern auch auf der Basis der ge-
troffenen – rechtlichen - Darstellungen 
und damit erleichtert erfolgt. Insgesamt 
würde darüber hinaus durch eine klare 
Darstellungsmöglichkeit von zentralen 
Versorgungsbereichen bereits im Flä-
chennutzungsplan (Einzel- und Zentren-
konzepte) für Städte und Gemeinden eine 
bessere Sicherstellung der wohnortnahen 
Versorgung ermöglicht.

V. Verbesserte Steuerung von 
Vergnügungsstätten 
In den letzten Jahren ist in vielen Städten 
und Gemeinden eine z. T. massive Zu-
nahme von Vergnügungsstätten festzu-
stellen. Hierin liegt zwar primär eine ge-
sellschaftsrechtliche Problematik, die 
auch ordnungsrechtliche Dimensionen 
hat und in ihren Ursachen nicht städte-
baurechtlich veränderbar ist. Dennoch 
kann durch eine Änderung des Städte-

baurechts zumindest eine verbesserte 
Steuerung von Vergnügungsstätten vor-
genommen werden. Hierzu sieht ein 
neuer § 9 Abs. 2b BauGB-Entwurf vor, 
dass auf der Ebene des Bebauungsplans, 
insbesondere für im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile sowie auch für Teile des 
Bebauungsplans, eine Festsetzungs-
möglichkeit geschaffen wird, wonach be-
stimmte Vergnügungsstätten zulässig 
oder nicht zulässig sind bzw. ausnahms-
weise zugelassen werden können. 
Als städtebaulicher Belang für die Recht-
fertigung einer derartigen Eingrenzung 
und für eine verbesserte Steuerung soll 
gemäß § 9 Abs. 2b Nr. 1 BauGB insbe-
sondere eine Beeinträchtigung von 
Wohnnutzungen oder anderen schutzbe-
dürftigen Anlagen wie Schulen, Kinder-
tagesstätten oder Kirchen oder eine Be-
einträchtigung der sich aus der vorhan-
denen Nutzung insgesamt ergebenen 
städtebaulichen Funktion des Gebiets 
dienen. Zur weiteren Stärkung der ge-
meindlichen Planung soll ein Bebauungs-
plan dabei nicht nur für Gebiete nach § 34 
Abs. 1 BauGB, sondern auch für Gebiete 
nach § 34 Abs. 2 BauGB aufgestellt wer-
den können. Auf der Grundlage der beab-
sichtigten Novellierung ist gemäß § 9 Abs. 
2b Nr. 2 BauGB zur Unterstützung der 
gemeindlichen Planungshoheit weiterhin 
und klarstellend eine gezielte Regelung für 
die Beachtung städtebaulicher Aspekte 
bei der Zulassung bzw. Nichtzulassung 
von Vergnügungsstätten vorgesehen. Fol-
ge wäre eine bessere Verhinderung bzw. 
die Vermeidung einer nachteiligen Häu-
fung von Vergnügungsstätten zulasten der 
gemeindlichen Gesamtentwicklung. Die 
vorgesehene Neuregelung ist daher aus 
kommunaler Sicht sehr zu begrüßen.

VI. Klarstellende Regelung über 
städtebauliche Verträge 
Aus kommunaler Sicht zu unterstützen ist 
auch die in § 11 neu vorgesehene klarstel-
lende Regelung zum städtebaulichen 
Vertrag. Nach der geplanten Neuregelung 
sollen Erschließungsverträge generell 
unter § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB fallen. 
Auch soll in § 11 Abs. 2 BauGB ergänzend 
klargestellt werden, dass dann, wenn der 
Vertragspartner Kosten oder sonstige 
Aufwendungen übernimmt, eine Eigenbe-
teiligung der Gemeinde nicht erforderlich 
ist. Dies ist uneingeschränkt – gerade i. V. 
m. der vorgesehenen Rückwirkungsmög-
lichkeit des § 245a BauGB – positiv. 
Eine neue Sach- und Rechtslage hatte 
sich diesbezüglich durch die Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 01. Dezember 2010 ergeben. Nach 
dieser Entscheidung kann eine kommu-
nale Eigengesellschaft, die für die Ge-
meinde die Erschließung von Grundstü-
cken zwecks nachfolgender Bebauung 
übernimmt, im Rahmen von städtebau-
lichen Verträgen nicht „Dritter“ im Sinne 

von § 124 Abs. 1 BauGB sein. Folge war 
unter anderem, dass die Gemeinden auf 
der Grundlage dieser Rechtsprechung – 
anders als bei einer materiellen Übertra-
gung der Erschließung auf einen rein 
privaten Dritten als Erschließungsträger – 
den gemeindlichen Eigenanteil für den 
beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
von mindestens 10 % gemäß § 129 Abs. 1 
S. 3 BauGB selbst tragen müssen.
Die Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts wurde damit aber dem An-
liegen von Gemeinden nicht gerecht, die 
oftmals, auch mangels eines ausreichen-
den Interesses privater Gesellschaften, 
ihre kommunale Eigengesellschaften als 
Erschließungsgesellschaften beauftra-
gen. Dies gilt insbesondere für das zen-
trale Anliegen der Innenentwicklung der 
Städte und Gemeinden, also für die Wie-
dernutzbarmachung brachgefallener Flä-
chen. Insoweit ist aus kommunaler Sicht 
die vorgesehene Klarstellung in der Be-
gründung des Gesetzes (Entwurf), wo-
nach auch kommunale Eigengesellschaf-
ten „Dritte“ i. S. v. § 124 Abs. 1 BauGB sein 
können, zu begrüßen. Wünschenswert 
wäre aber zur Verdeutlichung, diese Klar-
stellung ausdrücklich auch im Wortlaut 
des Gesetzes selbst aufzunehmen.

VII. Frist für Zurückstellung von 
Baugesuchen verlängern
Nach dem jetzigen § 15 Abs. 3 BauGB ist 
grundsätzlich die Frist, innerhalb derer die 
Baugenehmigungsbehörde auf Antrag 
der Gemeinde die Entscheidung über die 
Zulässigkeit von Vorhaben nach § 35 Abs. 
1 Nr. 2 bis 6 BauGB zurückstellen kann, 
ein Jahr nach Zustellung der Zurückstel-
lung des Baugesuchs. Voraussetzung ist, 
dass die Gemeinde beschlossen hat, 
einen Flächennutzungsplan mit den 
Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3 S. 3 
BauGB aufzustellen, zu ändern oder zu 
ergänzen. 
Diese Zurückstellungsfrist von nur einem 
Jahr betrifft insbesondere auch den in 
Folge der Energiewende erforderlichen 
massiven Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien (Windenergie, Biomasse etc.) in den 
Städten und Gemeinden. Oftmals zeigt 
sich aber, dass insbesondere die z. B. für 
die Aufstellung von Windenergieanlagen 
und deren planerischen Steuerung vorab 
erforderlichen und zum Teil umfangrei-
chen Arten- und Naturschutzgutachten 
dazu führen, dass die Zurückstellungsfrist 
für die Entscheidung über die Zulässigkeit 
von Windenergieanlagen von einem Jahr 
zu kurz ist. In § 15 Abs. 3 BauGB sollte 
daher zwecks ausreichender und quali-
tätsvoller Planung eine zeitliche Verlänge-
rung für die Zurückstellung von Bauvor-
haben auf Antrag der Gemeinde im 
Ausnahmefall für mindestens zwei Jahre 
rechtlich ermöglicht werden. Dies sieht 
auch der Beschluss des Bundesrates 
vom 21. September 2012 vor.
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VIII. Erweiterung des Vorkaufsrechts
Die in § 27a BauGB geregelte Ausübung 
des Vorkaufsrechts einer Gemeinde 
zugunsten Dritter ist wegen des hiermit 
verbundenen Durchgangserwerbs der 
Gemeinde sowohl zeitlich als auch ver-
waltungsmäßig und finanziell (Grunder-
werbssteuer) zu aufwändig. Der in der 
Neufassung des § 27a BauGB vorge-
sehene Lösungsansatz besteht daher 
darin, einen Direkterwerb Dritter gesetz-
lich zu ermöglichen, falls dieser sich zu 
der bezweckten Grundstücknutzung in-
nerhalb angemessener Frist verpflichtet. 
Dies kann aus kommunaler Sicht nur 
unterstützt werden.

IX. Änderung des § 34 BauGB 
§ 34 BauGB soll nach dem Regierungs-
entwurf zwei Neuerungen erfahren:
- Gemäß § 34 Abs. 3a S. 1 Nr. 1 BauGB 

soll zukünftig auch vom Erfordernis 
des Einfügens in die Eigenart der 
näheren Umgebung nach Abs. 1 S. 1 
im Einzelfall abgewichen werden kön-
nen, „bei einer Nutzungsänderung 
eines Gewerbe- oder Handwerksbe-
triebs zu einer Wohnzwecken dienen-
den baulichen Anlage“;

- Weiterhin soll § 31 BauGB (Ausnah-
men und Befreiungen) auch auf Innen-
bereichssatzungen i. S. d. § 34 Abs. 4 
BauGB angewandt werden dürfen.

Während die letztgenannte Novellierung 
uneingeschränkt zu begrüßen ist und 
kommunale Handlungsspielräume erwei-
tert, kann die vorgesehene erweiterte 
Umnutzung eines Gewerbe- oder Hand-
werksbetriebs zu einer Wohnzwecken 
dienenden baulichen Anlage und dem 
damit verbundenen Erfasstsein vom „Ein-
fügensbegriff“ städtebaulich problema-
tisch werden. Denn insofern kann die Vor-
schrift wegen der bereits heute rechtlich 
zulässigen Umnutzungen von Gewerbe- 
oder Handwerksbetrieben in „Wohnzwe-
cken dienenden Gebäuden“ in einem 
Misch- oder Dorfgebiet nur in einem Ge-
werbegebiet sinnvollerweise von dem neu 
geplanten § 34 Abs. 3a BauGB erfasst 
werden. Im Gewerbegebiet ist aber die 
Aufnahme einer Wohnnutzung städtebau-
lich kaum vertretbar, so dass offen bleibt, 
welche praktischen Schwierigkeiten 
durch die Neuregelung gelöst werden 
sollen.

X. Verbesserte Steuerung der 
Intensivtierhaltung – Umnutzung von 
Bausubstanz
Nach dem jetzigen BauGB besteht eine 
nahezu uneingeschränkte Privilegierung 
gewerblicher (Massen-)Intensivtierhal-
tungsbetriebe im Außenbereich auf der 
Grundlage der Auslegung des § 35 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB (Privilegierung eines Vorha-
bens wegen seiner besonderen Anforde-
rungen an die Umgebung, wegen seiner 
nachteiligen Wirkung auf die Umgebung 

oder seiner besonderen Zweckbestim-
mung nur im Außenbereich). Diese Pri-
vilegierung führt insbesondere bei Groß-
anlagen der Geflügelhaltung und der 
Schweinemast, die nicht landwirtschaft-
lich, sondern gewerblich bzw. industriell 
betrieben werden, zu einer Zersiedelung 
des Außenbereichs. Dies wiederum wi-
derspricht aber der eigentlichen Funktion 
des § 35 BauGB, den Außenbereich zu 
schützen und möglichst von baulichen 
Entwicklungen zu verschonen. Weitere 
Probleme einer (privilegierten) und damit 
ungesteuerten Zulassung gewerblicher 
Intensivtierhaltungsbetriebe liegen in der 
Beeinträchtigung der Erholungsfunktion 
des Außenbereichs, der Störung des 
Landschaftsbildes, einer großflächigen 
Geruchsbelästigung und damit einer Stö-
rung der Wohn- und Gewerbeflächenent-
wicklung in den Gemeinden. 
Die aktuell bestehenden rechtlichen Mög-
lichkeiten für Gemeinden, derartige pri-
vilegierte Betriebe durch die Ausweisung 
von Sondergebieten zu steuern bzw. einer 
Steuerung durch die Ausweisung von 
Konzentrationszonen (§ 35 Abs. 3 S. 3 
BauGB) zuzuführen, ist schon wegen des 
hiermit verbundenen Aufwandes (Ge-
meindeweites Entwicklungskonzept, flä-
chendeckende Bestandserfassung etc.) 
begrenzt und risikobehaftet. Auch die 
Darstellung von Nutzungsbeschränkun-
gen und Grenzwerten für Geruchsimmis-
sionen im Flächennutzungsplan (§ 5 Abs. 
2 Nr. 6 BauGB) ist mit erheblichem Auf-
wand und großen Risiken verbunden. 
Die von der Bundesregierung angestreb-
te Lösung mit einem zukünftigen Wegfall 
der Privilegierung der gewerblichen (Mas-
sen-)Tierhaltung soll durch eine Neurege-
lung in § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB dergestalt 
erfolgen, dass die Privilegierung nach Nr. 
4 künftig begrenzt wird. Städtebaurecht-
licher Ansatz ist hier, dass diese Anlagen – 
sollen sie weiter privilegiert sein – keiner 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) nach Anlage 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) unterliegen. Für die 
Errichtung von UVP-pflichtigen Anlagen 
der Intensivtierhaltung, die erheblich 
nachteilige Umweltauswirkungen haben 
können, ergibt sich daher im Umkehr-
schluss künftig die Aufstellung eines ent-
sprechenden Bebauungsplans zum 
Zwecke einer besseren Steuerung. Dabei 
sollen bei kumulierenden Vorhaben für die 
Annahme eines nach dem UVPG voraus-
gesetzten engen Zusammenhangs die-
jenigen Tierhaltungsanlagen zu berück-
sichtigen sein, die auf demselben Be-
triebs- oder Baugelände liegen und mit 
gemeinsamen betrieblichen oder bauli-
chen Einrichtungen verbunden sind.
Auch wenn mit der letztgenannten „Ku-
mulationsregelung“ nur ein Verweis auf 
den wortgleichen § 3b Abs. 2 S. 2 Nr. 1 
UVPG verbunden ist, ist die vorgeschla-

gene Neuregelung trotz ihrer grundsätz-
lich richtigen Zielrichtung (Entprivilegie-
rung von Intensivtierhaltungsbetrieben 
und stattdessen städtebaulichen Steue-
rung über einen Bebauungsplan) in der 
von der Bundesregierung vorgeschlage-
nen Fassung nach wie vor unklar gefasst. 
Dies ergibt sich insbesondere daraus, 
dass das UVPG die Pflicht zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht nur – wie bei 
UVP-pflichtigen Vorhaben – an feste Gren-
zen knüpft, sondern auch Instrumente 
kennt, die eine Prüfungspflicht lediglich 
bei Vorliegen bestimmter Umstände (all-
gemeine oder standortbezogene Vorprü-
fung des Einzelfalls) vorsieht. Folge ist 
aber insoweit, dass die geplante Neu-
regelung wegen der generellen Bezug-
nahme auf die Anlage 1 des UVPG keine 
exakte Grenze für die Anwendung des 
Privilegierungstatbestandes vorgibt be-
ziehungsweise keine klare Schranke zu 
einer Nichtprivilegierung zieht.
Auch die in einem neuen § 35 Abs. 4 S. 2 
BauGB vorgesehene Regelung, wonach 
„in begründeten Einzelfällen“ im Rahmen 
der Umnutzungsmöglichkeit land- und 
forstwirtschaftlicher Bausubstanz unter 
den näher dargelegten Voraussetzungen 
auch eine „Neuerrichtung eines Gebäu-
des“ (Ersatzbau) zugelassen werden kann, 
ist zumindest zu hinterfragen. Zum einen 
wird mit der vorgesehenen Neuregelung 
der Außenbereichsschutz (Bestands-
schutz) nochmals erheblich erweitert; zum 
anderen sind die in der geplanten Neu-
formulierung verwendeten Rechtsbegriffe 
(„in begründeten Einzelfällen“; „keine stär-
kere Belastung des Außenbereichs zu er-
warten“) sehr auslegungsbedürftig sowie 
unscharf und daher in der Praxis nicht klar 
handhabbar. Gerade wegen der Gefahr 
der Entstehung von Splittersiedlungen und 
dem Widerspruch zum erklärten Ziel des 
Gesetzes, Innenentwicklungen zu fördern, 
lehnt auch der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme vom 21.09.2012 die Neufas-
sung der geplanten Regelung des 35 Abs. 
4 S. 2 BauGB ab. 

XI. Verbesserten Umgang mit 
Schrottimmobilien
Besonders in städtebaulichen Problem-
zonen wirken sich verwahrloste Gebäude 
(Schrottimmobilien) nachteilig auf die 
Gesamtentwicklung der Städte und Ge-
meinden aus. Zurzeit bestehen jedoch 
rechtliche, aber im Ergebnis nicht nach-
vollziehbare Hemmnisse zur Beseitigung 
einer verwahrlosten Immobilie. So ist nicht 
einsehbar, warum zu einer derartigen Be-
seitigung und eines damit verbundenen 
Rückbaugebots (§ 179 BauGB) aktuell als 
rechtliche Voraussetzung das Vorhanden-
sein eines Bebauungsplans geboten ist. 
Auf die Planakzessorietät des Rückbauge-
bots in § 179 Abs. 1 Abs. 1 BauGB soll da-
her nach der vorgesehenen Neufassung 
des § 179 BauGB zukünftig mit Recht ver-
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zichtet werden. Durch diesen Verzicht auf 
das formale Erfordernis der Aufstellung 
eines Bebauungsplans kann erheblich 
besser gegen verwahrloste Schrottimmo-
bilien und deren negative Ausstrahlungs-
wirkung auf die Umgebung vorgegangen 
werden. 
Schrottimmobilien liegen häufig in struk-
turschwachen Regionen und Kommunen. 
Die betroffenen Städte und Gemeinden 
sind insoweit oftmals finanziell nicht selbst 
zur Beseitigung einer derartigen Immo-
bilie in der Lage. Auch ist eine solche Auf-
gabe primäre Pflicht des Eigentümers. 
Daher besteht eine weitere kommunale 
Forderung im Einklang mit dem Be-
schluss des Bundesrates vom 21. Sep-
tember 2012 darin, den Eigentümer einer 
verwahrlosten Immobilie bei einem von 
der Gemeinde angeordneten Rückbau 
zur eigenverantwortlichen Kostentragung 
(Ersatzvornahme etc.) heranzuziehen. 
Die gegenwärtige Vorgabe in § 179 
BauGB, wonach die Gemeinde bei Ver-
mögensnachteilen im Anschluss an die 
Beseitigung der Immobilie den Eigen-
tümern etc. eine angemessene Entschä-
digung zu zahlen haben, würde damit ent-
fallen. Damit würde gerade gegenüber 
dem Eigentümer dem sich für diesen aus 
Art. 14 Abs. 2 S. 1 GG („Eigentum ver-
pflichtet“) ergebenden Prinzip der Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums sowie dem 
Grundsatz des Allgemeinwohls Rech-
nung getragen. 

XII. Änderungen bei der 
Baunutzungsverordnung

1. Allgemeines
Grundsätzlich hat sich die Baunutzungs-
verordnung mit ihrer Möglichkeit zur 
Differenzierung (vgl. §§ 1 Abs. 1 bis 9 
BauNVO), der Darstellung der Bauflächen 
im Flächennutzungsplan und der Bauge-
bietstypen im Bebauungsplan als rechts-
sicher anwendbarer Instrumentenkasten 
zur Bewältigung städtebaulicher Aufga-
ben bewährt. 
Auch wenn man grundsätzlich über 
gänzlich anders ausgerichtete Bauge-
bietstypologien diskutieren kann, sollten 
bei der jetzt anstehenden reinen „Anpas-
sungsnovellierung“ gerade erhebliche 
strukturelle Veränderungen für die kom-
munale Praxis vermieden werden. Grund-
legende Änderungen der Baunutzungs-
verordnung müssen daher unabhängig 
von der aktuellen Novellierung im Städte-
baurecht gesondert geprüft und ange-
gangen werden. Dies gilt auch deswegen, 
weil jegliche BauNVO-Änderungen mit 
Auswirkungen in anderen Rechtsgebieten 
(Immissionsschutzrecht, Grundstücksbe-
wertung etc.) verbunden sind. Hinzu 
kommt, dass insbesondere die Städte 
und Gemeinden der neuen Länder im po-
sitiven Sinne bisher allein mit der BauNVO 
1990 arbeiten können. Änderungserfor-

dernisse, die dem notwendigen Anpas-
sungsbedarf in der BauNVO Rechnung 
tragen, ergeben sich daher aus kommu-
naler Sicht insbesondere nur in folgenden 
Punkten:

2. Allgemeine Zulassung von 
Kindertagesstätten in reinen 
Wohngebieten
Bereits im Koalitionsvertrag und jetzt im 
Entwurf des § 3 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO wird 
vorgesehen, dass Kindertagesstätten in 
reinen Wohngebieten nicht mehr - wie 
zurzeit - nur ausnahmsweise zugelassen 
werden können, sondern Anlagen zur 
Kinderbetreuung, die den Bewohnern des 
Gebiets dienen, allgemein zulässig sein 
sollen. Dies ist aus kommunaler Sicht zu 
begrüßen. Kinderlärm ist der Ausfluss na-
türlicher und sozial adäquater Äußerun-
gen, deren Gleichstellung mit anderen 
Arten von Lärm (Bau- oder Verkehrslärm 
etc.) sowie deren Orientierung an der TA 
Lärm sich verbietet. Auch darf die 
BauNVO mit ihrer gegenwärtig nicht ge-
regelten allgemeinen Zulassung von Kin-
dertagesstätten für reine Wohngebiete 
nicht Anlass für (Gerichts-)Streitigkeiten 
sein. Hinzu kommt, dass es auch bereits 
heute der gängigen Praxis in den Städten 
und Gemeinden entspricht, Kindertages-
stätten, die überwiegend den Bewohnern 
des Gebietes dienen, auch im reinen 
Wohngebiet im Wege der Ausnahme zu-
zulassen.
Inhalt der geplanten Neuregelung in § 3 
Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ist eine allgemeine 
Zulassung von Kindertagesstätten in rei-
nen Wohngebieten insoweit, als dass die 
Zahl der Betreuungsplätze nicht wesent-
lich über den typischerweise zu erwar-
tenden Bedarf eines reinen Wohngebiets 
(„den Bewohnern des Gebiets dienen“) 
der jeweiligen Größe hinausgeht. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass Kinderbetreuungseinrichtungen in 
reinen Wohngebieten ihren Zweck vor 
allem darin haben, Kindern und Eltern 
eine wohnortnahe Einrichtung zu ermög-
lichen. Die Genehmigung sonstiger Kin-
dertagesstätten bleibt damit weiterhin 
nach § 3 Abs. 3 BauNVO („sonstige 
Anlagen für soziale Zwecke“) als Ausnah-
me möglich. Dennoch ist es zum Zwecke 
einer größeren Flexibilität sinnvoll, den 
Beschluss des Bundesrates vom 21. Sep-
tember umzusetzen, wonach die Be-
schränkung auf „die den Bewohnern des 
Gebiets dienenden Kindertagesstätten“ 
entfallen soll. Danach könnten auch 
Kindertagesstätten, die Kinder aufneh-
men, die nicht in dem häufig kleinen „rei-
nen Wohngebiet“ vor Ort wohnen, unter 
die allgemeine Zulässigkeit fallen. Sach-
gerecht ist jedenfalls die in § 245a BauGB 
weiter vorgesehene rückwirkende Gel-
tung der neuen Norm für Bebauungs-
pläne, die nach früheren Fassungen der 
BauNVO aufgestellt worden sind. 

Insgesamt wird mit der vorgesehenen all-
gemeinen Zulässigkeit von Kindertages-
stätten in reinen Wohngebieten nach § 3 
Abs. 2 BauNVO dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Städte und Gemein-
den verpflichtet sind, einen Betreuungs-
platz für Kinder unter drei Jahren (U3-Be-
treuungsplatz) bis zum 01. August 2013 
sicherzustellen. Dies erfordert aber neben 
anderen und oftmals heute nicht vorhan-
denen (finanziellen etc.) Ausbau-Rah-
menbedingungen auch eine städtebau-
rechtliche Erweiterung bei der Zulassung 
von Kindertagesstätten.

3. Erleichterung der Zulassung von 
Solaranlagen an oder auf Gebäuden
Das Energiekonzept der Bundesregie-
rung und die „Energiewende“ haben u. a. 
den Ausbau der erneuerbaren Energien 
zur Folge. Mit dem bereits in Kraft ge-
tretenen „Gesetz zur Förderung des Kli-
maschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden“ vom 22. Juli 
2011 ist eine Privilegierung von Solaran-
lagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB in, an 
und auf Dach- und Außenwandflächen 
von zulässigerweise genutzten Gebäu-
den im Außenbereich eingeführt worden. 
In Ergänzung hierzu macht es Sinn, die 
Zulässigkeit von Solaranlagen auch an 
oder auf Gebäuden in bestehenden Bau-
gebieten, also im Innenbereich, ebenso 
zu erleichtern wie die Zulässigkeit von 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen inner-
halb von Gebäuden. 
Insofern hat auch ein Beschluss des OVG 
Münster vom 20. September 2010 (Az: 7 
B995/10) – obwohl bezogen auf den Au-
ßenbereich und das landesrechtliche 
Bauordnungsrecht – für zahlreiche in Be-
trieb befindliche Photovoltaikanlagen pri-
vater Hauseigentümer, insbesondere in 
reinen Wohngebieten, grundsätzliche 
Fragen aufgeworfen. Diese können durch 
die im Regierungsentwurf vom 4. Juli 2012 
vorgesehene Änderung des § 14 BauNVO 
und die dortige Ergänzung um einen Ab-
satz 3 einer Lösung zugeführt werden. 
Inhaltlich sollen danach künftig baulich 
untergeordnete Anlagen zur Nutzung 
solarer Strahlungsenergie in, an oder auf 
Gebäuden sowie Anlagen zur Kraft-Wär-
me-Kopplung, soweit ihnen eine boden-
rechtliche Relevanz zukommt und sie 
nicht bereits nach den §§ 2 bis 13 
BauNVO als gewerbliche Nutzung zu-
lässig sind, auch dann als Nebenanlage i. 
S. d. § 14 Abs. 1 S. 1 BauNVO zulässig 
sein, wenn die erzeugte Energie voll-
ständig oder überwiegend in das öf-
fentliche Netz eingespeist wird. 
Bisher waren diese Anlagen wegen der 
Einspeisung in das öffentliche Netz nur als 
gewerbliche (Haupt-)Anlagen zu behan-
deln, so dass eine Befreiung nur über § 31 
Abs. 2 BauGB zulässig war. Die Neure-
gelung ist daher aus Sicht der Praxis zu 
begrüßen. Vorteil ist, dass zum Zwecke 
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der verstärkten Nutzung der erneuerbaren 
Energien – anders als bei sonstigen Ne-
benanlagen – auf das Merkmal der funk-
tionalen Unterordnung verzichtet wird. Es 
bleibt jedoch ähnlich wie bei § 35 Abs. 1 
Nr. 8 BauGB bei dem zu berücksich-
tigenden Erfordernis der baulichen bzw. 
räumlich-gegenständlichen Unterord-
nung. Nicht erfasst würden daher von der 
Neuregelung z. B. Anlagen, deren Fläche 
über die Größe der Dachfläche bzw. die 
Wandfläche des Gebäudes hinausgeht.

4. Flexibilisierung beim Maß der 
baulichen Nutzung
Das Ziel einer „kompakten Stadt und Ge-
meinde“, dem immer mehr Städte und 
Gemeinden schon aus Gründen einer 
Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme nachkommen, lässt sich besser 
verwirklichen, wenn auch im Innenbereich 
eine größere Verdichtung ermöglicht wird. 
Gegenwärtig bestimmt die Vorschrift des 
§ 17 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO, das die in § 17 
Abs. 1 festgelegten Obergrenzen für das 
Maß der baulichen Nutzung in den ver-
schiedenen Baugebietstypen nur aus 
„besonderen städtebaulichen Gründen“ 
überschritten werden dürfen. Mit dieser 
einengenden Voraussetzung („besonde-
re städtebauliche Gründe“) kann aber in 
der Praxis eine Behinderung einer quali-
tätsvollen und angemessenen Innenent-
wicklung verbunden sein. Hinzu kommt, 
dass auch heute schon viele gewachsene 
Innenstadtquartiere (Altbauquartiere etc.) 

weit höhere bauliche Dichten aufweisen 
als sie in den Maßobergrenzen des § 17 
Abs. 1 BauNVO vorgesehen sind. Den-
noch verfügen diese Quartiere über eine 
hohe städtebauliche Qualität. 
Es soll daher künftig nach der vorgese-
henen Neuregelung des § 17 Abs. 2 S. 1 
BauNVO ausreichend sein, dass die 
Obergrenzen schon aus „städtebaulichen 
Gründen“ überschritten werden dürfen, 
wenn die zusätzlichen Voraussetzungen 
des § 17 Abs. 2 BauNVO eingehalten wer-
den. Hierzu gehören der Ausgleich und 
die Sicherstellung, dass die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt 
und nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt vermieden werden. Eine unter 
diesen Bedingungen erfolgte angemes-
sene Ausweitung beim Maß der baulichen 
Nutzung, die stets aus städtebaulichen 
Gründen gerechtfertigt sein muss, kann 
daher zukünftig in hochverdichteten Sied-
lungsbereichen zu einer Flexibilisierung 
beitragen. Die vorgesehene Neuregelung 
ist daher aus kommunaler Sicht grund-
sätzlich zu begrüßen. 

XIII. Fazit 
Insgesamt ergeben sich aus kommunaler 
Sicht aus der zweiten Stufe der Städte-
baurechtsreform für die Praxis in den 
Städten und Gemeinden keine grundle-
genden Änderungen. Umgekehrt zeigt 
dies, dass weder das in vielen Jahrzehn-
ten in der Praxis erprobte und bewährte 

BauGB noch die BauNVO grundlegende 
städtebaurechtliche Neuerungen benöti-
gen. Insoweit hat der Grundsatz der Kon-
tinuität bei bewährten Städtebaurechts-
normen einen eigenen Wert.
Sinnvolle Ergänzungen zum Zwecke einer 
besseren kommunalen Steuerung ent-
halten die vorgesehenen Neuregelungen 
zum zentralen Versorgungsbereich und 
zu den Vergnügungsstätten. Weiterhin 
sind die Ergänzungen beim städtebau-
lichen Vertrag und beim Vorkaufsrecht aus 
kommunaler Sicht zu unterstützen. Auch 
wenn das weitere Ziel der Novelle zum 
Wegfall der Privilegierung von Inten-
sivtierhaltungsbetrieben in § 35 BauGB 
von den Städten und Gemeinden begrüßt 
wird, ist der vorgesehene Gesetzeswort-
laut in § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB aus Sicht 
der kommunalen Praxis und eines ein-
heitlichen Vollzugs klarer zu fassen. 
Nachbesserungsbedarf besteht ferner 
bei der geplanten Neuregelungen zu den 
so genannten Schrottimmobilien sowie 
dem Rückbaugebot in § 179 BauGB. Hier 
ist eine Rechtsgrundlage, wonach der 
Eigentümer zur Kostenbeteiligung heran-
gezogen werden kann (Ersatzvornahme), 
dringend geboten. Insgesamt wäre es für 
die kommunale Praxis besser gewesen, 
die zwei und in kurzen Zeitabständen hin-
tereinander erfolgten Novellen in dieser 
Legislaturperiode nicht zuletzt angesichts 
ihrer begrenzten Neuerungen auf nur eine 
zu beschränken.

ganisation im Interesse der Schadenver-
hütung S. 78 ff.). In diesem Zusammen-
hang gilt es z.B. auf ein Urteil des LG 
Düsseldorf vom 8.5.1984 (1 O 202/81– 
BADK-Information GVV-Mitteilungen 
3/1984, S. XV) hinzuweisen: Bei der Be-
nutzung eines Trimm-Dich-Pfades, kon-
kret einer sog. Hangelleiter, hatte sich 
durch Witterungseinflüsse eine Sprosse 
gelöst, woraufhin der ahnungslose Benut-
zer schwer verunglückte. Bei der Prüfung 
der Verschuldensfrage stellte sich heraus, 
dass ein Bediensteter der in Anspruch 
genommenen Kommune das Turngerät in 
unregelmäßigen und teilweise relativ lan-
gen Zeitabständen zwar auf seine Ver-
kehrssicherheit, nicht aber jede einzelne 
Sprosse auf ihren festen Sitz geprüft 
hatte. Zwar gab es eine Kontrolldokumen-
tation, es fehlte jedoch eine konkrete 
Dienstanweisung, in der hätte festgelegt 
werden müssen, dass es jede einzelne 

ten Verkehrssicherungspflicht Anwen-
dung, wonach es die Benutzer vor uner-
warteten Gefahrenquellen, d.h. vor Ge-
fahren zu schützen gilt, die über das 
übliche Risiko der Anlagenbenutzung 
hinausgehen. Zu bedenken ist allerdings, 
dass das Augenmerk des sich sportlich 
Betätigenden in erster Linie der Sportaus-
übung gilt und dass die Aufmerksamkeit 
im Rahmen gemeinschaftlicher Betäti-
gung abnimmt. Andererseits scheiden 
Gefahren, die zwangsläufig mit der Sport-
ausübung verbunden sind und von den 
Benutzern der Anlage bewusst eingegan-
gen werden, im Rahmen der Beurteilung 
der Verkehrssicherungspflicht aus.
Eine haftungsrechtliche Organisation 
(konkrete Dienstanweisung, regelmäßige 
Kontrollen, Kontroll- und Beweisdoku-
mentation) ist zwingend erforderlich, um 
dieser Pflicht bzw. Aufgabe verlässlich 
gerecht zu werden (vgl. dazu auch BADK-
Sonderheft 2011, Haftungsrechtliche Or-

Wer nach hohem Alter strebend frei ge-
mäß dem Winston Churchill zugeschrie-
benen Motto „First of all, no sports“ lebt, 
läuft naturgemäß kaum Gefahr, mit kom-
munalen Sporteinrichtungen in Kontakt zu 
kommen und sich dabei zu verletzen. Da 
es aber zahlreiche Mitmenschen gibt, die 
entsprechend bereitgestellte Angebote 
zur körperlichen Ertüchtigung nutzen, 
bleiben Unfälle im Rahmen sportlicher Be-
tätigung und damit verbundene Verletzun-
gen leider nicht aus. Wann bei derartigen 
Unfallgeschehen eine haftungsrechtliche 
Verantwortlichkeit des Sportstättenbetrei-
bers in Betracht kommt bzw. wie Letzterer 
das ihn treffende Haftungsrisiko in bei-
spielhaft aufgezeigten Einzelfällen mini-
mieren kann, ist Gegenstand dieses Kurz-
beitrags.

1. Grundsätze
Auch in Bezug auf Sportstätten finden die 
Grundsätze der richterrechtlich entwickel-

*Sportstätten als Haftungsrisiken
Erich Nedbalek, GVV, Köln

* Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung 
des Städte-und Gemeindebundes Nordrhein-
Westfalen.
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Sprosse der Hangelleiter auf ihre ord-
nungsgemäße Befestigung zu überprüfen 
gilt. Letztendlich ging das LG infolge des 
Fehlens einer konkreten Dienstanwei-
sung, wie die Geräte des Trimm-Dich-
Pfades zu überprüfen waren, von einem 
Organisationsverschulden und damit von 
einer Haftung der Kommune aus.

2. Bolz- und Sportplätze
Im Vordergrund steht hierbei die regelmä-
ßige Pflege und Kontrolle der Plätze ein-
schließlich Aufbauten (Tore, Zäune, etc.). 
Neben dem Vorhalten von ausreichend 
hohen (vgl. dazu DIN 18035-1 Ziffer 4.5.2 
für Sportplätze und DIN 18034 Ziffer 5.2 
für Ballspielbereiche) und intakten (vgl. 
dazu OLG Köln, Urt. v. 24.4.2006 – 7 U 
175/05, BADK-Information GVV-Mittei-
lungen 2/2006, S. IV f. sowie OLG Jena, 
Urt. v. 10.2.2010 – 4 U 594/09, BADK-In-
formation 3/2011, S. 148 f.) Ballfangzäu-
nen sowie der Beseitigung gefährlicher 
Platzunebenheiten ist der Standfestigkeit 
von Toranlagen (einschließlich der Siche-
rung mobiler Kleinfeldtore) besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen. Die Vielzahl 
der in der Praxis zu beobachtenden und 
von den Gerichten entschiedenen Sach-
verhalte (z. T. mit tödlichem Ausgang) 
zeigt, dass hier ein erhebliches, mitunter 
stark unterschätztes Risikopotenzial be-
steht (vgl. dazu DIN EN 748; DIN EN 749 
und DIN 7900 in Bezug auf die an Fußball, 
Handball- und Bolzplatztore zu stellenden 
Sicherheitsanforderungen sowie die Ver-
öffentlichungen in den BADK-Informatio-
nen 2/1993, S. 67 ff.; GVV-Mitteilungen 
4/1996, S. III f.; 3/1999, S. VIII; 2/2003, S. V 
und 4/2007, S. 200 f.). Auch einer miss-
bräuchlichen Nutzung (z.B. von umgeleg-
ten Toren) ist vorzubeugen.

3. Hallennutzung
Auch bei der Bereitstellung von gemeind-
lichen Turn- und Sporthallen gilt es die ein-
schlägigen Normen (vgl. DIN 32934 „Turn- 
und Sportgeräte – Übersicht“) zu berück-
sichtigen und Gefahren zu bedenken, 
welche vor allem Kindern erwachsen kön-
nen. So muss z. B. nach einer Entschei-
dung des OLG Nürnberg vom 29.11.2000 
(4 U 2917/00 – BADK-Information 4/2011, 
S. 155 f.) eine große Turnmatte, die bei der 
Benutzung hochkant an der Hallenwand 
aufgestellt wird, jedenfalls dann kinder-
sicher befestigt sein, wenn sich auch 
Kleinkinder in der Halle aufhalten. Eine 
Mattenhalterung durch einen einzigen 
Gurt mit einem leicht zu öffnenden Steck-
verschluss in 1,4 m Höhe ist danach unzu-
reichend. Im konkreten Fall erlitt ein drei-
jähriges Kind einen Beinbruch, weil es 
den Gurt einer 3 x 1,8 m großen, an die 
Wand gelehnten Turnmatte löste, worauf-
hin die Matte auf das Kind fiel. Das OLG 
bejahte die Haftung sowohl in Bezug auf 
den Verein als Mieter der Halle als auch in 
Bezug auf die Kommune als Eigentümerin 

und Vermieterin der Halle. Letztere war 
nach Auffassung des Senates verkehrs-
sicherungspflichtig für die ordnungsge-
mäße Befestigung nicht benutzter, an den 
Wänden bestimmungsgemäß abgestell-
ter Geräte. Die Sicherung derartiger Ge-
räte musste so beschaffen sein, dass sie 
nicht von Kindern unschwer zu öffnen sind 
und nach ihrer Öffnung die erhebliche Ge-
fahr des Umfallens des Turngerätes be-
steht. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
– wie hier – der Halleneigentümerin be-
kannt ist, dass auch Klein- und Kindergar-
tenkinder in der Halle turnen und spielen. 
Deren Unerfahrenheit und Unbesonnen-
heit hätte berücksichtigt werden müssen. 
Eine naheliegende Verletzung der Für-
sorgepflicht der Mutter muss sich das 
geschädigte Kind nach Auffassung des 
OLG Nürnberg aufgrund des familien-
rechtlichen Haftungsprivilegs nicht an-
spruchsmindernd anrechnen lassen (vgl. 
aber auch OLG Oldenburg, Urteil vom 
31.1.1992 - 6 U 217/91, BADK-Information 
3/1992, S. 84, wonach eine Gemeinde, 
die eine Sporthalle einem Sportverein zur 
Nutzung überlässt, erwarten kann, dass 
Kinder nur unter der Aufsicht solcher Per-
sonen in die Halle zum Turnen eingelas-
sen werden, denen der Umgang mit 
Sportgeräten vertraut ist).
Andererseits wird nach einem Urteil des 
OLG Hamm vom 10.5.2011 (19 U 171/10) 
auch beim Turnen mit Kindern keine „Eins-
zu-Eins-Betreuung“ von Seiten der (ver-
einseigenen) Übungsleitung geschuldet, 
um jedwede Unfallgefahr auszuschließen 
(hier: Unfall eines 4 Jahre alten Kindes 
beim Rutschen von einer schräg aufge-
stellten Bank).
Basketballanlagen sind so zu sichern, 
dass von diesen – selbst im Falle einer 
missbräuchlichen Nutzung – keine uner-
warteten Gefahren ausgehen (vgl. OLG 
Hamm, Urt. v. 19.2.1991 – 9 U 196/89, 
BADK-Information KSA-Mitteilungen 
3/1991, S. III f. bzgl. einer Handverletzung 
durch eine Kurbel sowie OLG Hamm, Urt. 
v. 18.2.2003 – 9 U 16/02, BADK-Infor-
mation 3/2004, S. 152 f. bzgl. Kopfver-
letzung durch abgebrochenes Brett).
Bei einem Jugendfußballturnier muss 
nach einem Urteil des OLG Saarbrücken 
vom 16.5.2006 (4 UH 711/04, BADK-
Information GVV-Mitteilungen 4/2006, S. 
200 ff.) den Gefahren wirksam begegnet 
werden, die für spielende Kinder aus einer 
für sie frei zugänglichen Tribünenunter-
konstruktion resultieren. Entgegen dem 
LG, welches in erster Instanz eine Haftung 
der Kommune als Eigentümerin der 
Sporthalle mit ausfahrbarer Tribüne voll-
ständig verneinte, ging das OLG von einer 
uneingeschränkten Schadenersatzver-
pflichtung aus. Begründet wurde dies u.a. 
damit, dass der stählerne Tribünenunter-
bau bei einem Jugendturnier geradezu 
zum Spielen einlädt, konkret die Merk-
male eines Klettergerüstes erfüllt und 

einen Höhleneffekt vermittelt. Neben dem 
Veranstalter (Verein) oblag es daher nach 
Auffassung des Senates auch der Kom-
mune durch Kontrollen bzw. den Einsatz 
einer Aufsichtskraft dafür Sorge zu tragen, 
dass ein missbräuchliches, bei Kindern 
jedoch in Rechnung zu stellendes Erklet-
tern der Konstruktion unterbleibt. Eine 
wirksame Haftungsfreizeichnung wurde 
im Übrigen ebenso verneint wie eine et-
waige Aufsichtspflichtverletzung der Er-
ziehungsberechtigten. Auch mit der feh-
lenden Finanzkraft der öffentlichen Hand 
fand die Beklagte kein Gehör.

4. Überlassung von Sportstätten 
an Dritte
Die Übertragung von Verkehrssiche-
rungspflichten im Zusammenhang mit der 
Überlassung kommunaler Einrichtungen 
(Hallen, Sportplätze etc.) auf einen Verein 
für Sportzwecke ist möglich, sofern eine 
klare „Absprache“ vorliegt, welche die 
Sicherung von Gefahrenstellen zuverläs-
sig garantiert. Insoweit verbleibt bei der 
Gemeinde eine Überwachungspflicht 
(vgl. dazu LG Hanau, Urt. v. 11.4.2001 – 4 
O 966/96, BADK-Information 4/2001, S. 56 
f.; OLG Nürnberg, Urt. v. 29.11.2000 – 4 U 
2917/90, a.a.O., S. 155 f.; OLG Saar-
brücken, Urt. v. 16.5.2006 - 4 UH 711/04, 
BADK-Information GVV-Mitteilungen 
4/2006, S. 200 ff.). Es empfiehlt sich 
zwingend der Abschluss eines schriftli-
chen Nutzungs- bzw. Gestattungsvertra-
ges. Darin ist zum einen zu regeln, welche 
konkreten Pflichten auf den Nutzer 
übertragen werden. Zum anderen sollte 
der Vertrag auch einen Haftungsaus-
schluss sowie eine Haftungsfreistellung 
zugunsten der Gemeinde beinhalten, 
wobei die entsprechenden Vereinbarun-
gen dem seit dem 1.1.2002 Geltung be-
anspruchenden Regelungsgehalt von 
§ 309 Nr. 7 BGB Rechnung tragen müs-
sen. Danach darf die Haftung bei Kör-
perschäden nicht (auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit) beschränkt werden, was in 
den jeweiligen Vertragsklauseln auch zum 
Ausdruck zu bringen ist. Entsprechende 
Formulierungen sollten im Bedarfsfall mit 
dem zuständigen (Kommunal-) Versiche-
rer abgestimmt werden. 
Dem Nutzer ist zudem bei Vertragsschluss 
der Nachweis einer ausreichenden Haft-
pflichtversicherung abzuverlangen, welche 
auch die Freistellungsansprüche abdeckt. 
Ungeachtet dessen muss die Gemeinde 
stichprobenartige sowie zu dokumentie-
rende Kontrollen durchführen, ob die über-
tragenen Verpflichtungen vom Nutzer auch 
erfüllt werden. Im Falle der Nichteinhaltung 
vereinbarter Verpflichtungen sind (ggf. 
nach vorgelagerter Androhung) gebotene 
Konsequenzen zu ergreifen.

5. Schlusswort:
Ein Großteil schlimmer Verletzungen au-
ßerhalb des üblicherweise mit der sport-
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Beschaffungsautonomie versus 
Wettbewerbsprinzip
Das Vergaberecht regelt allein, „wie“ der 
Auftraggeber das Vergabeverfahren 
durchführt. Dies gibt § 97 Abs. 7 GWB vor, 
wonach die Unternehmen einen Anspruch 
darauf haben, dass der Auftraggeber die 
Bestimmungen „über das Vergabever-
fahren“ einhält. Demgegenüber regelt das 
Vergaberecht grundsätzlich nicht, „ob, 
wann und was“ der Auftraggeber beschaf-
fen will. Dies ist grundsätzlich Gegen-
stand seiner eigenverantwortlichen Ent-
scheidung und damit seiner Beschaf-
fungsautonomie. Überspitzt formuliert 
könnte damit eine Kommune vergabe-
rechtlich auch goldene Wasserhähne für 
ihre Verwaltung beschaffen. Dies wäre 
kein vergaberechtliches, wahrscheinlich 
aber ein haushaltsrechtliches Problem. 
Trotz dieses grundsätzlichen Freiraums ist 
der Auftraggeber bei der Frage des „was“ 
der Beschaffung aber nicht gänzlich frei. 
Die fundamentalen Prinzipien des Wett-
bewerbs, der Transparenz und der Gleich-
behandlung (s. § 97 Abs. 1 und 2 GWB 
sowie § 2 Abs. 1 und 2 VOB/A und § 2 Abs. 
1 VOL/A) setzen dem Auftraggeber inso-
weit gewisse rechtliche Schranken. Diese 
konkretisieren sich insbesondere in dem 
Grundsatz der Produktneutralität (s. Art. 
23 Abs. 8 VKR, §§ 7 Abs. 4 VOL/A und 8 
Abs. 7 EG VOL/A sowie 7 Abs. 8 VOB/A 
bzw. EG VOB/A 2012). Danach darf 
grundsätzlich, soweit es nicht durch den 
Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, in 
den technischen Anforderungen nicht auf 
eine bestimmte Produktion oder Herkunft 
oder ein besonderes Verfahren oder auf 
Marken, Patente, Typen, einen bestimm-
ten Ursprung oder eine bestimmte Pro-
duktion verwiesen werden, wenn dadurch 
bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlos-
sen werden. Solche Verweise sind jedoch 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Auf-
tragsgegenstand nicht hinreichend ge-
nau und allgemein verständlich beschrie-

ben werden kann. Solche Verweise sind 
grundsätzlich mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen (s. § 8 Abs. 7 S. 
1 und 2 EG VOL/A). 
In diesem Spannungsverhältnis zwischen 
Beschaffungsautonomie einerseits und 
der  Einhaltung des Wettbewerbsprinzips 
sowie der Produktneutralität andererseits 
hat in jüngerer Zeit insbesondere das 
OLG Düsseldorf durch eine Vielzahl von 
Entscheidungen rechtliche Orientierun-
gen vorgegeben (vgl. OLG Düsseldorf: 
Beschlüsse vom 17. Februar 2010 – 7-
Verg 42/99 – ISM – Funk; 03. März 2010 – 
7-Verg 46/99 – Kleinlysimeter; 15. Juni 
2010 – 7-Verg 10/10 – Unterbrechungs-
freie Stromversorgung).

Der Beschluss des OLG Düsseldorf 
vom 27. Juni 2012 
In einem Beschluss vom 27. Juni 2012 
(Verg 7/12) hat sich der Vergabesenat in 
erfreulicher Klarheit nochmals mit der 
Reichweite der dem Auftraggeber zuste-
henden Beschaffungsautonomie befasst:
Gegenstand war die europaweite Aus-
schreibung einer Rabattvereinbarung 
über die Lieferung von Antigrippeimpf-
stoffen. Die Vergabeunterlagen gaben 
vor, dass der Impfstoff in Fertigspritzen, 
entweder ohne Kanüle oder mit abnehm-
barer Kanüle, geliefert werden musste. 
Als Grund gab der Auftraggeber an, dass 
nur diese Form der Fertigspritzen vom 
Leistungsumfang der gesetzlichen Kran-
kenkassen gedeckt sei und der Arzt die 
Wahl hinsichtlich des Spritzbestecks ha-
be. Außerdem werde hierdurch der größt-
mögliche Wettbewerb ermöglicht. 
Die Antragstellerin gab ein Angebot von 
Spritzen mit „festen Kanülen“ ab und 
wehrte sich gegen die fehlende Produkt-
neutralität in einem Nachprüfungsver-
fahren. Das OLG Düsseldorf wies in sei-
nem Beschluss vom 27. Juni 2012 den 
Nachprüfungsantrag als unbegründet zu-
rück.
In seiner Entscheidung macht das OLG 

Düsseldorf auf der Linie seiner bisherigen 
Rechtsprechung klar, dass dem Auftrag-
geber das Bestimmungsrecht darüber 
zusteht, „ob und welchen Gegenstand er 
beschaffen will. So lange er dabei die 
Grenzen beachtet und nicht – offen oder 
versteckt – ein bestimmtes Produkt bevor-
zugt und andere Anbieter diskriminiert, ist 
er bei dieser Bestimmung im Grundsatz 
weitgehend frei.“ 
Das OLG Düsseldorf folgt damit nicht der 
einengenden Auffassung des OLG Jena 
(Beschluss vom 26. Juni 2006 - Verg 2/06 
– Anna Amalia-Bibliothek) und des OLG 
Celle (Beschluss vom 22. Mai 2008 – 13 
Verg 1/08 – Farbdoppler-Ultraschallsys-
tem), wonach der Auftraggeber sich zu-
nächst einen Marktüberblick verschaffen 
und dann begründen muss, warum eine 
andere als die von ihm gewählte Lösung 
in Betracht kommt. Diese Auffassung 
engt nach Meinung des OLG Düsseldorf 
das Bestimmungsrecht des Auftragge-
bers zu sehr ein. Insoweit führt das Gericht 
aus:
„Solange die Anforderung (des Auftrag-
gebers) nicht dazu führt, dass die Aus-
schreibung faktisch auf ein oder wenige 
Produkte zugeschnitten ist und die Anfor-
derung objektiv sach- und auftragsbe-
zogen ist, wird im Grundsatz der Vergabe 
im Wettbewerb und der Wahrung der 
Bietervielfalt hinreichend Rechnung ge-
tragen. Die Vergabenachprüfungsin-
stanzen können dem Auftraggeber nicht 
eine technische oder ästhetische Lösung 
vorschreiben, die zwar auch in Betracht 
kommt, aber vom Auftraggeber aus nach-
vollziehbaren Gründen nicht gewünscht 
wird.“
Diese Voraussetzungen waren vorliegend 
erfüllt. Der Auftraggeber hatte festgestellt, 
dass Ärzte Einwegspritzen ohne festste-
hende Kanüle bevorzugen. Seine Vorga-
ben beruhten darüber hinaus auf nach-
vollziehbaren medizinischen Erwägungen, 
so dass der Auftraggeber Einwegspritzen 
mit feststehender Kanüle zur Recht nicht in 
seiner Leistungsbeschreibung aufnehmen 
musste. 

Die  Entscheidung des OLG 
Düsseldorf vom 01. August 2012 
Mit einer weiteren Entscheidung des OLG 
Düsseldorf vom 01. August 2012 (Verg 
10/12) hat das Gericht erneut heraus-
gestellt, dass die Beschaffungsentschei-
dung des Auftraggebers für ein bestimm-
tes Produkt, eine Herkunft, ein Verfahren 
oder dergleichen innerhalb der Grenzen 

lichen Betätigung verbundenen Risikos 
ließe sich (neben der von den Nutzern 
stets zu wahrenden Eigensorgfalt) durch 
eine nachhaltigere Unterhaltung sowie 
Kontrolle der zu diesem Zweck zur Ver-

fügung gestellten Anlagen durchaus ab-
wenden. So man der Verkehrssicherungs-
pflicht aus personellen bzw. finanziellen 
Gründen nicht in gebotener Form nach-
kommen kann, wird im Einzelfall (auch zur 

Abwendung einer parallel im Raum 
stehenden strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit) eine Sperrung oder sogar Auf-
gabe der Sportstätte in Erwägung zu zie-
hen sein.

Das Leistungsbestimmungsrecht des 
Auftraggebers auf der Grundlage 
aktueller Entscheidungen des 
OLG Düsseldorf 

Norbert Portz, Deutscher Städte- und Gemeindebund
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Um den Anforderungen der kommunalen 
Gebäude gerecht zu werden, müssen 
viele Dienstleistungen rund um die Uhr er-
bracht werden. Viele Kommunen können 
und wollen diese Anforderungen nicht 
mehr alleine stemmen und fragen die so-
genannten Gebäudemanagement-Dienst-
leistungen auf dem freien Markt nach. Die 
Gründe für diese Entscheidung sind ganz 
unterschiedlich. Zum einen können ratio-
nale oder ökonomische Argumente für 
eine Fremdvergabe sprechen, bei denen 
Kosteneinsparung und Professionalisie-
rung im Vordergrund stehen. Dem stehen 
häufig soziale Verantwortung und Ver-
pflichtungen entgegen, die Kommunen 
gegenüber ihren meist langjährigen Mit-
arbeitern haben. Das Für und Wider eines 
Outsourcings muss deshalb im Einzelfall 
genau geprüft und analysiert werden. Ist 
jedoch die Entscheidung für eine Vergabe 
von Dienstleistungen gefallen, dann wer-
den mit der Erstellung der Ausschrei-
bungsunterlagen, besonders mit der An-
fertigung des Leistungsverzeichnisses, 
die Weichen für eine erfolgreiche Zusam-
menarbeit zwischen der Kommune als 
Auftraggeber und dem Dienstleister ge-
stellt. Diese Geschäftsbeziehung kann 
funktionieren, wenn die Leistungen trans-
parent und vollständig in dem Leistungs-

verzeichnis beschrieben und die qualitati-
ven Anforderungen in Form von Service-
Level vertraglich festgelegt sind. Ebenso 
muss die Art und der Umfang der regel-
mäßigen Qualitätssicherung benannt wer-
den, damit beide Parteien die Möglichkeit 
haben, das gemeinsame Ziel der Quali-
tätssicherung und somit der Kundenzu-
friedenheit zu erlangen.

Argumente für ein passgenaues 
Leistungspaket inklusive 
Qualitätssicherung
Um den zeitlichen und finanziellen Auf-
wand möglichst gering zu halten, werden 
für anstehende Ausschreibungen im Rah-
men des Gebäudemanagements, bei-
spielsweise für die Bereiche Reinigung, 
Catering oder Sicherheit, gerne alte 
Leistungsverzeichnisse oder einmal er-
stellte Dokumente entsprechend überar-
beitet und angepasst. Teilweise werden 
auch Vorlagen und Dokumente an Nach-
barkommunen weitergegeben, wobei der 
Empfänger nicht den Fehler machen 
sollte, die Inhalte ohne eingehende Ana-
lyse zu übernehmen. Unterbleibt vor allem 
eine umfassende Prüfung der ausge-
schriebenen Leistungen bezüglich des 
individuellen Bedarfs, dann kann diese 
Vorgehensweise für die Kommune unnö-

tig teuer werden und zur Folge haben, 
dass die erbrachten Leistungen und Leis-
tungsbeschreibungen weder den Vorstel-
lungen des Auftraggebers noch des 
Nutzers entsprechen. Unzufriedenheit 
und gegenseitiges Schuldzuweisen sind 
die unerfreuliche Folge. Bei der Übernah-
me von mehrfach genutzten Leistungs-
verzeichnissen besteht immer die Gefahr, 
dass Leistungen ausgeschrieben wer-
den, die zwar von dem Dienstleister 
erbracht werden, aber nicht erforderlich 
sind. Kurzum: Es dürfen nicht die Leis-
tungen ausgeschrieben werden, die noch 
zu vergeben sind, sondern die Leistungen 
eingekauft werden, die benötigt werden. 
Um diesen Grundsätzen gerecht zu 
werden muss zunächst ein Bedarfskata-
log erstellt werden, der für die weitere 
Bedarfsanalyse als Grundlage dient. So 
können neben nicht erforderlichen Leis-
tungen auch mehrfach oder unwissend 
von verschiedenen Personen ausgeführte 
Leistungen identifiziert werden.

Ausschreibungsmethode für 
zufriedene Vertragspartner 
Die Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit externen Dienstleis-
tern liegt in der Art der Leistungsbeschrei-
bung. Die Erfahrung zeigt, dass die Er-
stellung eines prozessorientierten Leis-
tungsverzeichnisses als vertragliche 
Grundlage eine Bedingung des Erfolges 
darstellt. Das klassische Leistungsver-
zeichnis ist eine Sammlung von einzeln 
und unabhängig voneinander aufgeführ-
ten Tätigkeiten, die weder Bezug auf das 
gewünschte Ergebnis nehmen noch dem 
Dienstleister Flexibilität und Eigenverant-
wortung bei der Leistungserbringung zu-
gestehen. Um eine prozessorientierte 

des Vergaberechts frei getroffen werden 
könne. Die Entscheidung müsse „nur“ 
durch den Auftragsgegenstand sachlich 
gerechtfertigt sein. Hierfür reichen ent-
sprechend nachvollziehbare objektive 
und auftragsbezogene Gründe, die vom 
Auftraggeber dokumentiert sein müssen, 
aus.
Nach diesen Vorgaben hat der Vergabe-
senat den Nachprüfungsantrag eines Un-
ternehmens gegen den Abschluss eines 
Vertrags über die Lieferung satellitenge-
stützer Warnsysteme zurückgewiesen. 
Beauftragt werden sollte ein Bieter, der 
bereits in der Vergangenheit entsprechen-
de Technik, auf welcher das neue System 
aufbaute, geliefert hatte und der daher 
nach Auffassung des Auftraggebers auf-
grund der Anbindungsmöglichkeit an die 
vorhandene technische Infrastruktur allein 
in Frage kam. 
Das OLG Düsseldorf sah in der Beauftra-

gung „zur Weiterentwicklung eines bereits 
bestehenden Systems“ – statt der Neuer-
richtung eines Systems durch einen 
neuen Anbieter – eine vergaberechtlich 
nicht zu beanstandende Handlung. Für 
diese habe der Auftraggeber sachliche 
und objektiv nachvollziehbare Gründe 
dokumentiert. Wesentlich sei insbeson-
dere, dass eine Wettbewerbsöffnung auf 
Seiten der Vergabestelle einen höheren 
Aufwand (Transaktionskosten, Fehlfunk-
tionen, Mehrkosten für Schaffung neuer 
Infrastrukturen, Kombatibilitätsprobleme, 
erhöhter Zeit- und Personalaufwand) ver-
ursachen würde.
Hierdurch seien die vergaberechtlichen 
Grenzen des auftraggeberseitigen Leis-
tungsbestimmungsrechts eingehalten 
worden, zumal von Seiten der Vergabe-
stelle eine hinreichende Marktforschung 
vorgenommen worden sei. Dabei reiche 
es aus, dass der Auftraggeber in zumut-

barer Art und Weise eine Prüfung der 
Marktsituation und der jeweiligen Be-
schaffungsziele vornehme. 

Dokumentation im Vergabevermerk 
erforderlich
Nach den Entscheidungen des OLG Düs-
seldorf steht dem Auftraggeber grund-
sätzlich das Bestimmungsrecht über den 
Leistungsgegenstand zu. Dieses ist aller-
dings nicht grenzenlos. Vielmehr müssen 
die Anforderungen an seine Vorgaben 
objektiv auftrags- und sachbezogen sein. 
Des Weiteren muss seine Begründung 
nachvollziehbar sein. Entscheidet sich 
damit der Auftraggeber zu einer pro-
duktspezifischen Leistungsbeschreibung, 
ist ihm nachdrücklich anzuraten, die ge-
nannten Vorgaben und deren Rechtferti-
gung im Vergabevermerk genau zu do-
kumentieren. 

Gebäudemanagement outsourcen?
Wie Fallstricke bei der Ausschreibung 
vermieden werden können!

Christine Wendel, FACILITY CONSULTANTS GmbH, Herrenberg
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Leistungsbeschreibung jedoch zu erstel-
len, ist die hier beschriebene Vorgehens-
weise ratsam. Es sind zunächst die erfor-
derlichen Dienstleistungen festzulegen. 
Dann erfolgt die Zuordnung der erforder-
lichen Dienstleistungen zu den jeweiligen 
Gebäudemanagement-Prozessen. Diese 
sind idealerweise im Rahmen einer voll-
ständigen Prozesslandschaft hinterlegt. 
Für die Erstellung einer kompletten Pro-
zesslandschaft können beispielsweise 
die branchenüblichen Normen und Richt-
linien (beispielsweise die DIN EN 15221-1 
oder die GEFMA-Richtlinie 100) heran-
gezogen werden. Unterstützung wird hier-
bei auch von Beratungshäusern ange-
boten. Der Aufbau einer umfassenden 
Prozesslandschaft ist zwar mühsam, ver-
schafft dem Nutzer jedoch eine Prozess-
übersicht und zeigt auf, welche Prozesse 
benötigt werden und welche möglich 
sind. Diese Systematik ermöglicht, nicht 
nur die einzelnen leistungsspezifischen 
Prozesse aufzuführen wie Unterhaltsreini-
gung erbringen oder Sicherheitsdienst-
leistungen durchführen sondern auch 
grundlegende Prozesse, die für jede 
Dienstleistungserbringung erforderlich 
sind, wie beispielsweise eine professio-
nelle Einsatzplanung, regelmäßige Wei-
terbildungsmaßnahmen oder das stand-
ardisierte Berichtswesen. Insgesamt wird 
mit dieser Darstellung eine genaue 
Abgrenzung der erforderlichen Dienst-
leistungen ebenso wie zwischen intern 
erbrachten und outgesourcten Dienstleis-
tungen ermöglicht. Diese Transparenz 
trägt in einem weiteren Schritt zu einer 
detaillierten Leistungsbeschreibung und 
einer genauen Kalkulation, sowohl per-
sonell als finanziell bei. Die Prozessstruk-
tur ermöglicht neben der Definition der zu 
erbringenden Prozesse auch die Defi-
nition und vertragliche Fixierung von An-
forderungen bezüglich der Qualitäten. Die 
Benennung der Leistungsqualität ist 
erforderlich, wenn beispielsweise Bonus-

/Malus-Regelungen im Vertrag festge-
schrieben worden sind oder eine aktive 
Qualitätssicherung mit einer regelmä-
ßigen Leistungsüberprüfung betrieben 
werden soll. Nur wenn die Qualität defi-
niert ist, kann überprüft werden, ob die 
Leistung vertragskonform erbracht wird 
oder nicht.

Der konkrete Nutzen auf beiden Seiten
Mit dem Erstellen einer Prozesslandschaft 
unter der Berücksichtigung aller mögli-
chen Prozesse kann die Kommune (der 
Auftraggeber) eine bedarfsgerechte Aus-
wahl an Prozessen bestimmen, die in das 
Leistungsverzeichnis übernommen wird 
und somit als Vertragsgrundlage dient. 
Eine Erweiterung oder Modifikation der 
Prozesse oder ihrer Definition kann bei 
diesem Vorgehen jederzeit erfolgen und 
räumt dem Auftraggeber eine bemer-
kenswerte Flexibilität ein. Mit der Be-
schreibung der Prozesse werden auch 
die Voraussetzungen für die Formulierung 
von Anforderungen an die Leistungser-
bringung geschaffen. Um ein funktionie-
rendes und zielführendes Qualitätssiche-
rungssystem zu integrieren, muss neben 
den Prozessen auch die gewünschte 
Qualität festgelegt werden. Mit dieser 
Service-Level-Vereinbarung, die mit den 
Prozessen Vertragsbestandteil wird, steht 
einer partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit zwischen Auftraggeber und Dienst-
leister nichts mehr im Wege. Erst wenn die 
Leistungen mit Hilfe von Service-Level 
überprüfbar gemacht werden, können 
objektive Leistungsüberprüfungen durch-
geführt werden. Diese sogenannten 
Audits können mit eigenen Mitarbeitern 
oder von neutralen Dritten durchgeführt 
werden. Unternehmensberatungen bie-
ten diese Leistungsüberprüfungen in der 
erwünschten Tiefe an und setzen für die 
Auswertung ein Qualitätssicherungssys-
tem ein, welches die Leistungen objektiv 
und detailliert auswertet. Diese Variante ist 

vor allem einzusetzen, wenn es Probleme 
bei der Leitungserbringung oder mit dem 
Dienstleister gibt und die Leistungen von 
einem Unabhängigen beurteilt und analy-
siert werden sollten.
Im Idealfall werden die externen Audits 
erstmals zwei bis drei Monate nach der 
Auftragsübernahme des neuen Dienst-
leisters durchgeführt. Nach dieser soge-
nannten Start-Up-Phase sollten alle erfor-
derlichen Absprachen für die Leistungser-
bringung getroffen, sämtliche Dokumente 
übergeben und die Einweisungen abge-
schlossen sein. Mit einer Leistungsüber-
prüfung können zu diesem Zeitpunkt 
Defizite aufgedeckt und behoben werden, 
damit einem vertragskonformen Regelbe-
trieb nichts mehr im Wege steht. Leis-
tungsüberprüfungen können dann regel-
mäßig selbst, sollten aber mindestens alle 
zwei Jahre von einem externen Auditor 
durchgeführt werden. Die Dringlichkeit 
sollte sich nach den Ergebnissen der 
letzten Überprüfung richten. Idealerweise 
wird das Thema Leistungsüberprüfung 
schon im Vertrag mit dem Dienstleister 
aufgenommen.

Über Facility Consultants GmbH:
Die unabhängigen Berater von Facility 
Consultants unterstützen Unternehmen im 
Bereich Facility Management bei der 
Prozessoptimierung und Qualitätssiche-
rung. Dabei liegt der Fokus ganz klar auf 
der praktischen Umsetzung. Denn durch 
die langjährige operative Erfahrung 
arbeitet die Facility Consultants GmbH 
strategisch und praxisnah. Zu den Kunden 
gehören Dienstleistungsunternehmen, 
Industriebetriebe, Banken und Versiche-
rungen, Immobilienverwalter sowie öffent-
liche Einrichtungen und Kommunen. Im 
Jahr 2008 wurde das Qualitätsmanage-
mentsystem des Unternehmens erstmals 
nach DIN EN ISO 9001: 2008 zertifiziert. 

BGH zur rechtlichen Einordnung von 
Dienstleistungskonzessionen 
Der Bundesgerichthof hat mit Beschluss 
vom 23. Januar 2012 – X ZB 5/11 – nähere 
Ausführungen zur rechtlichen Einordnung 
von Dienstleistungskonzessionen ge-
macht. Im Einzelnen hat der Bundesge-
richtshof in dem Fall, bei dem es um einen 
Vertrag zwischen einem Zweckverband 
und einem von diesem beauftragten Part-
ner über Rettungsdienstleistungen ging, 
folgendes festgestellt:

1. Auf Dienstleistungskonzessionen ist 
der Vierte Teil des Gesetze gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen auch in der vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Mo-
dernisierung des Vergaberechts (24. April 
2009) geltenden Fassung nicht anzuwen-
den.

2. Welcher Rechtsweg für Streitigkeiten 
aus der Vergabe von Dienstleistungskon-
zessionen eröffnet ist, ergibt sich aus den-
selben Grundsätzen, die für die Bestim-

mung des Rechtswegs bei Streitigkeiten 
aus der Vergabe öffentlicher Aufträge mit 
einem die Schwellenwerte der Vergabe-
verordnung unterschreitenden Volumen 
gelten. Für die Überprüfung der Vergabe 
einer Dienstleistungskonzession sind die 
ordentlichen Gerichte zuständig, wenn 
die Vergabe durch privatrechtlichen Ver-
trag erfolgt. Erfolgt die Vergabe hingegen 
in den Formen des öffentlichen Rechts, 
gehört der Rechtsstreit vor die Verwal-
tungsgerichte.

Rechtsprechungsberichte Quelle: DStGB aktuell
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3. Der Vergabesenat kann ein nach § 116 
GWB vor ihn gelangtes Nachprüfungsver-
fahren an das Gericht des zulässigen 
Rechtswegs verweisen, wenn es eine 
Dienstleistungskonzession zum Gegen-
stand hat.
Im konkreten (Bayerischen) Streitfall hat 
der BGH den Rechtsweg zu den Verwal-
tungsgerichten als eröffnet angenom-
men, weil das Rechtsverhältnis zwischen 
dem Zweckverband für Rettungsdienst 
und Feuerwehralarmierung und den mit 
der Durchführung des Rettungsdienstes 
Beauftragten aufgrund gesetzlicher Re-
gelungen (Art. 13 Abs. 4 BayRDG) durch 
öffentlichen Vertrag zu gestalten ist. 

Bierlieferung für Volksfest: 
Keine Aufgabe der Daseinsvorsorge, 
kein öffentlicher Auftrag 
Ein Vertrag, in welchem eine Gemeinde 
einer Brauerei das Exklusivrecht einräumt, 
einen Festwirt bei einer von der Gemeinde 
veranstalteten Festwoche mit Bier zu be-
liefern, und in welchem die Gemeinde 
ihrerseits sich dazu verpflichtet, dem Fest-
wirt vertraglich aufzuerlegen, nur dieses 
Bier auszuschenken, stellt mangels Be-
schaffungsvorgang keinen öffentlichen 
Vertrag im Sinne des § 99 Abs. 1 GWB dar.
OLG München, Beschluss vom 22.01.2012 
- Verg 17/11; Volltext: www.ibr-online.de
GWB § 99 Abs. 1, 2 
Vergabe

Problem/Sachverhalt
Die Gemeinde L veranstaltet seit 1946 
jährlich die Spessartfestwochen, auf de-

nen unter anderem von einem privaten 
Unternehmer, dem Festwirt, ein FestzeIt 
betrieben wird. Mit einer in der Gemeinde 
ansässigen Brauerei schließt die Gemein-
de einen Vertrag, mit dem sie der Brauerei 
das Exklusivrecht einräumt, „die Spes-
sartfestwoche“ mit Bier zu beliefern. Zu-
gleich verpflichtet sich die Gemeinde, 
dem jeweiligen Festwirt den Betrieb des 
Festzelts nur unter der Bedingung zu 
gestatten, dass dieser im Festzeit nur das 
von der Brauerei gelieferte Bier aus-
schenkt. Eine europaweite Ausschrei-
bung des Vertrags ist nicht erfolgt. Eine 
konkurrierende Brauerei ist der Meinung, 
bei dem Vertrag handle es sich um einen 
ausschreibungsbedürftigen Lieferauftrag 
im Sinne des § 99 Abs. 2 GWB, der zu Un-
recht ohne vorangegangene Ausschrei-
bung geschlossen worden sei.

Entscheidung
Die Klage blieb ohne Erfolg. Zwar ist nach 
§ 101 b Abs. 1 Nr. 2 GWB ein öffentlicher 
Auftrag, den ein Auftraggeber erteilt, ohne 
andere Unternehmen an einem Vergabe-
verfahren beteiligt zu haben, nichtig. 
Voraussetzung für die Ausschreibungs-
bedürftigkeit des Auftrags ist aber, dass 
dieser einem Beschaffungsvorgang dient. 
Der Bierlieferungsvertrag dient aber nicht 
der Beschaffung von Bier durch die Ge-
meinde, da die Gemeinde nicht Abneh-
mer des Biers ist, sondern der Festwirt. In 
der Sache begründet der Vertrag eine 
einseitige Verpflichtung der Gemeinde, 
dem Festwirt aufzugeben, das Bier nur 
von der einen ausgewählten Brauerei zu 
beziehen. Die Gemeinde schließt daher 
mit der Brauerei keinen entgeltlichen Wa-
renlieferungsvertrag, sondern eröffnet 

dieser nur kraft ihrer rechtlichen Gestal-
tungsmacht als Veranstalterin der Spes-
sartfestwoche die exklusive Möglichkeit, 
mit dem Festwirt einen Bierlieferungsver-
trag abzuschließen. Allerdings lässt sich 
nicht von der Hand weisen, dass der Ver-
trag Zwecken dient, die im Gemeinde-
interesse liegen. Durch den Vertrag will die 
Gemeinde sicherstellen, dass auf den 
Festwochen nur heimisches Bier ange-
boten wird. Der Vertrag dient daher der 
Erfüllung von Aufgaben, die sich die Ge-
meinde gestellt hat. Ein Beschaffungsvor-
gang kann aber bereits dann vorliegen, 
wenn der öffentliche Auftraggeber mit der 
Leistung ihm obliegende Pflichten gegen-
über der Bevölkerung erfüllt; er beschafft 
sich Leistungen also auch dann, wenn er 
die ihm obliegende Pflicht zur Daseinsvor-
sorge für die Bevölkerung erfüllt, indem er 
zu diesem Zweck Leistungen in Auftrag 
gibt, wie z. B. Leistungen der Abfallent-
sorgung oder Gesundheitsfürsorge (OLG 
München, IBR 2011, 285). Die Sicherstel-
lung der Belieferung eines Volksfestes mit 
heimischem Bier ist aber keine der 
Gemeinde obliegende Aufgabe der Da-
seinsvorsorge, so dass der Vertrag die 
Gemeinde nicht bei der Erfüllung der ihr 
obliegenden Pflichten unterstützt; somit 
liegt auch unter diesem Gesichtspunkt 
kein Beschaffungsvorgang vor.

Praxishinweis
Nicht jeder wirtschaftlich bedeutsame 
Vertrag unterliegt dem Vergaberecht. Vor-
aussetzung für die Anwendung des Ver-
gaberechts ist vielmehr stets ein Beschaf-
fungsvorgang, sonst fehlt es an einem 
öffentlichen Auftrag.

Aus der Rechtsprechung

VOB/A § 21 Nr. 1 Abs. 1 Satz 3 und § 25 
Nr. 1 Abs. 1 lit. b
Fehlende Erklärungen sind bei unklarer 
Vorgabe kein Grund zum Ausschluss 
aus der Wertung
 
Der öffentliche Auftraggeber ist dazu 
verpflichtet, die Vergabeunterlagen so 
eindeutig zu formulieren, dass die 
Bieter diesen Unterlagen deutlich und 
sicher entnehmen können, welche Er-
klärungen von ihnen wann abzugeben 
sind. Genügen die Vergabeunterlagen - 
wie die Formulierungen im Formblatt 
211 des Vergabehandbuchs VHB 2008 
- dem nicht, darf der Auftraggeber ein 
Angebot nicht ohne weiteres wegen 
Fehlens einer entsprechenden Er-

klärung aus der Wertung nehmen. 
BGH, Urteil vom 03.04.2012, Az.: X ZR 
130/10
 
Zum Tatbestand
Die Parteien streiten darüber, ob die Be-
klagte in einem von ihr durchgeführten 
Vergabeverfahren betreffend den Ausbau 
einer Kreisstraße das von der Klägerin 
eingereichte Angebot zu Unrecht von der 
Wertung ausgeschlossen und sich da-
durch schadensersatzpflichtig gemacht 
hat.
Zu den Vergabeunterlagen gehörte ein, 
dem Formblatt 211 des Vergabehand-
buchs VHB 2008 entsprechender Vor-
druck zur Beibringung von Eignungs-
nachweisen.

Des Weiteren umfassten die Vergabe-
unterlagen die Formblätter 233 und 234, 
auf denen die Vergabestelle durch An-
kreuzen entsprechender Kästchen kennt-
lich machen konnte, ob gegebenenfalls 
vorgesehene Nachunternehmer bereits 
bei Angebotsabgabe namhaft gemacht 
werden sollten. Diese Kästchen waren im 
Streitfall nicht angekreuzt.
Die Klägerin benannte zwar mit dem 
Angebot ihre vorgesehenen Nachunter-
nehmer, reichte die dazugehörigen Eig-
nungsnachweise aber erst nach Ablauf 
der Angebotsfrist, im Rahmen eines Bie-
tergesprächs, ein und wurde deshalb bei 
der Zuschlagserteilung nicht berücksich-
tigt.
Ihre Klage auf Feststellung, dass die Be-
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klagte ihr den aus der Nichtberücksich-
tigung ihres Angebots entstandenen 
Schaden zu ersetzen habe, hatte in erster 
Instanz Erfolg; das Berufungsgericht hat 
sie abgewiesen. Mit ihrer vom Senat zuge-
lassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr 
Feststellungsbegehren weiter.

Aus den Gründen
Die Revision führt zur Aufhebung des an-
gefochtenen Urteils und zur Zurückver-
weisung der Sache an das Berufungs-
gericht.

I. Das Berufungsgericht hat einen Scha-
densersatzanspruch mit der Begründung 
verneint, das Angebot der Klägerin sei zu 
Recht von der Wertung ausgeschlossen 
worden und dazu im Wesentlichen aus-
geführt: Der Wille der Vergabestelle, die 
Eignungsnachweise der eventuell vorge-
sehenen Nachunternehmer bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist vorgelegt zu be-
kommen, sei nach den gesamten Um-
ständen klar zum Ausdruck gebracht wor-
den und hätte von der Klägerin beachtet 
werden müssen. Da die Klägerin somit 
geforderte Erklärungen nicht abgegeben 
habe, sei ihr Angebot zu Recht ausge-
schlossen worden. Jedenfalls bei Bauvor-
haben der hier in Rede stehenden 
Größenordnung sei das Ansinnen der 
Vergabestelle, die Eignungsweise für die 
eventuell vorgesehenen Nachunterneh-
mer schon mit der Einreichung des An-
gebots übermittelt zu bekommen, in der 
Regel auch nicht unzumutbar. Allein die 
Möglichkeit, dass die Interessenlage eine 
andere sein könne, wie der Bundesge-
richtshof sie in seiner Entscheidung vom 
10. Juni 2008 (X ZR 78/07, VergabeR 
2008, 782 - Nachunternehmererklärung) 
dargestellt habe, rechtfertige es allein 
nicht, von dem Wortlaut der Vergabeun-
terlagen abzuweichen, für den die Ver-
gabestelle sich entschieden habe.

II. Dagegen wendet die Klägerin sich mit 
Erfolg.

1. a) Das Berufungsgericht ist zwar im 
Ausgangspunkt zutreffend davon ausge-
gangen, dass nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs zu § 21 Nr. 1 Abs. 
1 Satz 3 und § 25 Nr. 1 Abs. 1 lit. b VOB/A in 
der auch im Streitfall anzuwendenden 
Fassung Angebote, die unvollständig wa-
ren, weil sie geforderte Erklärungen nicht 
enthielten, regelmäßig ohne Weiteres von 
der Wertung auszuschließen waren (vgl. 
BGH, Urteil vom 24. Mai 2005 - X ZR 
243/05, NZBau 2005, 594 mwN; Urteil 
vom 18. September 2007 - X ZR 89/04, 
VergabeR 2008, 69). Es entspricht aber - 
und zwar gerade mit Blick auf die Aus-
schlusssanktion für die Abgabe unvoll-
ständiger Angebote - ebenso der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs, 
dass aus den Vergabeunterlagen für die 

 

Bieter eindeutig und unmissverständlich 
hervorgehen muss, welche Erklärungen 
von ihnen verlangt werden (BGH, Urteil 
vom 10. Juni 2008 - X ZR 78/07, VergabeR 
2008, 782 Rn. 10 - Nachunternehmer-
erklärung). Die Vergabestellen trifft inso-
weit die Verpflichtung, die Vergabeunter-
lagen klar und eindeutig zu formulieren 
und Widersprüchlichkeiten zu vermeiden.

b) Dafür, ob die in vorformulierten Verga-
beunterlagen vorgesehenen Erklärungen 
diesen Anforderungen genügen, ist der 
objektive Empfängerhorizont der poten-
ziellen Bieter, also eines abstrakt be-
stimmten Adressatenkreises, maßgeblich 
(BGH, Urteil vom 11. November 1993 - VII 
ZR 47/93, BGHZ 124, 64; BGH, VergabeR 
2008, 782 Rn. 10). Die diesbezügliche 
Würdigung durch den Tatrichter unterliegt 
der uneingeschränkten Überprüfung 
durch das Revisionsgericht. Denn vorfor-
mulierte Angebotsunterlagen wie die im 
Formblatt 211 enthaltenen sind allgemei-
nen Geschäftsbedingungen vergleichbar, 
deren Revisibilität in der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs anerkannt ist 
(vgl. BGH, Urteil vom 5. Juli 2005 - X ZR 
60/04, BGHZ 163, 321; Urteil vom 9. Juni 
2010 - VIII ZR 294/09, NJW 2010, 2877 ff.). 
Sie unterscheiden sich von Letzteren nur 
in dem für die Entscheidung des Streitfalls 
unerheblichen Gesichtspunkt, dass mit 
allgemeinen Geschäftsbedingungen die 
vertraglichen Rechte und Pflichten der 
Vertragspartner nach Vertragsschluss 
gestaltet werden, während vorformulierte 
Bedingungen für die Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren wie im Formblatt 211 
die Konditionen festlegen, unter denen 
die Bieter sich an den mehr oder minder 
streng formalisierten, zum Zwecke des 
Vertragsschlusses geführten Vergabever-
fahren (offenes, nicht offenes Verfahren 
bzw. Verhandlungsverfahren, öffentliche, 
beschränkte Ausschreibung, freihändige 
Vergabe) beteiligen können.

2. Wird in den Vergabeunterlagen nicht 
mit der gebotenen Deutlichkeit zum Aus-
druck gebracht, dass eine bestimmte Er-
klärung vom Bieter schon bis zum Ablauf 
der Angebotsfrist beizubringen ist, darf 
die Vergabestelle ein Angebot, in dem 
diese Erklärung fehlt, nicht ohne Weiteres 
ausschließen. Vielmehr muss sie dem be-
treffenden Bieter Gelegenheit geben, die 
Erklärung nachzureichen. Kommt sie die-
ser Obliegenheit nicht nach und erteilt sie 
einem anderen Bewerber den Zuschlag, 
macht sie sich gegenüber dem ausge-
schlossenen Bieter schadensersatz-
pflichtig, wenn eigentlich ihm der Zu-
schlag hätte erteilt werden müssen.

3. Entgegen der Ansicht des Berufungs-
gerichts hätte die Beklagte das Angebot 
der Klägerin nicht ohne Weiteres aus-
schließen dürfen.

a) Den Vergabeunterlagen ist nicht mit der 
gebotenen Deutlichkeit zu entnehmen, 
was den Bietern in Bezug auf die die 
Nachunternehmer betreffenden Eig-
nungsnachweise obliegt. Der Text zu Nr. 3 
des Formblatts 211 ist infolge der 
sprachlichen Verkürzung, in der er gefasst 
ist, vielmehr mehrdeutig und missver-
ständlich und dieser Mangel kann auch 
nicht im Wege der Auslegung durch die 
Bieter behoben werden. Seinem Wortsinn 
nach, infolge der Verwendung der Prä-
position "durch" und der Konjunktion "und" 
("Vorlage ... durch den Bieter und ggf. 
Nachunternehmer"), müssten die Nach-
unternehmer selbst die sie betreffenden 
Eignungsnachweise beibringen. Es mag 
zwar sein, dass die Klausel, so verstan-
den, einem durchschnittlichen Bieter un-
gewöhnlich vorkommen wird. Das führt 
aber nicht zu einem eindeutigen Ver-
ständnis der Vergabeunterlagen und 
rechtfertigt nicht die Annahme des Be-
rufungsgerichts, dass der durchschnitt-
liche Bieter darüber im Bilde war, was von 
ihm verlangt war. Das Formular kann 
ebenso gut dahin verstanden werden, 
dass die eigenen Pflichten des Bieters 
sich darin erschöpfen, die Nachunterneh-
mer aufzufordern, die geforderten Eig-
nungsnachweise einzureichen, was im 
Übrigen umso näher liegt, als der Bieter, 
um diese Anforderung zu erfüllen, ohne-
hin auf die Kooperation der Nachunter-
nehmer angewiesen ist.
Überdies steht dem Verständnis, das die 
Vergabestelle der Klausel beigelegt wis-
sen möchte, nämlich dass jeder Bieter für 
jeden einzelnen vorgesehenen Nachun-
ternehmer die Eignungsnachweise nach 
§ 8 Nr. 3 Abs. 1 Buchst. a bis f VOB/A 2006 
mit dem Angebot einreichen sollte, die 
Verwendung des Adverbs "gegebenen-
falls" ("ggf.") entgegen. Der Text zu Nr. 3 
des Vordrucks 211 mag so verstanden 
werden können, dass der Bieter, sofern er 
einen Nachunternehmereinsatz beab-
sichtigt, die diese Unternehmen betref-
fenden Eignungsnachweise (mit dem 
Angebot) beizubringen hat. Ebenso gut, 
insbesondere in Anbetracht des unklaren 
Sprachgebrauchs, kann aus Bietersicht 
aber, wie schon das Landgericht gemeint 
hat, gefordert sein, dass diese Nachweise 
nur unter weiteren Umständen, zumindest 
erst auf weitere Anforderung durch die 
Vergabestelle eingereicht werden müs-
sen. Das gilt umso mehr, als dieses Ver-
ständnis der Vergabeunterlagen, auf des-
sen Grundlage das Angebot der Klägerin 
nicht hätte ausgeschlossen werden dür-
fen, durch den weiteren Inhalt der Verga-
beunterlagen, und zwar der Formblätter 
233 und 234, gestützt wird. Die Vergabe-
unterlagen bilden eine Einheit und das 
Verständnis, das die Adressaten sich von 
bestimmten Passagen bilden, kann vom 
Erklärungsgehalt anderer, sachlich damit 
zusammenhängender Teile beeinflusst 



Die Gemeinde SH 12/2012 311

werden. So verhält es sich hier. So, wie der 
Erklärungsgehalt der Formblätter 233 und 
234 sich aus der Sicht der Bieter darstell-
te, waren diese schon nicht aufgefordert, 
bei Angebotsabgabe anzugeben, ob sie 
überhaupt Nachunternehmer einzusetzen 
beabsichtigten. Wenn die Nachunterneh-
mer schon nicht namentlich benannt wer-
den mussten, lag es fern, Formblatt 211 
so zu verstehen, dass gleichwohl die sie 
betreffenden Eignungsnachweise mit 
dem Angebot einzureichen waren. Dies 
konnte vielmehr die Bieter nur in der An-
nahme bestärken, dass die Eignungs-
nachweise erst auf nachträgliche Anfor-
derung einzureichen waren.

b) Der Hinweis des Berufungsgerichts, 
selbst die Klägerin habe nicht angenom-
men, dass die Nachunternehmer nicht mit 
dem Angebot benannt werden mussten, 
ist nicht stichhaltig. Dass die Klägerin die 
von ihr vorgesehenen Nachunternehmer 
in den Angebotsunterlagen namentlich 
benannt hat, obwohl das nach dem Er-
klärungsgehalt der Formblätter 233 und 
234 für diesen Zeitpunkt noch nicht ge-
fordert war, zeigt allenfalls, dass in sich 
widersprüchliche Vergabeunterlagen wi-
dersprüchliches Bieterverhalten nach 
sich ziehen können. Tragfähige Schluss-
folgerungen dazu, welchen objektiven 
Erklärungsgehalt die Vergabeunterlagen 
in ihrer Gesamtheit haben, lassen sich 
daraus nicht ziehen.

4. Danach kommt es nicht auf den Ein-
wand der Klägerin an, sie habe auch 
deshalb nicht ausgeschlossen werden 
dürfen, weil die Forderung, die Eignungs-
nachweise nach § 8 Nr. 3 Buchst. a bis f 
VOB/A 2006 für sämtliche vorgesehenen 
Nachunternehmer schon mit dem Ange-
bot einzureichen, eine unzumutbare Be-
lastung darstelle. Dazu sind jedoch fol-
gende Bemerkungen angezeigt.

a) Das Berufungsgericht hat bei Einnah-
me seines gegenteiligen Standpunkts die 
Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs missverstanden. Es vertritt nach dem 
Zusammenhang der Urteilsgründe die 
Auffassung, dass, wenn die Beibringung 
der Nachweise zu diesem frühen Zeit-
punkt in den Vergabeunterlagen mit ein-
deutigem Wortlaut gefordert wird, entge-
genstehende, die Frage der Zumutbarkeit 
dieser Forderung betreffende Interessen 
der Bieter ohnehin nicht berücksichtigt 
werden könnten. Das ergibt sich nicht aus 
der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs und wird durch diese auch nicht 
nahegelegt. Vielmehr hat der Senat zu 
früheren Fassungen der Vergabe und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen entschie-
den, dass Angebote von Bietern auszu-
schließen waren, wenn in den Vergabeun-
terlagen geforderte Angaben, die zu 
machen den Bieter nicht unzumutbar be-

lastete, nicht in den Angebotsunterlagen 
enthalten waren (vgl. etwa BGH, Be-
schluss vom 18. Februar 2003 - X ZR 
43/02, BGHZ 154, 32, 43). Daraus folgt im 
Gegenschluss, dass der öffentliche Auf-
traggeber nicht berechtigt war, ein Ange-
bot aus der Wertung zu nehmen, wenn der 
Bieter eine Anforderung nicht erfüllt hatte, 
die diesen unzumutbar belastete. Für 
diese Rechtsfolge kann es naturgemäß 
nicht darauf ankommen, ob diese Anfor-
derung in den Vergabeunterlagen mit ein-
deutigem Wortlaut gestellt worden ist oder 
nicht. Gegenteiliges ergibt sich auch nicht 
aus dem Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 10. Juni 2008 (X ZR 78/07, VergabeR 
2008, 782 Rn. 14 - Nachunternehmerer-
klärung), das das Berufungsgericht in die-
sem Zusammenhang erörtert. Dort war 
den Vergabeunterlagen bereits bei inte-
ressengerechter Auslegung ein Inhalt bei-
zulegen, der nicht zu einer unzumutbaren 
Belastung der Bieter führte. Für die 
Schlussfolgerung des Berufungsgerichts, 
dass unzumutbare Anforderungen bei 
klarem Wortlaut hingenommen werden 
müssen, bietet die Entscheidung indes 
keine Anhaltspunkte.

b) Der Bundesgerichtshof hat im Urteil 
vom 10. Juni 2008 ausgeführt, dass es die 
Bieter unzumutbar belasten "kann", wenn 
den Bietern durch die Vergabeunterlagen 
ein unverhältnismäßiger Erklärungsauf-
wand bereitet wird (aaO Rn. 14). Dem-
entsprechend ist die Zumutbarkeit oder 
Unzumutbarkeit von diesbezüglichen An-
forderungen in den Vergabeunterlagen 
unter Berücksichtigung der beteiligten 
Interessen zu beurteilen. Das Unterneh-
men, das Unzumutbarkeit geltend macht, 
muss die dafür maßgeblichen Umstände 
dartun. Die Interessenlage kann durchaus 
unterschiedlich zu beurteilen sein, je 
nachdem, ob es sich um ein vergleichs-
weise kleines Bauvorhaben mit einem vor-
aussichtlich überschaubaren Bieterkreis 
handelt, bei dem für den Einsatz von 
Nachunternehmern nach Art der zu er-
bringenden Leistung außerdem mögli-
cherweise ohnehin nur beschränkter 
Raum ist, oder um ein größeres oder 
großes Bauvorhaben, bei dem die Be-
werber erfahrungsgemäß umfänglich 
Nachunternehmer einsetzen werden. 
Handelt es sich um einen Fall der letzteren 
Art, kann es eher unzumutbar sein, wenn 
jeder Bieter für jeden Nachunternehmer 
schon mit dem Angebot unter Umständen 
umfangreiche Eignungsnachweise bei-
bringen muss, wofür er zudem auf die zeit-
nahe Kooperation seitens dieser Unter-
nehmen angewiesen ist. Wenn es, wie der 
Senat im Urteil vom 10. Juni 2008 zum 
Ausdruck gebracht hat (aaO Rn. 14), 
schon eine unzumutbare Belastung dar-
stellen kann, wenn alle Bieter mit dem 
Angebot sämtliche Nachunternehmer 
namentlich benennen müssen, gilt dies 

umso mehr für eine formularmäßige Klau-
sel, die es dem Auftraggeber erlaubt, 
durch bloßes Ankreuzen - zudem als erste 
angebotene Alternative - zu bestimmen, 
dass alle Bieter sogar die Eignungsnach-
weise für alle vorgesehenen Nachunter-
nehmer bereits mit dem Angebot bei-
bringen sollen.

5. Nach allem wird das Berufungsgericht 
im wiedereröffneten Berufungsrechtszug 
der nach seiner bisherigen Rechtsauf-
fassung konsequenterweise offen gelas-
senen Frage nachzugehen haben, ob der 
Klägerin, wie diese geltend macht, der 
Zuschlag hätte erteilt werden müssen.

Hinweis: 
Auf der Grundlage dieser BGH-Entschei-
dung raten wir den Städten und Gemein-
den, das Formblatt 211 aus dem VHB 
2008 in der konkret vorliegenden Form 
zunächst nicht mehr zu benutzen.

BGB §§ 611,612
Ehrenamtliche Tätigkeit 
Durch die Ausübung unentgeltlicher 
ehrenamtlicher Tätigkeit wird kein Ar-
beitsverhältnis begründet.
Bundesarbeitsgericht,  Urteil vom 
29.8.2012, 10 AZR 499/11

Zum Tatbestand:
Die Klägerin macht die Unwirksamkeit 
einer nach ihrer Auffassung ausgespro-
chenen außerordentlichen Kündigung 
geltend. Dabei steht die Frage im Vorder-
grund, ob die Parteien in einem Arbeits-
verhältnis standen. Der Beklagte ist Träger 
einer örtlichen Telefonseelsorge. Zu die-
sem Zweck unterhält er Räumlichkeiten, in 
denen ein hauptamtlicher und rund fünf-
zig ehrenamtliche Mitarbeiter den Seel-
sorgedienst verrichten. Nach der Dienst-
ordnung für die ehrenamtlichen Kräfte 
wird deren regelmäßige Beteiligung er-
wartet. Jeweils im Vormonat legt der Be-
klagte Dienstpläne für den Folgemonat 
aus, in die sich die ehrenamtlichen Mit-
arbeiter eintragen. Die Klägerin war auf 
der Grundlage von schriftlichen "Beauf-
tragungen" seit dem 26. April 2002 als 
ehrenamtliche Telefonseelsorgerin unent-
geltlich im Umfang von zehn Stunden im 
Monat für den Beklagten tätig. Die Klä-
gerin erhielt lediglich einen Unkosten-
ersatz von 30,00 Euro monatlich. Am 22. 
Januar 2010 wurde die Klägerin mündlich 
von ihrem Dienst entbunden.
Die von der Klägerin erhobene Kündi-
gungsschutzklage blieb vor dem Bundes-
arbeitsgericht - wie schon in den Vorin-
stanzen - erfolglos.

Aus den Gründen: 
Die Revision ist unbegründet. Die Vorin-
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stanzen haben die Klage zu Recht abge-
wiesen.

I. Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin 
stand nicht in einem Arbeitsverhältnis zum 
Beklagten.

1. Arbeitnehmer ist, wer aufgrund eines 
privatrechtlichen Vertrags im Dienste 
eines anderen zur Leistung weisungsge-
bundener, fremdbestimmter Arbeit in 
persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist 
(BAG 14. März 2007 - 5 AZR 499/06 - Rn. 
13 mwN, AP BGB § 611 Arbeitnehmer-
ähnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611 
Arbeitnehmerbegriff Nr. 10).

a) Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durch-
führung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit 
betreffen. Arbeitnehmer ist derjenige Mit-
arbeiter, der nicht im Wesentlichen frei 
seine Tätigkeit gestalten und seine Ar-
beitszeit bestimmen kann (vgl. § 84 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 HGB; BAG 25. Mai 2005 - 5 
AZR 347/04 - zu I der Gründe mwN, BAGE 
115, 1). Der Grad der persönlichen Ab-
hängigkeit hängt dabei auch von der Ei-
genart der jeweiligen Tätigkeit ab. Letzt-
lich kommt es für die Beantwortung der 
Frage, welches Rechtsverhältnis im kon-
kreten Fall vorliegt, auf eine Gesamt-
würdigung aller maßgebenden Umstände 
des Einzelfalls an. Der jeweilige Vertrags-
typ ergibt sich aus dem wirklichen Ge-
schäftsinhalt. Die zwingenden gesetzli-
chen Regelungen für Arbeitsverhältnisse 
können nicht dadurch abbedungen wer-
den, dass die Parteien ihrem Arbeitsver-
hältnis eine andere Bezeichnung geben. 
Der objektive Geschäftsinhalt ist den 
ausdrücklich getroffenen Vereinbarungen 
und der praktischen Durchführung des 
Vertrags zu entnehmen. Widersprechen 
sich Vereinbarung und tatsächliche 
Durchführung, ist Letztere maßgebend 
(BAG 15. Februar 2012 - 10 AZR 301/10 - 
Rn. 13, NZA 2012, 731; 20. Mai 2009 - 5 
AZR 31/08 - Rn. 19 mwN, AP BGB § 611 
Arbeitnehmerähnlichkeit Nr. 16 = EzA 
BGB 2002 § 611 Arbeitnehmerbegriff Nr. 
15).

b) Mit dem Arbeitsverhältnis ist typischer-
weise die Vereinbarung oder jedenfalls 
die berechtigte Erwartung einer ange-
messenen Gegenleistung für die verspro-
chenen Dienste verbunden, wie aus 
§§ 611, 612 BGB hervorgeht (vgl. 
HWK/Thüsing 5. Aufl. BGB vor § 611 Rn. 
10, § 612 Rn. 8; ErfK/Preis 12. Aufl. § 611 
BGB Rn. 20 f.; BAG 11. Dezember 2003 - 2 
AZR 667/02 - zu B III 2 c der Gründe, 
BAGE 109, 87). Wesen des Arbeitsver-
hältnisses ist der Austausch von Arbeit 
und Lohn. Der dem Arbeitsverhältnis 
zugrunde liegende Vertrag ist ein gegen-
seitiger Vertrag (§ 611 BGB). Ob eine be-
rechtigte Vergütungserwartung besteht, 
richtet sich nach der Art der Arbeit und 

nach den Umständen, unter denen sie ge-
leistet wird (§ 612 Abs. 1 BGB). Auch wenn 
die Erwerbsabsicht keine notwendige 
Bedingung für die Arbeitnehmereigen-
schaft ist, spricht ihr Fehlen doch im Rah-
men einer Gesamtwürdigung gegen die 
Annahme eines Arbeitsverhältnisses. 
Denn typischerweise verfolgt ein Arbeit-
nehmer das Ziel, für seine Arbeit ein Ent-
gelt zu erhalten. Dass neben diesem 
materiellen Interesse oftmals auch im-
materielle Interessen eine Rolle spielen, 
schließt nicht aus, die Erwerbsabsicht als 
wesentliches Merkmal zur Abgrenzung 
von Tätigkeiten heranzuziehen, die vor-
wiegend auf ideellen Beweggründen be-
ruhen (BAG 26. September 2002 - 5 AZB 
19/01 - zu B II 4 a der Gründe, BAGE 103, 
20; vgl. auch 28. Juli 1999 - 4 AZR 192/98 - 
zu 1 a aa der Gründe, BAGE 92, 140). Es 
ist gerade die durch die Entgeltlichkeit 
vermittelte Funktion der Sicherung wirt-
schaftlicher Existenz des Arbeitnehmers, 
die Gegenstand des grundrechtlichen 
Schutzes nach Art. 12 Abs. 1 GG ist 
(BVerfG 27. Januar 1998 - 1 BvL 15/87 - zu 
B I 3 b aa der Gründe, BVerfGE 97, 169).

c) Dienste können auch im Rahmen eines 
Auftrags verrichtet werden. Durch die 
Annahme eines Auftrags verpflichtet sich 
der Beauftragte, ein ihm von dem Auf-
traggeber übertragenes Geschäft für 
diesen unentgeltlich zu besorgen (§ 662 
BGB). Der Auftrag hat mit dem Arbeits-
verhältnis gemein, dass der Beauftragte 
im Zweifel in Person zu leisten hat (§ 664 
BGB) und Weisungen des Auftraggebers 
unterliegt (§ 665 BGB). Allerdings bezieht 
sich das Weisungsrecht des Auftragge-
bers, anders als das Direktionsrecht des 
Arbeitgebers nach § 106 GewO, regel-
mäßig auf einen bestimmten Auftrag und 
ist in seinen Rechtswirkungen auch des-
halb begrenzt, weil die Tätigkeit des Be-
auftragten nicht im Gegenseitigkeits-
verhältnis zu einer für sie zu zahlenden 
Vergütung steht. Das Auftragsverhältnis 
unterscheidet sich vom Arbeitsverhältnis 
durch die Unentgeltlichkeit der zu er-
bringenden Dienste (vgl. HWK/Thüsing 
BGB vor § 611 Rn. 10; ErfK/Preis § 611 
BGB Rn. 20 f.; MünchKommBGB/Seiler 5. 
Aufl. BGB § 662 Rn. 25, der allerdings die 
Tauglichkeit der Entgeltlichkeit als Ab-
grenzungsmerkmal bezweifelt; ebenso 
MüKoBGB/Müller-Glöge 6. Aufl. BGB 
§ 611 Rn. 34) und durch die jederzeit für 
beide Seiten bestehende Möglichkeit 
grundloser Beendigung (§ 671 BGB). 
Jedenfalls zeigt § 662 BGB, dass dem 
Gesetz die unentgeltliche Leistung von 
Diensten nicht schon um ihrer Unentgelt-
lichkeit willen fremd ist. Außerdem weisen 
einige gesetzliche Vorschriften darauf hin, 
dass weisungsgebundene Tätigkeiten, 
die Gegenstand eines Arbeitsvertrags 
sein können, auch ehrenamtlich ausgeübt 
werden können (vgl. zB § 11 Abs. 1 

BWahlG). Es gibt keinen Rechtssatz des 
Inhalts, dass Dienste in persönlicher Ab-
hängigkeit ausschließlich aufgrund eines 
Arbeitsverhältnisses erbracht werden 
kön-nen (BAG 6. Juli 1995 - 5 AZB 9/93 - 
zu B I 2 b der Gründe, BAGE 80, 256).

d) Indes darf - wie die Begründung ver-
einsrechtlicher Arbeitspflichten (BAG 6. 
Juli 1995 - 5 AZB 9/93 - zu B I 2 b der Grün-
de, BAGE 80, 256) - auch die Beauf-
tragung zu ehrenamtlicher Tätigkeit nicht 
zur Umgehung zwingender arbeitsrecht-
licher Schutzbestimmungen führen. Nach 
ständiger Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts kann ein Rechtsgeschäft 
gegen §§ 134, 138 BGB verstoßen, wenn 
es sich als Umgehung zwingender 
Rechtsnormen darstellt (BAG 26. Sep-
tember 2002 - 5 AZB 19/01 - zu B II 1 der 
Gründe, BAGE 103, 20).

2. Gemessen an diesen Grundsätzen ist 
die Würdigung des Landesarbeitsge-
richts, dass die Klägerin nicht Arbeitneh-
merin des Beklagten war, nicht zu bean-
standen.

a) Die Klägerin unterlag keinem arbeits-
rechtlichen Direktionsrecht. Der Beklagte 
ordnete den Einsatz der Klägerin nicht an. 
Das auftragsrechtliche Weisungsrecht 
hätte solche Anordnungen auch nicht ge-
deckt. Die Klägerin erhielt vom Beklagten 
keine Weisung, zu bestimmten Zeiten 
Telefondienst zu leisten. Sie war auch frei 
zu entscheiden, ob sie sich überhaupt in 
die Dienstpläne eintragen wollte. Aller-
dings wurde von ihr erwartet, dass sie im 
Monat zehn Stunden zum Telefondienst 
bereit stand. Ferner war sie an Weisungen 
des Beklagten gebunden, was die 
inhaltliche Gestaltung ihrer Beratungs-
aufgabe betrifft. Sie hatte die Dienstord-
nung für die Telefonseelsorge zu beach-
ten, nach ins Einzelne gehender Vorschrift 
Gesprächsvermerke anhand eines Form-
blatts zu erstellen und die in den "Stich-
worten zum TS-Dienst" enthaltenen Vor-
gaben zu beachten. Diese Umstände 
waren aber im Streitfall nicht Ausdruck 
eines von dem Beklagten in Anspruch 
genommenen arbeitsvertraglichen Direk-
tionsrechts, sondern hielten sich in den für 
den Auftrag typischen, auf die Erledigung 
des jeweiligen Auftrags bezogenen Gren-
zen des Weisungsrechts nach § 665 BGB. 
Den Inhalt ihrer Telefongespräche hatte 
allein die Klägerin zu verantworten.

b) Jedenfalls spricht entscheidend gegen 
die Arbeitnehmereigenschaft der Klä-
gerin, dass sie die Tätigkeit unentgeltlich 
und ohne Vergütungserwartung als eh-
renamtliche karitative Arbeit leistete. Den 
karitativen und unentgeltlichen Charakter 
ihrer Tätigkeit zieht die Klägerin selbst 
nicht in Zweifel. Ihre Tätigkeit hat sie nicht 
in der Erwartung einer Gegenleistung er-
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bracht. Sie beansprucht auch mit der Kla-
ge keine Vergütung für das von ihr ent-
faltete seelsorgerische Wirken. Dieses 
sollte nicht, auch nicht teilweise, der Si-
cherung oder Verbesserung ihrer wirt-
schaftlichen Existenz dienen. Das Anlie-
gen der Klägerin galt dem freiwilligen und 
unentgeltlichen Einsatz für die Sorgen 
und Nöte der rat- und trostbedürftigen An-
rufer. Es war Ausdruck einer religiös be-
gründeten inneren Haltung gegenüber 
dem Gemeinwohl und gegenüber ihren 
Mitmenschen. Diesem unentgeltlichen 
und ehrenamtlichen Charakter entsprach 
es, dass die Parteien in der Vereinbarung 
über die "Beauftragung" der Klägerin die 
Beendigung ihrer Zusammenarbeit ent-
sprechend den Vorschriften des Auftrags-
rechts geregelt haben, wonach es keiner 
Kündigung bedarf. Außerdem war jeder-
zeitiger Widerruf möglich. Auch für die 
Kündigung der Klägerin war keine Frist 
vorgeschrieben, vielmehr wurde ihr - ent-
sprechend § 671 Abs. 2 BGB - lediglich 
empfohlen, ihren Wunsch "wenigstens 
drei Monate vorher" mitzuteilen. Unter die-
sen Umständen wäre die Erwartung einer 
Vergütung für die Tätigkeit auch nicht 
berechtigt gewesen.

c) Anhaltspunkte für eine Umgehung 
zwingender arbeitsrechtlicher Vorschrif-
ten sind nicht erkennbar. Dass Tätigkeiten 
der vorliegenden karitativen und seelsor-
gerischen Art ohne Entgelt geleistet wer-
den können, zeigt die vielfältige Anerken-
nung dieser Beschäftigungsformen durch 
den Gesetzgeber. So gelten etwa nach § 5 
Abs. 2 Nr. 3 BetrVG Personen, deren Be-
schäftigung nicht in erster Linie ihrem Er-
werb dient, sondern vorwiegend durch 
Beweggründe karitativer oder religiöser 
Art bestimmt ist, nicht als Arbeitnehmer.

3. Über die Frage, welchen rechtlichen 
Begrenzungen die Beendigung eines 
Auftrags nach § 671 BGB unterliegt und 
ob der Beklagte seinen eigenen Ansprü-
chen an den Umgang mit ehrenamtlichen 
Mitarbeitern gerecht geworden ist, hatte 
der Senat nicht zu entscheiden.

VwGO § 47 Abs. 6, BauGB § 1 Abs. 7
Baurecht, Bebauungsplan, vorläufiger 
Rechtsschutz, Antragsbefugnis, 
Abwägung, Nachbar
Leitsatz:
Der Umstand allein, dass ein bisher 
unbebautes Grundstück künftig bebaut 
werden darf, macht das Interesse des 
Nachbarn an der Erhaltung des bisheri-
gen Zustandes nicht zu einem abwä-
gungserheblichen Belang. 
Beschluss des Schleswig-Holsteini-
schen OVG vom 19.12.2011, Az.: 1 MB 
31/11 

Gründe:
1. Die Beschwerde ist unbegründet, denn 
das Verwaltungsgericht hat den auf Sus-
pendierung der Baugenehmigung vom 
05. Juli 2011 gerichteten Antrag des An-
tragstellers zu Recht abgelehnt. Der Senat 
teilt die Auffassung des Verwaltungsge-
richts und nimmt in vollem Umfang auf die 
Begründung des angefochtenen Be-
schlusses Bezug. Er weist zur Klarstellung 
nochmals darauf hin, dass ein auf Sus-
pendierung einer Baugenehmigung ge-
richteter Antrag eines Nachbarn nur dann 
Erfolg haben kann, wenn der Nachbar 
durch die Baugenehmigung in eigenen 
Rechten verletzt wird. Dies folgt aus § 113 
Abs. 1 S. 1 VwGO. Danach ist eine verwal-
tungsgerichtliche Anfechtungsklage nur 
dann begründet, wenn der angefochtene 
Verwaltungsakt rechtswidrig ist und der 
Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt 
wird. Dieselben Maßstäbe gelten für den 
vorläufigen Rechtsschutz nach § 80 Abs. 
5 VwGO, um den es hier geht. Deshalb 
kommt es nicht darauf an, ob die vom 
Antragsteller im Normenkontrollverfahren 
(1 KN 10/11) angefochtene Ergänzungs-
satzung wirksam ist und der Baugeneh-
migung deshalb die Grundlage fehlt. Dies 
wird schon daraus deutlich, dass der An-
trag des Antragstellers auch dann abzu-
lehnen gewesen wäre, wenn die Gemein-
de ... die Ergänzungssatzung nicht 
erlassen und der Antragsgegner das Vor-
haben gleichwohl (objektiv rechtswidrig) 
genehmigt hätte. Eine Rechtsverletzung 
des Antragstellers durch das Vorhaben 
der Beigeladenen ist nämlich unter kei-
nem Gesichtspunkt erkennbar. Dies hat 
das Verwaltungsgericht ausführlich und 
zutreffend dargelegt.

2. Aus den oben genannten Gründen 
kann dahingestellt bleiben, ob der Nor-
menkontrollantrag des Antragstellers 
gegen die Ergänzungssatzung der Ge-
meinde ... erfolgreich sein wird. Es sei 
allerdings darauf hingewiesen, dass der 
Senat erhebliche Zweifel an der Antrags-
befugnis des Antragstellers hat (§ 47 Abs. 
2 S. 1 VwGO) hat. Zu Recht weist der 
Antragsteller zwar darauf hin, dass das in 
§ 1 Abs. 7 BauGB enthaltene Abwägungs-
gebot nachbarschützend sein kann. Dies 
gilt aber nur hinsichtlich solcher Belange, 
die für die Abwägung erheblich sind. Hier 
ist aber nicht erkennbar, dass der Antrag-
steller durch die angefochtene Planung in 
abwägungsbeachtlichen Belangen be-
troffen ist. Der Umstand allein, dass ein 
bisher unbebautes Grundstück künftig 
bebaut werden darf, macht das Interesse 
des Nachbarn an der Erhaltung des bis-
herigen Zustandes nicht zu einem abwä-
gungserheblichen Belang (vgl. BVerwG, 
Beschl. v. 22.08.2000 - 4 BN 38/00 - juris 
Rn. 10 ff; BRS 63 Nr. 45). Anhaltspunkte 
dafür, dass der Antragsteller über diese 
allgemeine Änderung der Situation kon-

kret in mehr als geringfügigen Interessen 
berührt ist, kann der Senat jedenfalls 
gegenwärtig nicht erkennen. Die in der 
Satzung zugelassene Bebauung und ihre 
Nutzung entsprechen nämlich nach Art 
und Umfang derjenigen des Grundstücks 
des Antragstellers und lassen keinerlei 
besondere Emissionen oder sonstige 
Nachteile zu seinen Lasten erwarten. Der 
Senat kann nach Aktenlage auch die 
Befürchtung des Antragstellers, dass sein 
Grundstück unzumutbar verschattet wer-
de, nicht nachvollziehen. Die in der Sat-
zung festgesetzte Firsthöhe (38,80 m 
über NN) und die Entfernung des Bau-
fensters zur Grundstücksgrenze, die den 
notwendigen Grenzabstand nach der 
Landesbauordnung deutlich übersteigt, 
weisen vielmehr darauf hin, dass die 
durch das neue Gebäude zu erwartende 
Verschattung sich in dem Rahmen hält, 
wie sie bei benachbarten Einfamilienhäu-
sern nun einmal üblich ist. Bei einer sol-
chen Sachlage bedarf es bei der Planung 
keiner besonderen Prüfung und Abwä-
gung in dieser Hinsicht.

BauGB § 127 Abs. 2 Nr. 2, StVO § 25, 
StVO § 41 Abs. 2, LBO S-H § 4 Abs. 2
Straßenrecht, Straßenreinigung, 
Winterdienst 

Leitsätze:
1. § 4 Abs. 2 LBO regelt die Erschlie-
ßungsvoraussetzungen in bauord-
nungsrechtlicher Hinsicht. Ein sachli-
cher Regelungszusammenhang mit 
der in der Straßenreinigungssatzung 
der Antragsgegnerin geregelten Reini-
gungspflicht beziehungsweise dem 
hiervon umfassten sogenannten Win-
terdienst besteht nicht.
2. Ist der Begriff des Wohnweges im 
Bereich des Straßenreinigungsrechts  
nicht hinreichend bestimmt, so muss 
der Satzungsgeber in der Satzung 
selbst die nötige Begriffsklarheit schaf-
fen, sofern er im Rahmen der Übertra-
gung der Reinigungspflicht an diesem 
Begriff festhalten will.
3. Ein vom Straßenverkehrsrecht ab-
weichender Gehwegbegriff wird in der 
Satzung der Antragsgegnerin nicht nor-
miert. Eine einheitlich gestaltete Misch-
fläche ohne räumliche, farblich oder 
sonst wie geartete Trennung zwischen 
Fahrbahn und Gehweg, welche sowohl 
für den Kraftfahrzeugverkehr als auch 
für die Benutzung durch Fußgänger vor-
gesehen ist, kann nach der Satzung 
deshalb nicht als Gehweg angesehen 
werden.
Schl.-Holst. OVG, Beschluss vom 21. 
März 2011, AZ: 4 MB 19/11
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Gründe:
Die fristgerecht eingelegte Beschwerde 
der Antragsgegnerin gegen den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts vom 09. 
Februar 2011 ist zulässig, jedoch unbe-
gründet. Die zu ihrer Begründung vorge-
tragenen Ausführungen, die allein Gegen-
stand der Prüfung durch den Senat sind 
(§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), stellen das 
Ergebnis der angefochtenen Entschei-
dung nicht in Frage. 
Das Verwaltungsgericht hält die Bestim-
mung in § 3 Abs. 1 der Satzung über die 
Straßenreinigung in der Gemeinde A., wo-
nach die Reinigungspflicht (einschließlich 
der Streupflicht) für Wohnwege den Eigen-
tümern der anliegenden Grundstücke auf-
erlegt wird, wegen Unbestimmtheit für un-
wirksam. Deshalb sei die Antragsgegnerin 
im Wege der beantragten einstweiligen 
Anordnung zu verpflichten, den Winter-
dienst im Sinne des § 1 Abs. 3 Straßen-
reinigungssatzung im Bereich der Straße F. 
(Grundstück des Antragstellers) durchzu-
führen. Das Verbot der Vorwegnahme der 
Hauptsache stehe dem nicht entgegen.
Die Beschwerde wendet hiergegen ein, die 
Satzungsbestimmung sei entgegen der 
Auffassung des Verwaltungsgerichts 
hinreichend bestimmt oder doch jeden-
falls bestimmbar; der Begriff „Wohnweg“ 
werde in § 4 Abs. 2 LBO-SH verwandt, in 
der LBO selbst zwar nicht definiert, aber als 
hinreichend bestimmt vom Landes-
gesetzgeber vorausgesetzt. Gleiches 
müsse man auch dem Satzungsgeber 
zubilligen. In der Kommentatur zur Lan-
desbauordnung (Domning/Möller/Sutt-
kus, 3. Aufl. LBO § 4 Rdnr. 60) würden 
Wohnwege definiert als Wege, an denen 
ausschließlich Wohngebäude liegen be-
ziehungsweise zulässig sind. Sie könnten 
im Einzelfall Fahrverkehr aufweisen; es 
dürfe jedoch kein Durchgangsverkehr 
stattfinden. Die genannten Merkmale eines 
Wohnweges im Sinne von § 4 Abs. 2 LBO 
würden durch den hier maßgeblichen 
Straßenabschnitt F. erfüllt. Dabei handele 
es sich um eine vom Hauptstraßenzug F. 
zwischen den Grundstücken Nr. 78 und Nr. 
84 beginnende Abzweigung, die sich ihrer-
seits auf Höhe des Reihenhauses Nr. 88 
nochmals verzweige und - unter anderem - 
das Grundstück des Antragstellers er-
schließe. Da hier nur Wohnbebauung vor-
handen sei und Durchgangsverkehr infol-
ge der Sackgassenlage nicht stattfinde, sei 
die Definition des Wohnweges erfüllt. 
Dieses Beschwerdevorbringen greift nicht 
durch. Die Straßenreinigungssatzung 
selbst definiert den Begriff des Wohnwe-
ges nicht. Während sie ausdrücklich auf 
Vorschriften anderer Gesetze bezie-
hungsweise Verordnungen Bezug nimmt 
(so auf § 41 Abs. 2 StVO, auf verschiedene 
Vorschriften des Straßen- und Wegege-
setzes, auf § 23 FStrG, § 6 Abs. 2 und § 31 
Abs. 3 AO sowie auf § 2 Abs. 4 LMG und 
§ 19 Abs. 3 LDSG), werden Vorschriften der 

Landesbauordnung nicht erwähnt. Dass 
der Satzungsgeber den Begriff des Wohn-
weges in § 4 Abs. 2 LBO habe normieren 
wollen, drängt sich auch wegen des unter-
schiedlichen Regelungsgehaltes nicht auf. 
§ 4 Abs. 2 LBO regelt die Erschließungsvor-
aussetzungen in bauordnungsrechtlicher 
Hinsicht. So wird nicht zuletzt im Hinblick 
auf den Brandschutz bestimmt, welche 
Mindestvoraussetzungen für die Anbin-
dung an das öffentliche Verkehrsnetz ge-
geben sein müssen, um die Errichtung von 
Gebäuden zuzulassen. Ein sachlicher 
Regelungszusammenhang mit der Reini-
gungspflicht beziehungsweise dem hier-
von umfassten sogenannten Winterdienst 
besteht nicht. Die von der Beschwerde als 
maßgeblich angesehene Kommentardefi-
nition ist zudem sehr weit. Hiernach wären 
unabhängig von ihrer Länge, Breite und 
Befahrbarkeit alle Straßen Wohnwege, in 
denen kein Durchgangsverkehr stattfindet 
und an denen ausschließlich Wohnbebau-
ung zulässig ist. Ein solches Verständnis 
hat die Antragsgegnerin der Satzungsbe-
stimmung selbst nicht beigelegt. Sie hat 
vor dem Verwaltungsgericht vielmehr vor-
getragen, Wohnwege seien alle Abschnitte 
oder Teileinrichtungen von befahrbaren 
oder nicht befahrbaren öffentlichen Stra-
ßen, die sich auf Grund ihrer geringen 
Breite nicht oder nicht zweckmäßig oder 
nicht wirtschaftlich mit übrigen Reini-
gungs- und Winterdienstfahrzeugen reini-
gen lassen. Es ist aber ohne Weiteres 
denkbar, dass eine Straße, an der aus-
schließlich Wohnbebauung zulässig ist und 
in der kein Durchgangsverkehr stattfindet, 
infolge der gegebenen ausreichenden 
Breite mit den üblichen Reinigungs- und 
Winterdienstfahrzeugen auf zweckmäßige 
Weise zu reinigen ist. Da es sich bei der 
Straße F. um eine dem öffentlichen Verkehr 
gewidmete Gemeindestraße handelt, die 
mit Kraftfahrzeugen befahren werden 
kann, ist der Wohnwegbegriff des § 127 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB erkennbar nicht erfüllt. 
Hiervon geht auch die Beschwerde aus.
Ist der Begriff des Wohnweges im Bereich 
des Straßenreinigungsrechts aber nicht 
hinreichend bestimmt, so muss der Sat-
zungsgeber in der Satzung selbst die nö-
tige Begriffsklarheit schaffen, sofern er im 
Rahmen der Übertragung der Reinigungs-
pflicht an diesem Begriff festhalten will. 
Die Beschwerde macht als Hilfserwägung 
noch geltend, bei dem fraglichen Straßen-
abschnitt der Straßen F. handele es sich 
unabhängig von der Eigenschaft als 
Wohnweg auch um einen Gehweg im Sin-
ne von § 3 Abs. 1 erster Spiegelstrich  der 
Straßenreinigungssatzung. 
Das Verwaltungsgericht hat dies verneint. 
Die Satzung nehme in § 1 Abs. 2 Satz 3 2. 
Halbsatz auf die Definition des Straßen-
verkehrsrechts (§ 41 Abs. 2 StVO) Bezug. 
In straßenvekehrsrechtlicher Hinsicht wür-
den als Gehwege solche öffentlichen Ver-
kehrsflächen angesehen, die zur Benut-

zung durch Fußgänger bestimmt und 
eingerichtet sowie durch Trennung von 
der Fahrbahn auf Grund ihrer Gestaltung 
(Pflasterung, Plattenbelag, Bordstein 
oder andere Trennlinien) äußerlich als 
solche erkennbar seien. Das Gesetz un-
terscheide (vgl. §§ 2 Abs. 1 und 5, 25 
StVO) zwischen Gehwegen und Fahr-
bahn. Fußgänger müssten gemäß § 25 
Abs. 1 Satz 1 StVO die Gehwege benut-
zen. Auf der Fahrbahn dürften sie nur 
gehen, wenn die Straße weder einen 
Gehweg noch einen Seitenstreifen habe. 
Hieraus werde deutlich, dass nach der 
Regelung des § 25 StVO Straßen als 
„Fahrbahn“ gesehen würden, wenn sie 
keinen (optisch abgesetzten) Gehweg an 
der Seite hätten und deswegen von Fuß-
gängern benutzt werden dürften. Im streit-
gegenständlichen Bereich befinde sich 
eine einheitliche Pflasterung ohne abge-
setzte Gehwege an den Seiten der Stra-
ßen. Eine solche Verkehrsfläche, die so-
wohl von Kraftfahrzeugen als auch von 
Radfahrern und Fußgängern genutzt wer-
den dürfe, sei in straßenverkehrsrecht-
licher Hinsicht und damit auch im Sinne 
der Straßenreinigungssatzung nicht als 
Gehweg anzusehen. 
Hierzu wendet die Beschwerde ein, der 
Satzungsgeber habe einen eigenen sat-
zungsrechtlichen Gehwegbegriff begrün-
den wollen, der nicht 1:1 identisch mit 
dem Begriff nach der Straßenverkehrs-
ordnung sei. Entscheidend sei, dass die 
in Rede stehende Straßenfläche durch 
Benutzung für Fußgänger vorgesehen sei. 
Sie enthalte eine Mischfläche ohne eine 
räumliche, farblich oder sonst wie ge-
artete Trennung zwischen Fahrbahn und 
Fußweg. Auch sei die Straßenfläche farb-
lich so gekennzeichnet, wie im Haupt-
straßenzug „F.“ der abgetrennte Gehweg. 
Dies überzeugt nicht. Ein vom Straßenver-
kehrsrecht abweichender Gehwegsbe-
griff wird in der Satzung nicht normiert. 
Zudem trennen auch die Satzungsbe-
stimmungen (§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 2, 3 Abs. 
1) zwischen „Fahrbahnen“ und „Gehwe-
gen“. Eine einheitlich gestaltete Mischflä-
che ohne räumliche, farblich oder sonst 
wie geartete Trennung zwischen Fahr-
bahn und Gehweg, welche sowohl für den 
Kraftfahrzeugverkehr als auch für die Be-
nutzung durch Fußgänger vorgesehen ist, 
kann nach der Satzung deshalb nicht als 
Gehweg angesehen werden. Hieran än-
dert auch der Umstand nichts, dass - wie 
die Beschwerde vorgetragen hat - die in 
Streit stehende Straßenfläche farblich so 
gekennzeichnet ist wie im Hauptstraßen-
zug „F.“ der abgetrennte Gehweg. 
Den Ausführungen des Verwaltungsge-
richts zum Vorliegen eines Anordnungs-
grundes sowie zu den Voraussetzungen 
für eine Vorwegnahme der Hauptsache ist 
die Beschwerde nicht entgegengetreten, 
sodass es insoweit keiner weiteren Aus-
führungen bedarf.
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GWB § 97 Abs. 4 S. 1, VOB/B § 9 Abs. 1 
Nr. 2 
Ausschluss wegen Unzuverlässigkeit

Das Merkmal der Zuverlässigkeit in Ver-
gabeverfahren darf nicht aufgrund 
einer bloßen Momentaufnahme im 
Rahmen einer laufenden Ausschrei-
bung beurteilt werden. Vielmehr ist 
gerade auch das frühere Vertragsver-
halten eines Unternehmers zu berück-
sichtigen. 
OLG Düsseldorf, Beschluss vom 
25.07.2012, AZ: VII Verg 27/12

Zum Sachverhalt:
Im Dezember 2011 schrieb die Antrags-
gegnerin für die im Bau befindliche Kölner 
U-Bahn-Linie „Nord-Süd-Stadtbahn" das 
Los 6 „Nachrichten- und Brandmeldeein-
richtung" im Offenen Verfahren europa-
weit aus.
Beide Antragstellerinnen forderten die 
Vergabeunterlagen an, was die Antrags-
gegnerin verweigerte. Gleichzeitig schloss 
sie die Antragstellerinnen wegen Unzuver-
lässigkeit vom weiteren Vergabeverfahren 
aus, unter anderem weil die Antragstel-
lerin zu 1. den weitgehend identischen 
vorhergehenden Auftrag zu Unrecht frist-
los gekündigt habe. Nach erfolgloser Rü-
ge stellten die Antragstellerinnen einen 
Nachprüfungsantrag.
Die Vergabekammer hat den Nachprü-
fungsantrag als unbegründet zurückge-
wiesen. Auf die Gründe ihres Beschlusses 
wird Bezug genommen. Dagegen haben 
die Antragstellerinnen sofortige Be-
schwerde erhoben, die sie mit dem An-
trag, die aufschiebende Wirkung des 
Rechtsmittels zu verlängern, verbunden 
haben. Die Antragsgegnerin ist der so-
fortigen Beschwerde und dem Eilantrag 
der Antragstellerinnen entgegengetreten.

Aus den Gründen:
Der Antrag der Antragstellerinnen nach 
§  Abs. 1 S. 3 GWB ist zulässig, aber 
unbegründet.
Unter Zugrundelegung der im Eilverfah-
ren gebotenen summarischen Sachprü-
fung hat die Beschwerde voraussichtlich 
keinen Erfolg. Demzufolge ist eine Ver-
längerung des Suspensiveffekts des 
Rechtsmittels nicht veranlasst. Zur Be-
gründung würde an sich eine Verweisung 
auf die ausführlichen und zutreffenden 
Gründe der Entscheidung der Vergabe-
kammer genügen, die der Rechtspre-
chung des Senats entsprechen. Die 
Beschwerde zeigt keine neuen Gesichts-
punkte auf, die Anlass zu einer anderen 
rechtlichen Beurteilung geben. 
Die Antragsgegnerin musste die Antrag-
stellerinnen nicht durch den begehrten 
Versand der Vergabeunterlagen am 
Vergabeverfahren beteiligen, sondern 
durfte diese aufgrund des Verhaltens 
ihres Geschäftsführers im Rahmen des 

118

vorhergehenden Auftrags, aufgrund des-
sen sie zu Recht an der Zuverlässigkeit 
der Antragstellerinnen zweifeln darf, vom 
Vergabeverfahren ausschließen. 
Ein öffentlicher Auftraggeber muss 
gemäß §  Abs. 4 S. 1 GWB nur zuverläs-
sige Unternehmen bei der Vergabe be-
rücksichtigen. Die Antragsgegnerin hat 
den Antragstellerinnen durch die Nicht-
einbeziehung in die Neuvergabe des Auf-
trags diese Zuverlässigkeit abgespro-
chen. Als unbestimmter Rechtsbegriff 
unterliegt das Kriterium der Zuverlässig-
keit nur einer eingeschränkten Nach-
prüfung durch die Nachprüfungsinstan-
zen auf Einhaltung der Grenzen des 
Beurteilungsspielraums, insbesondere 
darauf, ob von einem zutreffend und voll-
ständig ermittelten Sachverhalt ausge-
gangen worden ist, allgemeine Wertungs-
grundsätze beachtet worden und keine 
sachwidrige Erwägungen in die Wertung 
eingeflossen sind. Es werden keine 
sachfremden Erwägungen angestellt, 
wenn der Auftraggeber bei der Beurtei-
lung auf Erfahrungen zurückgreift, die er 
mit dem Bewerber bei der Abwicklung 
eines früheren Auftrags gemacht hat, 
insbesondere dann, wenn sich daraus 
vertragliche Verfehlungen ergeben ha-
ben. Das Merkmal der Zuverlässigkeit 
darf - soll es aussagekräftig bewertet 
werden - nicht aufgrund einer bloßen Mo-
mentaufnahme im Rahmen einer laufen-
den Ausschreibung beurteilt werden, will 
sich der Auftraggeber nicht dem Vorwurf 
aussetzen, einen unvollständigen Sach-
verhalt zu Grunde gelegt zu haben. Viel-
mehr ist gerade auch das frühere Ver-
tragsverhalten eines Unternehmers zu 
berücksichtigen. Dies gilt umso mehr, 
wenn ein Auftrag vergeben werden soll, 
der - wie hier - mit dem vorhergehenden 
Auftrag weitgehend identisch ist. Deshalb 
hat das Leistungsverhalten des Bewer-
bers im Rahmen des früheren Vertrages 
zwangsläufig auch Auswirkungen auf die 
Entscheidung über die neue Vergabe.
Die Antragstellerin zu 1. hat sich bei der 
Ausführung des früheren Auftrags als 
nicht zuverlässig erwiesen, und die An-
tragsgegnerin hat sie und die Antragstel-
lerin zu 2. deshalb rechtsfehlerfrei und im 
Rahmen des ihr zu Gebote stehenden 
Beurteilungsspielraums als unzuverlässig 
betrachtet, um sie erneut mit der Durch-
führung der Arbeiten zu beauftragen. Die 
Antragsgegnerin hat dabei keine sach-
fremden Erwägungen getätigt, sondern 
eine nachvollziehbare Prognoseentschei-
dung getroffen. 
In diesem Zusammenhang ist - wie aus-
geführt - insbesondere maßgebend, in-
wieweit die bisherigen Erfahrungen mit 
dem Bewerber die Aussage rechtfertigen, 
er werde die Leistungen, die Gegenstand 
des Vergabeverfahrens sind, vertrags-
gerecht und reibungslos erbringen. Dies 
gilt besonders dann, wenn es sich um Er-
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fahrungen des Auftraggebers mit dem 
Bewerber wegen derselben oder fast 
derselben Leistungen handelt. Ausrei-
chend für die Berechtigung der Annahme, 
ein Bewerber sei unzuverlässig, ist nicht 
nur eine auf der Hand liegende Vertrags-
verletzung, sondern sind auch solche 
Umstände des Einzelfalles, die die Be-
sorgnis rechtfertigen, die reibungslose 
Durchführung des Auftrags könne nicht 
erwartet werden (siehe dazu: Senat, 
Beschluss vom 4.2.2009, VII-Verg 65/08, 
juris; OLG Brandenburg, Beschluss vom 
14.9.2010, Verg W 8/10, VergabeR 2011, 
114ff). 
Die Antragsgegnerin hat beim vorherge-
gangenen Auftrag mit dem Geschäfts-
führer der Antragstellerinnen Erfahrungen 
gemacht, die es für sie als nicht zumutbar 
erscheinen lassen, die Antragsstellerin-
nen am erneuten Vergabeverfahren zu be-
teiligen. Die Grenzen des Beurteilungs-
spielraums werden insbesondere dann 
nicht überschritten, wenn der Auftrag-
geber den Bewerber für unzuverlässig 
hält, weil dieser den vorhergehenden Auf-
trag rechtsunwirksam gekündigt hat.
Die Antragstellerin zu 1. hat den früheren 
Auftrag mit Schreiben vom 21.7.2011 
nicht rechtswirksam gekündigt. Die auf § 9 
Abs. 1 Nr. 2 VOB/B gestützte fristlose Kün-
digung ist unwirksam, weil nicht nur eine, 
sondern sogar zwei Voraussetzungen für 
eine wirksame Kündigung fehlen. Zum 
einen vermag die Antragstellerin zu 1. den 
Zugang des Schreibens, in dem die ge-
mäß § 9 Abs. 2 S. 2 VOB/B erforderliche 
Setzung einer angemessenen Nachhol-
frist verbunden mit der schriftlichen An-
drohung der Kündigung enthalten waren, 
nicht zu beweisen (siehe dazu: Vygen in 
Ingenstau/Korbion, VOB/B, 17. Aufl., 
2010, § 9 Abs. 2 VOB/B, Rdnr. 3). Für den 
Zugang der mit einfachem Brief und mit 
Telefaxschreiben vom 14.7.2011 erfolgten 
Kündigungsandrohung bei der Antrags-
gegnerin hat sie im Vergabenachprü-
fungsverfahren keine Beweismittel be-
nannt. Sie vermag zwar den entspre-
chenden Sendebericht ihres Telefaxge-
rätes vorzulegen, was einen Anschein des 
Zugangs begründen kann. Die Antrags-
gegnerin hat diesen Anschein jedoch 
durch den Empfangsbericht ihres Telefax-
gerätes erschüttert, der einen entspre-
chenden Eingang gerade nicht ausweist. 
Zum anderen - und das Fehlen dieser 
Voraussetzung wiegt bei der Beurteilung 
der Zuverlässigkeit schwerer - setzt die 
Kündigung einen schwerwiegenden ab-
soluten Vertrauensverlust beim Auftrag-
nehmer voraus, so dass ihm nach Treu 
und Glauben nicht mehr zugemutet wer-
den kann, am Vertrag festzuhalten. Dies 
kommt insbesondere in Betracht, wenn er 
nach den Umständen des Falles in keiner 
Weise mehr mit der Erfüllung seines Ver-
gütungsanspruchs rechnen kann, wie 
zum Beispiel bei einem Anschlusskon-
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kurs (so: Vygen, a.a.O., §  VOB/B, Rdnr. 
14). Ein solcher Vertrauensverlust ist 
weder vorgetragen noch ersichtlich. Viel-
mehr hat die Antragsgegnerin der Antrag-
stellerin zu 1. keinen Anlass gegeben, 
davon auszugehen, dass die vierte Ab-
schlagsrechnung vom 15.06.2012 nicht 
ebenso wie die drei vorhergehenden Ab-
schlagsrechnungen zeitnah ausgeglichen 
werden würde. Zudem ist zu berücksich-
tigen, dass sich die vierte Abschlagsrech-
nung nur über einen verhältnismäßig ge-
ringen Betrag in Höhe von rund 0,7 % der 
Gesamtauftragssumme verhielt.
Es kann daher sowohl dahinstehen, ob 
und insbesondere wann die vierte Ab-
schlagsforderung fällig geworden ist 
(zum Streitstand, ob die Frist des § 16 
Abs. 1 Nr. 3 VOB/B von 18 Tagen auf 30 
Tage verlängerbar ist, siehe einerseits: 
Locher in Ingenstau/Korbion, § 16 Abs. 1 
VOB/B, Rdnr. 50 m.w.N. und Kandel in 
Ganten/Jagenburg,/Motzke, VOB/B, 2. 
Aufl., 2008, § 16 Nr. 1 VOB/B, Rdnr. 60 und 
andererseits: Messerschmidt in Kapell-
mann/ders., VOB, 3. Aufl., 2010, § 16 
VOB/B; Rdnr. 141 m.w.N.) und daraus 
resultierend ein Mahnschreiben vor oder 
nach Fälligkeit versandt worden ist, als 
auch, ob eine Mahnung gemäß § 16 Abs. 
5 Nr. 3 VOB/B überhaupt erforderlich 

9 gewesen ist (siehe zu letzterem: Vygen, a. 
a. O., § 9 Abs. 1 VOB/B, Rdnr. 48 und 50).
Aber auch das übrige Verhalten der An-
tragstellerin zu 1. beim vorhergehenden 
Auftrag rechtfertigt erhebliche Zweifel an 
deren Zuverlässigkeit. Zum einen hat sie 
die Stellung der vertraglich vereinbarten 
Sicherheit grundlos verweigert. Zum an-
deren hat sie für die Durchführung der 
vertraglich vereinbarten Arbeiten nicht 
nachvollziehbar eine rund 140 % höhere 
Vergütung gefordert. So hat sie beispiels-
weise für die Unterhaltung der Baustelle 
nicht mehr 180 Euro, sondern nunmehr 
2 137 600 Euro und für die technische Be-
arbeitung nicht mehr 360 Euro, sondern 
stattdessen 1 098 000 Euro verlangt. Die 
Antragsgegnerin sollte diese Nachforde-
rungen binnen weniger Tage prüfen und 
bescheiden. Auf deren Bitte hat die An-
tragstellerin zu 1. die zu kurz bemessene 
Frist nur um einige wenige Tage verlängert 
und diese Fristverlängerung zugleich mit 
der Androhung der Vertragskündigung im 
Falle der Ablehnung ihrer Forderung ver-
bunden. Auf die Ablehnung der Antrags-
gegnerin hat sie dieser umgehend den 
Entwurf einer Klageschrift übersandt, um 
weiteren Druck auszuüben. 
Die Unzuverlässigkeit der Antragstellerin 
zu 1. erfasst auch die Antragstellerin zu 2., 

weil weitgehende Identität zwischen bei-
den Gesellschaften besteht, denn sie ha-
ben dieselben verantwortlich handelnden 
Personen, nämlich denselben Geschäfts-
führer und denselben Justitiar. Ferner 
haben sie dieselbe Anschrift, nutzen die-
selben Kontaktdaten und präsentieren 
sich auf derselben Internetseite (siehe 
dazu auch: Senat, Beschluss vom 
28.7.2005, VII-Verg 42/05, juris, Rdnr. 12).
Die Antragsgegnerin wird hinsichtlich der 
Beteiligung der Antragstellerinnen an 
zukünftigen Vergabeverfahren zu prüfen 
haben, ob diese weiterhin als unzuver-
lässig angesehen werden können. Dies-
bezüglich wird sich die Antragsgegnerin 
an den von der Rechtsprechung ent-
wickelten Grundsätzen zur Vergabesperre 
und dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit orientieren können. Angesichts 
des bisherigen Verhaltens des Geschäfts-
führers der Antragstellerinnen bedarf eine 
über den Zeitraum von sechs Monaten 
hinausgehende Vergabesperre einer ein-
gehenden Prüfung und Begründung 
(siehe dazu: KG, Urteil vom 8. Dezember 
2011, 2 U 11/11 Kart, VergabeR 2012, 208 
ff. und Urteil vom 17. Januar 2011, 2 U 
4/06 Kart, NZBau 2012, 56 ff.).

Aus dem Landesverband

Infothek

Kommunalrichtlinie 2013 veröffentlicht 
– Ausweitung der Förderkulissen für 
investive Maßnahmen
Die Richtlinie zur Förderung von Klima-
schutzprojekten in sozialen, kulturellen 
und öffentlichen Einrichtungen (Kommu-
nalrichtlinie 2013) im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative ist für das An-
tragsjahr 2013 veröffentlicht worden. 
Das Förderangebot erheblich ausgewei-
tet worden: Zusätzlich zu den bislang 
bestehenden Förderangeboten (Klima-
schutzkonzepte, -management und -
technologien) werden ab 2013 auch in-
vestive Maßnahmen im Bereich „Nachhal-
tige Mobilität“ bezuschusst. Ein Schwer-
punkt der Förderung ist die Umstellung 
von Innen- und Hallenbeleuchtung auf 
besonders energiesparende LED-Tech-
nik, dies wird mit einer Quote von 40 
Prozent bezuschusst. Weiterhin gefördert 
wird die Umrüstung der Straßenbeleuch-
tung auf LED-Technologie. Neu eingeführt 
werden Fördermöglichkeiten zum Aus-
bau einer nachhaltigen Mobilität wie bei-
spielsweise der Lückenschluss von Fahr-

radwegen, aber auch eine fußgänger-
freundliche Verkehrsgestaltung. 
Im Zeitraum vom 01.01. bis 31.03.2013 
können beim Projektträger Jülich Förder-
gelder beantragt werden. Es steht da-
rüber hinaus eine bundesweite Hotline 
unter 030 / 39001-170 zur Verfügung. 
Unter www.kommunaler-klimaschutz.de 
(Förderprogramme/BMU-Förderpro-
gramm) können die zentralen Änderun-
gen der Kommunalrichtlinie und zusätzli-
che Fördermöglichkeiten für Kommunen, 
die ab dem 01.01.2013 gelten, eingese-
hen werden.

Widersprüche gegen 
Vergnügungssteuerbescheide
In den Städten und Gemeinden gehen 
zurzeit vermehrt Widersprüche der Spiel-
automatenbetreiber gegen Vergnügungs-
steuerbescheide mit Hinweis auf einen 
Beschluss des Finanzgerichts (FG) 
Hamburg vom 21. September 2011 (AZ: 3 
K 104/11) ein. Diese Widersprüche sind 
nach Einschätzung der Landesgeschäfts-
stelle unbegründet. Es besteht kein 
Grund, den Anträgen auf Aussetzung der 
Vollziehung bzw. Ruhen des Verfahrens 
stattzugeben. Widersprüche mit Hinweis 

auf die Vorlage des FG Hamburg an den 
EuGH führen deshalb nicht dazu, dass 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der ange-
fochtenen Steuerfestsetzungen oder ihrer 
satzungsrechtlichen Grundlage beste-
hen. Daher sind entsprechende Wider-
sprüche als unbegründet anzusehen. Wir 
empfehlen, Anträgen auf Aussetzung der 
Vollziehung bzw. Ruhen des Verfahrens 
nicht stattzugeben. 

Schleswig-Holstein plant 
Verlängerung des 
„Wertgrenzenerlasses“ 
Die aus dem Konjunkturpaket II geltenden 
Erleichterungen bei Vergabeverfahren 
(Wertgrenzen bei Beschränkten Aus-
schreibungen und Freihändigen Verga-
ben) sollen nochmals bis 31.12.2013 
verlängert werden. Das Wirtschaftsminis-
terium des Landes Schleswig-Holstein 
hat kurz vor Jahresschluss noch eine 
Verlängerung der „Wertgrenzenregelun-
gen“ bis zum 31.12.2013 beschlossen. 
Die Verlängerung wird am 20.12.2012 im 
Gesetz- und Verordnungsblatt des Lan-
des verkündet und tritt am Tag danach in 
Kraft.
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Termine
07.07.2013: Norddeutsches Symposium, 
Rendsburg, Hohes Arsenal
28.02.2013: GDI-SH-Tag 2013, CAU Kiel
13.-15.02.2013: Fachtagung des Fach-
verbandes der HVB in Sankelmark

07.03.2013: Kommunaltag Schleswig-
Holstein, CeBIT Hannover
16.03.2013: "Unser sauberes Schleswig-
Holstein" , landesweite Aktion
23.04.2013: Hausmesse Dataport, Ham-
burg

03.-04.06.2013: Deutscher Gemeinde-
kongress, Berlin

Am 27.09.2012 wurde der azv Südhol-
stein im Wissenschaftszentrum Kiel für 
seine Bildungsarbeit im Umweltbereich 
von der deutschen UNESCO-Kommis-
sion ausgezeichnet. Bereits zum zweiten 
Mal erhielt das Hetlinger Kommunalunter-
nehmen damit von höchster Stelle Aner-
kennung für seine pädagogische Arbeit.
Als einziges Unternehmen in Schleswig-
Holstein wurde der azv diesmal im 
Rahmen der zentralen Veranstaltung der 
landesweiten Aktionstage zur Unterstüt-
zung der UN-Dekade „Bildung für nach-
haltige Entwicklung“ ausgezeichnet. 2009 
war das pädagogische Fachkonzept des 
Unternehmens erstmals als Projekt der 
UN-Dekade anerkannt worden. Die je-
weils für zwei Jahre gültige Auszeichnung 
verleiht die UNESCO an Initiativen, Un-
ternehmen und Kommunen, die sich auf 
vorbildliche Weise dafür einsetzen, Kin-
dern und Erwachsenen nachhaltiges 
Denken und Handeln zu vermitteln. Über 
1500 Projekte wurden seit Beginn der UN-
Dekade im Jahr 2005 bundesweit aus-
gezeichnet. Die erneute Auszeichnung 
gilt für den Zeitraum 2012/2013.
Verliehen wurde die Urkunde von Jasson 
Jakovides, Mitglied des von der UNESCO 
berufenen Nationalkomitees zur Umset-
zung der UN-Dekade in Deutschland. Er 
betonte, dass die erneute Auszeichnung 
kein Selbstläufer sei, sondern der azv 
seine Aktivitäten und Projekte seit 2009 
überzeugend weiterentwickelt habe. „Vie-
le reden über Nachhaltigkeit, beim azv 
wird wirklich etwas getan. Der azv Süd-
holstein stellt sich seiner Verantwortung 
für die Zukunft unserer Gesellschaft und 
zeigt auf beeindruckende Weise, wie die 
Idee „Nachhaltigkeit lernen“ in der Praxis 
funktioniert“, so Jakovides anlässlich der 
Verleihung. Voraussetzung für die Aus-
zeichnung sei die Ausrichtung an den 
Grundsätzen der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung, beispielsweise müssten 
Wissen und Kompetenzen aus den drei 
Nachhaltigkeitsdimensionen Wirtschaft, 
Soziales und Umwelt vermittelt werden. 
Zudem zeichneten sich die Dekade-
Projekte durch ihren innovativen Charak-

Erneute UNESCO-Auszeichnung für 
den azv Südholstein
Unternehmen engagiert sich für Umweltpädagogik und Nachhaltigkeit

ter, eine besondere Breitenwirkung und 
die Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Partnern aus. „All das ist beim azv Süd-
holstein der Fall“, so Jakovides.
Ute Hagmaier, Referentin für Umwelt und 
Bildung des azv Südholstein, nahm die 
Urkunde in Kiel entgegen. „Wir verstehen 
es als Teil unserer Verantwortung im Sinne 
der öffentlichen Daseinsvorsorge, vor al-
lem bei Kindern und Jugendlichen das 
Bewusstsein für den schonenden Um-
gang mit Wasser und anderen natürlichen 
Ressourcen zu stärken. Die erneute Aus-
zeichnung bestärkt uns darin, diesen Weg 
weiter zu gehen“, so Hagmaier. Sie hoffe 
aber, dass es künftig ganz normal und 
nichts Besonderes mehr sei, dass Unter-
nehmen gemeinsam mit Kommunen, Bil-
dungseinrichtungen und weiteren Part-
nern Verantwortung für die Gestaltung der 
Zukunft übernähmen. „Nur wenn wir alle 

gemeinsam handeln, können wir wirklich 
etwas verändern und Herausforderungen 
wie den Klimawandel oder die sich ab-
zeichnende Ressourcenknappheit meis-
tern“, so Hagmaier.
Der azv Südholstein betreibt an der Elbe 
das Klärwerk Hetlingen und reinigt Ab-
wasser aus den Kreisen Pinneberg, Stein-
burg und Segeberg sowie aus den wes-
tlichen Stadtteilen Hamburgs. Seit 2009 
ist die Umweltpädagogik offiziell im Leit-
bild des Unternehmens integriert. Hinter 
dem Kommunalunternehmen steht der 
traditionsreiche Abwasser-Zweckverband 
Pinneberg, ein Zusammenschluss von 40 
Städten und Gemeinden. Auch diese be-
kennen sich damit indirekt zur Umwelt-
pädagogik als wichtiger Zukunftsauf-
gabe. Das Unternehmen nimmt mit 
seinem Engagement bundesweit eine 
Vorreiterrolle ein. Das hat auch die Lan-
desregierung Schleswig-Holstein über-
zeugt, die den azv 2010 als ersten Betrieb 
der Wasserwirtschaft als Bildungsein-
richtung für Nachhaltigkeit zertifiziert hat.
Seit der ersten UNESCO-Auszeichnung 
2009 hat der azv seine Netzwerkarbeit im 
Bildungsbereich konsequent ausgebaut. 
So wurde 2010 gemeinsam mit dem Kreis 

Übergabe der Urkunde und der UNESCO-Fahne: (v.l.n.r.): Jasson Jakovides, 
deutsches Nationalkomitee zur Umsetzung der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“, Ute Hagmaier, azv Südholstein, Dr. Robert Habeck, Minister für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein.
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Pinneberg und weiteren Partnern ein 
Arbeitskreis ins Leben gerufen, der sich 
zum Ziel gesetzt hat, Bildung für nach-
haltige Entwicklung im gesamten Kreis-
gebiet zu stärken und noch besser in der 
regionalen Bildungslandschaft zu veran-
kern. Aus dieser Zusammenarbeit und 

einem groß angelegten internen Klima-
schutzprojekt des Unternehmens ist die 
Initiative „KITA21 - Die Klimaretter“ her-
vorgegangen, ein Modellprojekt für Kitas 
und Kindergärten, das der azv gemein-
sam mit dem Kreis Pinneberg und der 
S.O.F. Save Our Future – Umweltstiftung 

im August dieses Jahres auf den Weg 
gebracht hat. Bis zu 90 Kindertages-
stätten wollen die Initiatoren in drei Jahren 
erreichen. Das Projekt wird von der 
AktivRegion Pinneberger Marsch & Geest 
gefördert.

Komma, das Kompetenzzentrum für 
Verwaltungs-Management hat das neue 
Seminarprogramm für das Jahr 2013 vor-

Seminarprogramm 2013 von Komma 
erschienen

Finanz- und Haushaltskrise, demogra-
phischer Wandel, Integration und Ener-
giewende stellen die Kommunen vor 
erhebliche wirtschaftliche, soziale, ökolo-
gische und demokratische Herausforde-

gelegt. Es enthält zu einem großen Teil 
bewährte Seminare, wobei einige Veran-
staltungen aber zeitlich an die Wünsche 

der Nutzer angepasst worden sind. 
Andere Veranstaltungen stellen Fortset-
zungen bereits erfolgreich nachgefragter 
Seminare dar. Ein weiterer Teil der Se-
minare ist auch ganz neu entwickelt wor-
den. Das rund 600 seitige Programm kann 
auch auf der Internetseite www.komma-
sh.de abgerufen werden.

Tagung zur kommunalen Entwicklung 
und Gestaltung - Strategien für eine 
lebenswerte Zukunft - in Speyer

rungen. Hinzu kommen neue Lebens-, 
Wohn- und Arbeitsformen sowie der Ein-
fluss neuer Medien, die Sozial-, Kultur- 
und Bildungslandschaften verändern. Vor 
diesem Hintergrund stellen sich sowohl 

Fragen nach der Entwicklung des sozia-
len Nahraums als auch nach der regio-
nalen Einbettung und Standortförderung. 
Die Tagung, die am 13.und 14. März 2013 
an der Deutschen Universität für Verwal-
tungswissenschaften Speyer stattfindet,  
will dazu kommunale Gestaltungsstra-
tegien und Maßnahmen zur nachhaltigen 
und gedeihlichen Entwicklung vorstellen 
und diskutieren. Anmeldungen werden 
unter E-Mail: tagungssekretariat@uni-
speyer.de erbeten.

Die Schulpolitik stand im Mittelpunkt der 
Beratungen des DStGB-Ausschusses für 
Bildung, Sport und Kultur. Die Mitglieder 
des Gremiums hatten sich auf Einladung 
des Bürgermeisters Dr. Arthur Christian-
sen im schleswig-holsteinischen Hande-
witt zusammengefunden. Dort wurde 
unter anderem über die Qualität des Bil-
dungswesens und den Bildungsfödera-
lismus engagiert diskutiert. Gerade mit 
Blick auf die steigende Bedeutung der 
inklusiven Beschulung und deren Finan-
zierung forderte der Ausschuss eine Auf-
hebung des derzeitigen Kooperationsver-
botes zwischen Bund und Ländern. Ein 
weiteres wichtiges Thema waren die not-
wendigen Anstrengungen zur Reduzie-
rung des Analphabetismus. Schließlich 
wurden auch sportpolitische Themen von 
den Ausschussmitgliedern beraten, da-
runter die Auswirkungen des neuen Kin-
derschutzgesetzes und die zunehmenden 

finanziellen Belastungen durch Sportstät-
tenstandards.
Auf Einladung von Bürgermeister Dr. 
Arthur Christiansen tagte der Ausschuss 
für Bildung, Sport und Kultur des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes 
(DStGB) auf seiner Frühjahrstagung in 
Handewitt in Schleswig-Holstein. Schwer-
punktthema der zweitätigen Ausschuss-
beratungen war die Schulpolitik. So gab 
es eine ausführliche Diskussion mit dem 
Generalsekretär der Kultusministerkon-
ferenz, Udo Michallik. Die Ausschussteil-
nehmer nahmen erfreut zur Kenntnis, 
dass Michallik im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten die Kontakte zwischen der Kul-
tusministerkonferenz und den kommuna-
len Spitzenverbänden verbessern will, 
auch durch Teilnahme an den Sitzungen 
des Bildungsausschusses. In seinem Bei-
trag ging er insbesondere auf das 
Bildungspapier des DStGB ein, dem er 

bescheinigte, in zentralen Punkten rich-
tige Fragestellungen aufzuwerfen. Er 
warnte aber davon, dass Bildungswesen 
in Deutschland zu negativ zu sehen. Mit 
Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit stehe 
Deutschland sehr gut da, was auch auf 
das Bildungsniveau zurückzuführen sein. 
In der anschließenden Debatte wurde ge-
rade dieser Punkt kritisch diskutiert. Die 
Bundesrepublik als Land ohne Rohstoffe 
könne und müsse in die Menschen inves-
tieren. Es würden immer noch zu viele Ju-
gendliche ohne Schulabschluss die 
Schule verlassen oder als nicht ausbil-
dungsreif gelten. Kontrovers wurde mit 
dem Generalsekretär der KMK das The-
ma des Bildungsföderalismus erörtert. 
Auch die Inklusion wurde nicht ausge-
spart. Hier plädierte der Generalsekretär 
dafür, mit den Fachverbänden eine sach-
liche Diskussion zu führen und mit Blick 
auf die unterschiedlichen Bedürfnisse das 
Thema anzugehen. Michallik signalisierte 
bei den Themen Übergänge von Kinder-
tageseinrichtungen zur Grundschule so-
wie Inhalte von Ganztagsschulen eng mit 
den kommunalen Spitzenverbänden zu-
sammenarbeiten zu wollen. Die Kommu-

Ausschuss für Bildung, Sport und 
Kultur tagte in Handewitt
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nen seien zwingend notwendig, wenn es 
um die Verknüpfung der unterschied-
lichen Politikfelder bei der Gestaltung der 
Bildungslandschaften gehe.

Herausforderungen für
strukturschwache Länder
Der Staatssekretär im Ministerium für 
Bildung und Kultur des Landes Schles-
wig-Holstein, Eckard Zirkmann, berich-
tete über den Stand und die Perspektiven 
der Bildungspolitik des Landes. Einleitend 
verwies er auf die Rahmenbedingungen, 
etwa den Rückgang von rund 30 Prozent 
an Schülern in einzelnen Schulbezirken in 
den nächsten Jahren. Die stetige Stei-
gerung der Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergrund, die Tatsache, 
dass immer mehr Schulen mit familiären 
Erziehungsproblemen belastet seien, und 
dies alles vor dem Hintergrund der 
schwierigen Haushaltslage in Schleswig-
Holstein, seien weitere Herausforderun-
gen. Die Themen des Ausbaus der Kin-
dertagesbetreuung, der Ganztagsschu-
len, der Schulsozialarbeit und das Thema 
der Inklusion verdeutlichten, dass gerade 
die strukturschwachen Länder durch das 
Kooperationsverbot im Bildungsbereich 
betroffen seien. Das Land Schleswig-
Holstein habe deshalb im Bundesrat für 
eine Lockerung des Kooperationsver-
botes plädiert. Insbesondere mit den Aus-
schussmitgliedern aus Schleswig-Hol-
stein gab es im Anschluss an den Vortrag 
eine lebhafte Diskussion über das Schul-
system, im Detail über die Ausgestaltung 
der Gemeinschaftsschulen. Die Bürger-
meister beklagten, dass die gymnasiale 
Oberstufe nur unter erschwerten Voraus-
setzungen genehmigt werde. 

Inklusive Beschulung
Beim Thema der inklusiven Beschulung 
wurde in der Ausschussdiskussion erneut 
deutlich, dass bislang in keinem Bundes-
land eine zufriedenstellende Lösung für 
die Umsetzung gefunden wurde. Der Aus-
schuss wiederholte deshalb seine Fest-
stellung, dass Inklusion im Schulbereich 
nicht zum Nulltarif zu haben ist. Inklusive 
Bildung kann nur gelingen, wenn durch 
die Länder zusätzliche Ressourcen in das 
Bildungssystem gegeben werden. Die 
Länder sind aufgefordert, die zur Errei-
chung des Inklusionsziels notwendigen 
Rahmenbedingungen zu schaffen, bei-
spielsweise kleinere Klassen sowie mehr 
und besser ausgebildetes Personal. Mit 
Blick auf das Thema der inklusiven Be-
schulung, aber auch der steigenden Be-
deutung der Schulsozialarbeit oder der 
Sprachförderung, forderte der Ausschuss 
eine Aufhebung des derzeit verfassungs-
rechtlich normierten Kooperationsverbo-
tes zwischen Bund und Ländern zur 
Finanzierung im Bildungsbereich. Der 
Bund sollte die Möglichkeit haben, sich 
direkt, etwa beim weiteren Ausbau der 

Ganztagsschulen, der Sprachförderung 
oder der Schulsozialarbeit finanziell  zu 
beteiligen. Die grundsätzliche föderale 
Zuständigkeitsverteilung werde hierdurch 
nicht in Frage gestellt. Die derzeitigen We-
ge der Bundesfinanzierung über Modell-
projekte oder eine mittelbare Länderfinan-
zierung wie beim Ausbau U3, bei der den 
Ländern Umsatzsteueranteile zur Finan-
zierung der Betriebskosten gewährt wer-
den, sieht der Ausschuss kritisch. Mo-
dellprojekte seien nicht nachhaltig, die 
Tragung der Folgekosten ungeklärt. Bei 
der mittelbaren Finanzierung über die 
Länder bestehe immer die Gefahr, dass 
die Länder dieses Geld für eigene Zwecke 
einsetzen und nicht an die Kommunen 
durchreichen. Hier gebe es genug Bei-
spiele. 

Gemeinschaftsaufgabe Alphabetisierung
Mit Blick auf die hohe Zahl der funktio-
nalen Analphabeten in Deutschland sieht 
der Ausschuss die Städte und Gemein-
den als Partner aller im Rahmen eines 
Alphabetisierungspakts engagierten ge-
sellschaftlichen Gruppen. Der Ausschuss 
erachtet die Bemühungen zur Reduzie-
rung des funktionalen Analphabetismus 
in der Bevölkerung als lohnenswertes Ziel 
kommunaler Bemühungen in der Erwach-
senenbildung. Hier wird insbesondere ein 
Betätigungsfeld für die Träger der Erwach-
senenbildung, aber auch der Ausbil-
dungsstätten und der Bundesagentur für 
Arbeit gesehen. Gerade die letzten beiden 
Institutionen dürften nicht außen vor ge-
lassen werden. Volkshochschulen kön-
nen insofern Träger sein, sofern es gelingt, 
entsprechende Kursangebote mit den 

Die Mitglieder des Ausschusses für Bildung, Sport und Kultur trafen sich zur Frühjahrs-
tagung in Handewitt

vorhandenen Mitteln bedarfsgerecht zu 
planen und durchzuführen. Der Aus-
schuss sieht es aber nicht als Aufgabe der 
Kommunen, eine umfassende Grundbil-
dung in den Bereichen  Rechenfähigkeit, 
Grundfähigkeiten im IT-Bereich, Gesund-
heitsbildung, finanzielle Grundbildung 
sowie soziale Grundkompetenzen zu ge-
währleisten. Hier liegt die Verantwortung 
vorrangig im Bildungssystem und damit in 
der Finanzierungspflicht der Länder. Der 
Ausschuss befasste sich auch mit dem 
Thema der Schulverpflegung. Der Aus-
schuss regt an, dieses Thema mit dem 
Generalsekretär der KMK in einer der 
nächsten Sitzung zu vertiefen. Mittags-
verpflegung sollte zum pädagogischen 
Angebot einer Schule gehören und damit 
fest in den Ganztag eingebunden sein.

Belastungen durch 
Sportstättenstandards 
Der Leiter der Geschäftsstelle der Sport-
ministerkonferenz, Paul Wedeleit, gab 
dem Ausschuss einen Überblick über ak-
tuelle sportpolitische Themen. Das The-
ma Lärmschutz rücke wieder stärker in 
den Vordergrund, ebenso das Thema 
Rechtsextremismus im Sport. Das Enga-
gement des DStGB sei hier ausdrücklich 
zu begrüßen. Bei der Umsetzung des 
Bildungs- und Teilhabepaketes ist die 
Sportreferentenkonferenz an Erkenntnis-
sen des DStGB interessiert. Im Mai 2012 
fand eine Expertenanhörung zum Thema 
„Engagement und Freiwilligenarbeit im 
Sport“ statt. Auch die Auswirkungen des 
neuen Kinderschutzgesetzes, insbeson-
dere die Vorlage des erweiterten Füh-
rungszeugnisses, wurden intensiv disku-
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tiert. Dies war auch ein Thema in der Dis-
kussion mit dem Vertreter des Deutschen 
Olympischen Sportbundes (DOSB), 
Andreas Klages. Weitere Themen mit dem 
DOSB waren die Auswirkungen der Ganz-
tagsschule auf den organisierten Sport, 

das Thema Inklusion, die Auswirkungen 
des Pflanzenschutzgesetzes sowie der 
Trinkwasserversorgung auf die Sport-
vereine und die Sportstättenstandards. 
Beim letzteren Thema mahnte der Aus-
schuss sowohl den DOSB als auch die 

Arbeitsgemeinschaft deutscher Sportäm-
ter, sich dieses Themas anzunehmen. Die 
Sportstättenstandards würden für die 
Kommunen vielfach unzumutbare finan-
zielle Belastungen darstellen.

Uwe Lübking, DStGB

Im Juli 2012 haben die Kommunalen Lan-
desverbände und das Innenministerium 
des Landes Schleswig-Holstein die Kom-
munen mit einem gemeinsamen Schrei-
ben über die landesweite Sammelbe-
schaffung von BOS-Digitalfunkgeräten 
informiert. Mit Hilfe des Internetportals 
www.digitalfunk-sh.de besteht seitdem 
die Möglichkeit, den Bedarf an Geräten zu 
planen und die Höhe der notwendigen 
Haushaltsmittel zu ermitteln.
Mittlerweile rückt der Abgabetermin für 
die verbindlichen Bestellungen unaufhalt-
sam näher, so dass jetzt die Freischaltung 
des Bestellverfahrens erfolgen muss. Das 
Bestellverfahren wird ab Freitag, dem 21. 
Dezember 2012, zur Verfügung stehen.
Zur erfolgreichen Teilnahme an der lan-
desweiten Sammelbeschaffung sind fol-
gende Schritte notwendig:

1. Füllen Sie den „Warenkorb“ auf 
www.digitalfunk-sh.de mit den von 
Ihnen benötigten Beschaffungspaketen
(z.B. durch Hochladen der von Ihnen
bereits erstellten Warenkorb-Datei). 
Bitte beachten Sie dabei, dass für jede
Feuerwehr und jede andere Behörde 

und Organisation mit Sicherheitsauf-
gaben ein eigener Warenkorb und so-
mit eine eigene Bestellung erzeugt 
werden muss, damit eine spätere Zu-
ordnung der Lieferungen möglich ist. 

2. Folgen Sie dem Link zur Erstellung der 
Unterlagen für die Sammelbeschaf-
fung und geben Sie die Daten der auf-
traggebenden Stelle und der nut-
zungsberechtigten BOS ein. Nach der 
Eingabe Ihrer Daten, werden Ihnen die 
Unterlagen per Email zugesandt.

3. Drucken Sie die Unterlagen aus und 
lassen Sie diese von einer dazu be-
rechtigten Person (z.B. der Bürger-
meisterin oder dem Bürgermeister) 
unterschreiben und mit einem Dienst-
siegel stempeln.

4. Senden Sie die Unterlagen bis zum 31. 
Januar 2013 (Eingangsstempel) an die 
für sie zuständige Fernmeldesachbe-
arbeitung des Kreises bzw. der kreis-
freien Stadt. 

5. Sobald Ihre Unterlagen von der Fern-
meldesachbearbeitung bearbeitet wor- 
den und beim Innenministerium einge- 
gangen sind, erhalten Sie per Email 
eine Eingangsbestätigung.

Da sich seit Erstellung der Beschaffungs-
pakete im Juli 2012 noch einiges getan 
hat, sind mehrere Beschaffungspakete 
weiterentwickelt worden. Dies trifft beson-
ders auf die Beschaffungspakete für 
Einsatzleitfahrzeuge, ortsfeste Funkstel-
len und Sprechgarnituren zu. Beim Füllen 
des Warenkorbes erscheinen Hinweise zu 
den Neuerungen.
Um die gemeinsame landesweite Sam-
melbeschaffung der nichtpolizeilichen 
Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben erfolgreich durchführen zu 
können, bitten wir um eine fristgerechte 
Abgabe der Beschaffungsunterlagen bis 
zum 31. Januar 2013.
Wir möchten auf diesem Wege noch ein-
mal ausdrücklich auf die Wichtigkeit einer 
landesweiten Sammelbestellung hinwei-
sen und bitten alle Gemeinden, an dieser 
Bestellung teilzunehmen. Nur so wird es 
uns gemeinsam gelingen, ein einheitli-
ches Funksystem einzuführen, die Folge-
kosten möglichst gering zu halten und für 
alle Funkteilnehmer in einem abgestimm-
ten Zeitplan die Teilnahme am Digitalfunk 
zu eröffnen. 

Außerdem möchten wir noch einmal 
darauf hinweisen, dass eine Förderung 
aus Mitteln der Feuerschutzsteuer nur 
für Geräte aus dieser Sammelbe-
schaffung bereitgestellt werden wird. 
Wer außerhalb dieser Sammelbe-
stellung Funkgeräte anschafft, wird 
keine Förderung erhalten.

Freischaltung der Bestellfunktion für die 
gemeinsame landesweite Sammelbe-
schaffung von BOS-Digitalfunkgeräten

Mitteilungen des DStGB

1. Normenausschuss 
Feuerwehrwesen beschließt neue 
Normen für Feuerwehrfahrzeuge
Der Normenausschuss Feuerwehrwesen 
(FNFW) hat die neuen Normen für das 
Kleinlöschfahrzeug (KLF), das Mittlere 
Löschfahrzeug (MLF, vormals Staffel-
löschfahrzeug StLF 10/6) sowie das 
Löschgruppenfahrzeug LF 20 KatS für 
den Katastrophenschutz veröffentlicht. 
Neben der neuen Nomenklatur, die der 
Einführung des Digitalfunks sowie einer 
besseren Sprechbarkeit der Fahrzeugbe-
zeichnungen im Funkverkehr geschuldet 

ist, waren insbesondere bei KLF und MLF 
die Änderung technischer Daten sowie 
die Anpassung der Beladung Grund für 
eine Überarbeitung der Normen.
Das KLF nach DIN 14530-24 “Lösch-
fahrzeuge – Teil 24: Kleinlöschfahrzeug 
KLF” ist ein Löschfahrzeug mit mindes-
tens einer Tragkraftspritze PFPN 10-1000 
nach DIN EN 14466, einer Einrichtung zur 
schnellen Wassergabe, einem Löschwas-
serbehälter mit einer nutzbaren Wasser-
menge von mindestens 500 l und einer 
feuerwehrtechnischen Beladung für eine 
Gruppe (1/8). Seine Besatzung besteht 

aus einer Staffel (1/5). Das Fahrzeug dient 
überwiegend zur Brandbekämpfung und 
bildet mit seiner zur Löschgruppe ergänz-
ten Besatzung eine selbstständige takti-
sche Einheit. Beim KLF war ein weiterer 
Grund zur Überarbeitung der Norm neben 
den oben genannten die Anpassung an 
das geänderte Fahrerlaubnisrecht. Die 
wichtigsten Änderungen:
• Die zulässige Gesamtmasse wurde 

auf 4.750 kg erhöht.
• Die Höchstgeschwindigkeit wurde aus 

Fahrsicherheitsgründen auf 100 km/h 
begrenzt.
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• Der Inhalt des Löschwasserbehälters 
wurde auf mindestens 500 l erhöht.

• Die Anforderungen an die Tragkraft-
spritze wurden erweitert und die PFPN 
10-1000 aufgenommen (vorher PFPN 
6-500).

• Bei der Einrichtung zur schnellen Was-
sergabe wurde das Mehrzweckstrahl-
rohr durch ein Hohlstrahlrohr ersetzt.

• Die feuerwehrtechnische Beladung 
wurde vollständig überarbeitet und bei 
den Schläuchen und Armaturen an das 
TSF-W, bei der übrigen Beladung an 
das TSF angepasst.

Das MLF nach DIN 14530-25 “Löschfahr-
zeuge – Teil 25: Mittleres Löschfahrzeug 
MLF” ist ein Löschfahrzeug mit einer vom 
Fahrzeugmotor angetriebenen Feuer-
löschkreiselpumpe, einer Einrichtung zur 
schnellen Wassergabe oder einer Schnell-
angriffseinrichtung, einem Löschwasser-
behälter sowie einer feuerwehrtechni-
schen Beladung für eine Gruppe. Seine 
Besatzung besteht aus einer Staffel (1/5). 
Das Fahrzeug dient überwiegend zur 
Brandbekämpfung und bildet mit seiner 
zur Löschgruppe ergänzten Besatzung 
eine selbstständige taktische Einheit. Das 
MLF ist mit seiner üblichen Gesamtmasse 
von 7,5 t zwischen dem TSF-W und dem 
LF 10 angesiedelt und soll die Lücke zwi-
schen diesen beiden etablierten Lösch-
fahrzeugen schließen. Gegenüber der 
Vorausgabe der DIN 14530-24 von April 
2008 wurden folgende Änderungen vor- 
genommen:
• Änderung der Fahrzeugbezeichnung 

von StLF 10/6 auf MLF.
• Die Erhöhung der zulässigen Gesamt-

masse auf 8.500 kg bei festgelegten 
Kriterien auf Wunsch des Bestellers.

• Die feuerwehrtechnische Beladung 
wurde überarbeitet und an die aktuel-
len Löschfahrzeugnormen angepasst.

• Die in Tabelle 2 enthaltenen Hinweise 
auf eine Zusatzbeladung wurden ge-
löscht und durch einen Verweis auf die 
DIN 14800-18 “Feuerwehrtechnische 
Ausrüstung für Feuerwehrfahrzeuge – 
Teil 18: Zusatzbeladungssätze für 
Löschfahrzeuge” ersetzt.

2. Bundeskabinett beschließt 
nationalen Radverkehrsplan - 
Kommunen sollen Radwege bauen
Die Bundesregierung will die Bürger zum 
Radfahren bewegen. In den kommenden 
acht Jahren soll der Anteil des Fahrrades 
am Gesamtverkehr auf 15 Prozent stei-
gen. Dieses Ziel gibt der Nationale Rad-
verkehrsplan 2020 vor, den das Bundes-
kabinett verabschiedet hat. Bei den 
Städten und Gemeinden liege der „Haupt-
teil der Aufgaben der Radverkehrsförde-
rung“, heißt es in dem Plan von Bundes-
verkehrsminister Peter Ramsauer. Der 
DStGB betont anlässlich des Kabinetts-
beschlusses, dass die Zielvorgabe von 

Minister Ramsauer in vielen Städten und 
Gemeinden nur erreicht werden wird, 
wenn die finanziellen Voraussetzungen 
dafür stimmen.
2008 wurden demnach 10 Prozent aller 
Strecken mit dem Fahrrad zurückgelegt. 
Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer 
(CSU) sich zur Umsetzung seines Plans 
„Impulse für nachhaltige Mobilität“, auch 
an die Kommunen. Je nachdem, wie viel 
eine Kommune bereits für den Radver-
kehr aufgewendet hat, müssten die Kom-
munen bis 2020 jährlich zwischen 8 und 
19 Euro je Einwohner vor allem für Neu-
bau und Unterhalt von Radwegen auf-
wenden. Hinsichtlich der Finanzierung 
verweist Ramsauer auf die Entflechtungs-
mittel, die der Bund den Ländern nach Art. 
143c GG zur Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden zur Verfü-
gung stellt. Diese können, so Minister 
Ramsauer, auch für die Radverkehrsin-
frastruktur verwendet werden.
Zudem will Ramsauer härtere Strafen für 
sog. Kampfradler prüfen. Gemeinsam mit 
den Ländern untersuche der Bund der-
zeit, „ob und inwieweit“ das Sanktions-
niveau im Radverkehr erhöht werden sol-
le. Das soll auch Autofahrer treffen, die 
Radwege zuparken. Die Alkoholgrenze 
von 1,6 Promille, bei der sich Radfahrer 
strafbar machen, will Ramsauer nicht ab-
senken. 
Die Steigerung des Fahrradverkehrs auf 
15 Prozent am Gesamtverkehr ist auch 
aus kommunaler Sicht ein erstrebens-
wertes Ziel. In vielen Städten und Gemein-
den sind allerdings die finanziellen Mittel 
nicht vorhanden, um den von Minister 
Ramsauer genannten Neubau- und Un-
terhaltungsaufwand leisten zu können. 
Insbesondere ist es in diesem Zusam-
menhang nicht ausreichend, auf die Ent-
flechtungsmittel zu verweisen. Diese Mit-
tel in der Höhe von derzeit 1,34 Mrd. € pro 
Jahr reichen bereits jetzt nicht aus, um 
den erforderlichen Finanzierungsbedarf 
im Bereich des Neu- und Ausbaus der 
kommunalen Straßen- und Schienenwe-
ge zu decken. Deshalb muss es im Rah-
men der für den Herbst dieses Jahres zwi-
schen Bund und Ländern verabredeten 
Gespräche über die Zukunft der kom-
munalen Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rung auch die Finanzierung des 15-Pro-
zent-Ausbauziels für den Radverkehr eine 
Rolle spielen. Der neue NRVP 2020 wird 
Anfang 2013 in Kraft treten. 

3. Neuer Rundfunkbeitrag: 
Rundfunkanstalten ändern 
Vollzugspraxis zugunsten der 
Kommunen
Der neue Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 
(RBeiStV) sieht vor, dass zum 01.01.2013 
die bisherige geräteabhängige Rundfunk-
gebühr durch einen geräteunabhängigen 
Rundfunkbeitrag abgelöst wird. Die neue 
Rechtslage bringt einige Auslegungsfra-

gen mit sich, die zum Teil von den Rund-
funkanstalten und den kommunalen Spit-
zenverbänden jeweils unterschiedlich 
ausgelegt werden. Der Einsatz des 
DStGB für eine kommunalfreundliche 
Vollzugspraxis hat nun dazu geführt, dass 
der Südwestrundfunk (SWR) federfüh-
rend für die Landesrundfunkanstalten den 
kommunalen Beitragsschuldnern einen 
großen Schritt entgegenkommt: § 5 Abs. 3 
S. 2 RBeiStV wird so ausgelegt, dass die 
Beitragsbefreiung für Fahrzeuge auch 
dann Anwendung findet, wenn die Fahr-
zeuge einer nicht rechtsfähigen privile-
gierten Einrichtung auf die jeweilige Kom-
mune zugelassen sind. Kommunen, die 
solche Fahrzeuge bereits als beitrags-
pflichtig gemeldet haben, können dies 
unter Verwendung der entsprechenden 
Formulare mit geringem Aufwand korri-
gieren.

4. Sparkassen: Seit Oktober 
Bürgerkonto für jede Privatperson
Mit der „Erklärung der deutschen Spar-
kassen zum Bürgerkonto“ haben sich die 
423 Sparkassen in Deutschland verpflich-
tet, ab Oktober 2012 jeder Privatperson in 
ihrem Geschäftsgebiet ein Guthaben-
konto (Bürgerkonto) einzurichten. Mit 
dem Bürgerkonto können Kunden am 
bargeldlosen Zahlungsverkehr teilneh-
men, ohne sich dabei zu verschulden. 
Dabei bezahlen sie keine höheren Ent-
gelte als bei einem vergleichbaren Konto 
mit Überziehungsmöglichkeit. Schlichter-
sprüche zum Bürgerkonto werden von der 
Sparkasse als verbindlich anerkannt. Die 
Sparkassen gehen mit dem Bürgerkonto 
über die freiwillige Selbstverpflichtung der 
Deutschen Kreditwirtschaft zum Giro-
konto für jedermann hinaus und leisten 
damit einen wichtigen Beitrag zum Ge-
meinwohl. 

5. Länder wollen Aufsicht über 
Sparkassen nicht an Europa abgeben
Der Bundesrat hat sich in seiner Plenar-
sitzung am 02. November 2012 mit den 
Plänen der Europäischen Kommission 
befasst, eine einheitliche europäische 
Aufsicht für Banken einzurichten. Ziel des 
Vorschlags der Kommission ist es, die 
Finanzstabilität im Euroraum zu sichern. 
Insbesondere ist vorgesehen, der Euro-
päischen Zentralbank bestimmte zentrale 
Aufsichtsbefugnisse - wie zum Beispiel 
die Lizenzerteilung sowie die Überwa-
chung des Verschuldungsgrades und der 
Mindestliquiditätsquote - zu übertragen. 
Der Bundesrat begrüßte den einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus grundsätzlich als 
geeignete Maßnahme für mehr Finanzsta-
bilität, machte aber auch Bedenken gel-
tend. So habe sich die bisherige Beauf-
sichtigung von national agierenden Kre-
ditinstituten grundsätzlich bewährt.  



Die Gemeinde SH 12/2012322

6. Di Fabio-Gutachten: Beamtenstreik 
ist stets rechtswidrig
Ex-Bundesverfassungsrichter Udo Di 
Fabio kommt in einem Gutachten zu dem 
Ergebnis, dass es ein Streikverbot nicht 
nur gebe für Beamte, die im hoheitlichen 
Kernbereich tätig sind, sondern auch für 
alle anderen Beamten und dass eine 
Differenzierung eine verfassungswidrige 
Durchbrechung des deutschen Konzepts 
vom Berufsbeamtentum wäre (“Unteil-
barkeit des Beamtenstatus”). Und das 
Berufsbeamtentum sei nach deutschem 
Verfassungsverständnis ein Garant der 
Rechtsstaatlichkeit. Der Rechtsstaat sei 
auf Beamte angewiesen, die nicht gegen 
den Dienstherren streiken, beide Seiten 
stünden in wechselseitiger Loyalitätsbe-
ziehung, sagte Verfassungsjurist Di Fabio. 
DBB-Chef Heesen begrüßte die Klarstel-
lung Di Fabios: Jeder Beamte wisse nun, 
was er zu tun habe. Das Streikverbot für 
Beamte beeinträchtige seine Organisa-
tion in der bevorstehenden Tarifrunde des 
Öffentlichen Dienstes nicht. Nachdem in 
der Rechtsprechung bisweilen Zweifel 
aufgekommen waren, begrüßt der DStGB 
hierzu den jüngsten Versuch einer 
Klarstellung der Beamtenstatusgewähr-
leistung des Artikels 33 Abs. 5 GG.

7. DStGB-Dokumentation 
„Repowering von Windenergie-
anlagen“ veröffentlicht
Die DStGB-Dokumentation Nr. 111 „Kom-
munale Handlungsmöglichkeiten beim 
Ausbau der Windenergie – unter beson-
derer Berücksichtigung des Repowering“ 
ist im Rahmen der DStGB-Fachtagung 
„Repowering Windenergie“ in Berlin der 
Öffentlichkeit vorgestellt worden. Diese 

umfassende Praxishilfe für Kommunen ist 
das Ergebnis der Arbeit der Repowering 
InfoBörse. Dieses von der Kommunalen 
UmweltAktioN U.A.N. mit Unterstützung 
des DStGB durchgeführte Projekt hat in 
den vergangenen drei Jahren ein umfang-
reiches Beratungsangebot für Kommu-
nen zu allen Fragen der Windenergienut-
zung bereitgestellt. 
Die Dokumentation gliedert sich in drei 
Teile. Der einleitende Teil A stellt allge-
meine Hintergründe zur Windenergie-
nutzung dar und gibt einen Überblick über 
die wesentlichen Aspekte, die bei der 
Planung von Windenergievorhaben zu 
berücksichtigen sind. Die Dokumentation 
geht darüber hinaus (Teile B und C) ver-
tiefend auf weitere fachliche Grundlagen 
der Windenergienutzung ein und stellt um-
fassend die planungsrechtlichen Grund-
lagen dar.
Die DStGB-Mitgliedsverbände haben die 
Möglichkeit, diese Dokumentation – auch 
für die jeweiligen Mitgliedskommunen – 
kostenfrei zu bestellen.
Kommunale Umwelt-AktioN U.A.N., Tel.: 
0511/302 85 68 .

8. Mehr Klagerechte für 
Umweltverbände
Der Bundestag hat das Klagerecht von 
Umweltverbänden erweitert. Nach dem 
am 08.11.2012 verabschiedeten Gesetz 
können die Verbände ohne Einschrän-
kung vor Gericht ziehen, wenn sie ganz 
allgemein Nachteile für die Umwelt be-
fürchten. Bislang war dies in Deutschland 
nur zulässig, wenn bei großen Bauprojek-
ten die Interessen Einzelner bedroht wa-
ren. Diese Regelung war jedoch im Jahr 
2011 vom Europäischen Gerichtshof (s. 

EuGH, ZUR 2011, 368) beanstandet wor-
den.
Die Luxemburger Richter hatten im Mai 
2011 entschieden, dass eine Umweltor-
ganisation grundsätzlich gegen Entschei-
dungen vorgehen können müsse, die er-
hebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
haben könnten. Hintergrund war eine Kla-
ge des Bundes für Umwelt und Natur-
schutz (BUND) gegen das geplante Stein-
kohlekraftwerk Trianel im westfälischen 
Lünen. Das Oberverwaltungsgericht 
Münster (ZfBR 2012, 768) hatte damals 
den EuGH eingeschaltet, weil Zweifel am 
Klagerecht des BUND bestanden.
In Umsetzung der EuGH-Entscheidung 
hat der Bundestag nunmehr die Klage-
rechte von Umweltverbänden durch das 
neue Umwelt-Rechtsbehelfs-Gesetz 
(UmwRG) erweitert. Zugleich wurden die 
Klagerechte der Bürger im Interesse der 
Wirtschaft eingeschränkt. Umweltver-
bände können nun auch auf Einhaltung 
des Artenschutzes und die Beachtung 
von Vorsorgegrenzwerten klagen. Auch 
Klagen gegen Offshore-Windparks und 
den Bau neuer Stromtrassen werden 
durch die verabschiedete Neuregelung 
erleichtert.
Im „Gegenzug“ wird durch das neue Ge-
setz vor allem der Eilrechtsschutz einge-
schränkt. Ein Projekt kann nach dem Ge-
setz vom Verwaltungsgericht nur noch 
dann bis zum Urteil gestoppt werden, 
wenn „ernstliche Zweifel“ an dessen 
Rechtmäßigkeit bestehen. Damit sollen 
Entscheidungen insbesondere gegen 
Großvorhaben künftig nicht mehr möglich 
sein. Ziel dieser Einschränkung ist es, die-
se Vorhaben schneller zu verwirklichen. 

Pressemitteilungen

Nach harten Verhandlungen haben das 
Land und die Kommunalen Landesverbän-
de heute eine Vereinbarung zur Finanzie-
rung des Krippenausbaus unterzeichnet. 
Bernd Saxe, Bürgermeister der Hanse-
stadt Lübeck, Vorsitzender des Städteta-
ges Schleswig-Holstein und Verhand-
lungsführer für die Arbeitsgemeinschaft 
der Kommunalen Landesverbände, be-
zeichnet das Verhandlungsergebnis als 
Erfolg aus Sicht der Kommunen aber vor 
allem für Familien mit Kindern in Schles-
wig-Holstein. „Mit der Anerkennung der 

Konnexität dem Grunde nach leistet das 
Land seinen Beitrag dazu, dass die zur Er-
füllung des Rechtsanspruches erforderli-
chen Betreuungsplätze von den Kommu-
nen geschaffen werden können.“
Das Land wird ab dem 01.08.2013 die 
Betriebskosten für alle Betreuungsplätze 
für unter 3-jährige Kinder, die nach dem 
Inkrafttreten des Kinderförderungsge-
setzes entstanden sind und weiterhin ent-
stehen, übernehmen. Für die Vergangen-
heit werden insgesamt 36,5 Mio. Euro an 
die Kommunen fließen.

Wichtiger Bestandteil der Vereinbarung ist 
die vorgesehene Evaluation dieser Pau-
schalbeträge auf der Grundlage der tat-
sächlichen Aufwendungen für die Kom-
munen, die bis Ende 2014 erfolgen und ab 
dem Haushaltsjahr 2015 umgesetzt wer-
den soll. „Damit ist tatsächlich die Kon-
nexität der Mehraufwendungen für die 
Kommunen sichergestellt“, stellen Hans-
Joachim Grote, Oberbürgermeister der 
Stadt Norderstedt und Vorsitzender des 
Städtebundes Schleswig-Holstein, und 
Michael Koch, Bürgermeister der Ge-
meinde Bad Malente und Vorsitzender 
des Schleswig-Holsteinischen Gemein-
detages, sowie der Vorsitzende des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreis-
tages, Landrat Reinhard Sager, Kreis Ost-
holstein, fest.

Finanzierung U3-Ausbau: Verhand- 
lungen zum Abschluss gebracht!

Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Landesverbände vom 10.12.12
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Personalnachrichten

Innenminister Andreas Breitner 
verleiht Freiherr-vom-Stein-
Verdienstnadel
Mehr Bürgerbeteiligung stärkt die 
kommunale Selbstverwaltung
Innenminister Andreas Breitner hat am 12. 
November 2012 34 Frauen und Männer 
für ihr langjähriges ehrenamtliches Enga-
gement in der Kommunalpolitik mit der 
Freiherr-vom-Stein-Verdienstnadel aus-
gezeichnet. "Die freiwillige Arbeit für das 
Gemeinwohl vor Ort ist Ausdruck gelebter 
Demokratie", sagte Breitner während 
einer Feierstunde in Reinbek (Kreis Stor-
marn). Die kommunale Selbstverwaltung 
sei eine tragende Säule für Staat und Ge-
sellschaft. In Schleswig-Holstein enga-
gierten sich nach wie vor viele Menschen 
in den Gemeindevertretungen, Ratsver-
sammlungen und Kreistagen.
Breitner appellierte an die Kommunalpo-
litiker, die Pläne der Koalitionsfraktionen 
von SPD, Grünen und SSW für eine er-
weiterte und leichtere Bürgerbeteiligung 
als Chance zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung und der Demokratie vor 
Ort zu sehen. "Ich bin überzeugt, dass 
sich wieder mehr Menschen um ihre ört-
lichen Angelegenheiten kümmern, wenn 
sie wissen, dass es auch auf sie an-
kommt", sagte der Minister. Der Dialog 

zwischen Verwaltung, Kommunalpoliti-
kern und Bürgern werde enger und 
intensiver. Unmittelbare Bürgerentschei-
dung und die repräsentative Demokratie 
seien zwei Seiten derselben Medaille. 
Die Freiherr-vom-Stein Verdienstnadel 
(früher: Verdienstmedaille) wurde anläss-
lich des 200. Geburtstages des Reichs-
freiherrn Heinrich Friedrich Karl vom und 
zum Stein am 26. Oktober 1957 gestiftet. 
Sie wird alljährlich vom Innenminister des 
Landes Schleswig-Holstein verliehen. Ge-
ehrt werden Frauen und Männer, die sich 
durch ihre ehrenamtliche Arbeit, langjäh-
riges Engagement und die Wahrnehmung 
herausragender Funktionen besondere 
Verdienste um die kommunale Selbstver-
waltung erworben haben. Vorschlagsbe-
rechtigt sind die Landräte, die Oberbür-
germeister und Bürgermeister der kreis-
freien Städte sowie die Bürgermeister der 
Städte über 20.000 Einwohner. Aus die-
sen Vorschlägen wird jährlich eine be-
grenzte Anzahl für die Verleihung ausge-
wählt. 
Die Namen der Verdienstnadelträger und 
die Orte, in denen sie wohnen, lauten im 
Einzelnen:
Ernst-Uwe Baum, Tönning
Paul Friedrich Beeck, Hamberge
Horst Göpfert, Nordhastedt

Heinz Hartmann, Reinfeld (Holstein)
Jürgen Jessen-Schütt, Nottfeld
Dr. Hans-Werner Johannsen, Tarp
Ingo Kartens, Wewelsfleth
Cathrine Kietzer, Kiel
Ulrich Konkel, Brande-Hörnerkirchen
Peter Krey, Beidenfleth
Hans-Dieter Kröger, Glinde
Volker Müller, Reinbek
Christiane Ostermeyer, Owschlag
Wolfgang Pagel, Buchholz
Joachim Puschmann, Ladelund
Erich Püst, Schretstaken
Bernd Rehmke, Handewitt
Jörg Rohweder, Hohenwestedt
Jochen Runge, Emkendorf
Ingrid Rusch, Schwentinental
Jochen Sachau, Grömitz
Karl-Heinz Schmidt, Niebüll
Peter Schoof, Wöhrden
Dieter Schröder, Rellingen
Jürgen Schröder, Neuenbrook
Hans-Jürgen Schubert, Lübeck
Anneliese Schwalbe, Plön
Ulrike Siebdrat, Lübeck
Hans-Joachim Speth, Berkenthin
Rüdiger Steffensen, Boostedt
Helmut Stemke, Husum
Mathias Stern, Ahrensburg
Andreas Supthut, Kummerfeld
Heinrich Westphal, Wahlstedt
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Viereinhalb Jahrzehnte Dienst am 
Kommunalverfassungsrecht

Zum Ausscheiden von Ministeral-
dirigent a.D. Reimer Bracker aus der 
Fortführung der von ihm verfassten 
Kommentare
Im Sommer dieses Jahres hat Ministerial-
dirigent a.D. Reimer  Bracker  letztmalig 
eine neue Auflage des von ihm und Klaus 
Dehn verfassten Kommentars zur Schl-H. 
Gemeindeordnung sowie eine Ergän-
zungslieferung zum Loseblattkommentar 
zur Amtsordnung vorgelegt. Gleichzeitig 
hat er erklärt, diese und sämtliche ande-
ren juristischen Werke, an denen er betei-
ligt war, nicht mehr fortführen zu wollen. 
Dies gibt Veranlassung, dem wissen-
schaftlichen Lebenswerk Brackers, das 
mit seinem beruflichen Werdegang eng 
verflochten ist, kurz nachzugehen.
Mit der Kommentierung eine kommunal-
verfassungsrechtlichen Norm begann 
Bracker nach zurückgelegter Kreiszeit als 
Regierungsassessor im Kreis Herzt. 
Lauenburg im Jahre 1967  als Referent in 
der Kommunalabteilung des Innenminis-
teriums, in die er später als Abteilungslei-
ter zurückkehrte. In einer Zeit großer kom-
munaler Umbrüche (Kreisgebietsreform, 
Ämterreform) übernahm er von Landrat 
a.D. Dr. Eberhard Laux die Kommentie-
rung zur Amtsordnung im Loseblattkom-
mentar des Kommunal- und Schulver-
lages und führte sie ohne Unterbrechung 
bis zum Juni 2012 fort. Dabei nutzte er die 
Eignung eines Loseblattkommentars für 
die rasche Aktualisierung der Gesetzes-
texte und ihrer Erläuterungen virtuos und 
in ständigem Kontakt mit der kommuna-
len Praxis, die er auch von 1987 bis 2004 
als Gemeindevertreter in der  amtsange-
hörigen Gemeinde Strande erlebte, aus. 
Mit dem damaligen SHGT-Geschäftsfüh-
rer Dr. Willing verband ihn ein besonders 
gutes Verhältnis. In dieser Zeit erarbeitete 
er auch eine Reihe von kommunalrecht-
lichen Beiträgen für die Zeitschrift des 
SHGT, „Die Gemeinde“.
Dieser Zeitraum von 45 Jahren und die In-
tensität der Betreuung eines – zugegebe-
nermaßen hier kurzen – Gesetzestextes 
wird in der jur. Kommentarliteratur höchst 
selten erreicht. Das Ansehen, das sich 
Autor und Werk erworben hatten, zeigte 
sich auch in der Übertragung der Auf-
gabe, nach der Wiedervereinigung für die 
parallel gelagerten Amtsordnungen von 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern die Einführungskommentare zu 
schreiben.
Dem Ablauf der Zeit muss aber auch ein 
solches Urgestein Rechnung tragen, und 
Bracker tat dies dadurch, dass er in der 
Nachlieferung vom Juni 2012 den Erläute-
rungen zur Amtsordnung noch eine Ein-
führung  voranstellte, die Kommentierung 
der durch das ÄndG vom 22. März 2012 
erheblich geänderten Vorschriften seinem 

Nachfolger, Kreisrechtsrat Th.I. Wolf, Bad 
Segeberg, überließ.
Der zweite große Wurf gelang Bracker mit 
dem gemeinsam mit Klaus-Dieter Dehn 
verfassten Kommentar zur Gemeindeord-
nung Schleswig-Holstein, der als gebun-
denes Buch 2002 in der ersten,  2012 in 
der 9. Auflage erschien. Der Kommentar 
zeichnet sich durch Prägnanz und Gründ-
lichkeit unter Verzicht auf praxisferne 
theoretische Ableitungen aus, wobei die 
Änderungen durch das ÄndG vom 22. 
März 2012 voll erfasst sind. Die Schnel-
ligkeit, mit der die einzelnen Auflagen die-
ses Kommentars aufeinander gefolgt 
sind, übernimmt die Vorteile die Vorteile 
einer Loseblattausgabe, die Aktualität, 
vermeidet aber deren bisherigen  Nach-
teile, nämlich den Verlust früherer Ausfüh-
rungen und Gesetzestexte. Hier wird in-
dessen die fortschreitende Digitalisierung 
den Zugriff auf nicht mehr aktuelle, aber 
doch noch relevante Ausführungen er-
leichtern. Im übrigen fällt auf, dass die Er-
läuterungen Brackers zu § 55 und zu § 65 
GO – Aufgaben des hauptamtlichen Bür-
germeisters in Gemeinden und in Städten 
-  entsprechend den Gesetzestexten  in 
weiten Passagen und mit Wiederholungs-
wirkung nahezu wörtlich übereinstimmen. 
Insoweit macht sich das Fehlen sowohl 
einer Neubekanntmachung der GO mit 
einem authentischen Wortlaut (s. Art. 13 
des Gesetzes vom 22. März 2012) als 
auch erst recht das Fehlen einer systema-
tischen Neuordnung der GO bemerkbar, 
für die sich der Landtag in seiner Sitzung 
vom 25. April 2012 ausgesprochen hat (s. 
LT-Drs. 17/2505 und Plenarprotokoll 
17//6846 v. 27. April 2012).
Nach dem Ausscheiden Brackers wird 
Dehn den Kommentar alleine weiterführen.
Zeitlich zwischen der Übernahme der 
Amtsordnung und dem Kommentar zur 
GO liegen Beiträge Brackers zur Gemein-
deordnung  und zur Kreisordnung in den 
Loseblattkommentaren „Kommunalver-
fassungsecht Schleswig-Holstein“ und 
„Landesrecht Schleswig-Holstein“. Der 
Beitrag zur Erläuterung der GO erstreckt 
sich jetzt noch auf die Kommentierung 
von Vorschriften zur Kommunalaufsicht 
und auf die Schlussvorschriften und steht 
auf dem Stand von 2008. Insoweit hat das 
gebundene eigene Buch den von mehre-
ren Autoren verfassten Loseblattkom-
mentar überholt. 
Hinsichtlich der Kreisordnung mündeten 
die Beiträge zum Loseblattkommentar, 
zusammen mit den Beiträgen anderer 
Autoren in einen als gebundenes Buch  
erschienenen Kommentar zur Kreisord-
nung, der immerhin 3 Auflagen erreichte 
(1. Aufl. 1993, 2. Aufl. 1999, 3. Aufl. 2004). 
Die weitergeführten Erläuterungen zur 
Kreisordnung in der Loseblattausgabe er-
strecken sich jetzt noch auf ca. 20   Para-
graphen und stehen auf dem Stand von 
2007 – 2011.

Die Barsbütteler haben sich mit großer 
Mehrheit für ihren amtierenden Bürger-
meister entschieden. Mit 2378 Ja-Stim-
men und somit einer Zustimmung von 
90,8 Prozent sowie einer Wahlbeteiligung 
von 25,2 Prozent zeigte sich Thomas 
Schreitmüller sehr zufrieden: "In Schulno-
ten ausgedrückt wäre das wohl eine 1-." 
Nur 240 Wahlberechtigte, also 9,2 Prozent 
der Wähler, hatten sich gegen Schreit-
müller ausgesprochen. 
Die Wahlbeteiligung erreichte mit 25,2 
Prozent zwar keinen Top-Wert, wie ihn 
Schreitmüllers Amtskollege in Großhans-
dorf mit über 35 Prozent hält. Dennoch 
empfand der Kandidat die Wahl als reprä-
sentativ. Er bedankte sich angesichts des 
positiven Ergebnisses besonders bei der 
Barsbütteler Gemeindeverwaltung, mit 
der er gut zusammenarbeite.
Schreitmüller, der bei seiner Wahl keine 
Gegenkandidaten hatte, geht in die zweite 
Amtszeit. Bevor er vor sechs Jahren zum 
Bürgermeister von Barsbüttel gewählt 
wurde, war er bereits langjährig als haupt-
amtlicher Bürgermeister der Stormarner 
Gemeinde Tangstedt tätig. Der 45-jährige 
Schreitmüller ist Vorsitzender des Kreis-
verbandes Stormarn des Schleswig-Hol-
steinischen Gemeindetages und damit 
Mitglied im Landesvorstand. Der SHGT 
gratuliert deshalb ganz besonders herz-
lich zur Wiederwahl. 

Bürgermeister Thomas Schreitmüller 
im Amt bestätigt

Diese Zwischenspiele und Überlappun-
gen zeigen gleichfalls die Flexibilität und 
Arbeitskraft, mit welcher Autor und Verlag 
an die Erläuterungswerke herangegan-
gen sind und welche Lücken durch das 
Ausscheiden Brackers hier gerissen wer-
den.

Dr. Jost-Dietrich Busch 




